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Kommentar 


“Ein Verbot der PKK 
wird die Anschläge in Zukunft 


nicht verhindern” 


nschläge auf Menschen, egal von 
A sie ausgehen, treffen auf unsere 

uneingeschränkte Ablehnung. Ich 
denke, daß es in diesem Punkt keine Diffe- 
renz gibt - ich hoffe es zumindest. Das kurdi- 
sche Volk kämpft um demokratische Rechte, 
ja, um Menschenrechte, die ihnen von der 
türkischen Zentralregierung nicht nur vor- 
enthalten, sondern ihnen sogar mit militäri- 
scher Gewalt ausgetrieben werden. Daß 
dieser Kampf sich Mittel bedienen muß, die 
sichtbar werden lassen, worum er geführt 
wird: eben um Demokratie, um Unabhän- 
gigkeit, um kulturelle Integrität und Men- 
schenrechte, davon bin ich überzeugt. 

Anschläge, wie sie Anfang November in 
der Bundesrepublik und in anderen europäi- 
schen Ländern verübt wurden, gehören 
nicht dazu, dürfen nicht dazu gehören. Sie 
verdunkeln diese Ziele. Wer um Demokratie 
und Menschenrechte kämpft und dafür Soli- 
darität braucht, muß bedenken, daß diese 
Solidarität durch solche Aktionen beein- 
trächtigt wird, sogar unmöglich werden 
kann. Die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK) 
hat in einer Erklärung bestritten, daß sie als 
Organisation Verantwortung dafür trage - 
aber sie hat gleichzeitig erklärt, daß es sich 
bei diesen Anschlägen um "natürliche und 
verständliche Reaktionen gegen die Massa- 
krierung und Vernichtung einer Nation” 
handeln würde. Diese Haltung ist abzuleh- 
nen, auch wenn - oder besser: obwohl - sie 
etwas Wahres enthält. 

Gegen das kurdische Volk in der Türkei 
wird ein grausamer Krieg geführt, bei dem 
die türkische Regierung offenbar keinerlei 
Zurückhaltung mehr kennt. In der Frankfur- 
ter Rundschau war zu lesen, daß 800 kurdi- 
sche Dörfer inzwischen zerstört worden 
sind. Die türkische Armee hat nach Angaben 
eines ZDF-Teams den 950 Einwohnern des 
kurdischen Dorfes Kursunlu ein Ultimatum 
gestellt, ihr Dorf umgehend zu verlassen, 
andernfalls würden sie das Dorf beschießen. 
Und die Waffen, die dort eingesetzt werden, 
sind grausam - die Bundesregierung weiß 
das sicher, denn sie hat diese Waffen ja 
geliefert: BTR-60-Panzer aus NVA-Bestän- 
den. Dieser Zusammenhang, kann nicht 
geleugnet werden und macht die Empörung 
von gewisser Seite zur Heuchelei. 


Bedrückend ist - und das geht jetzt weit über 
die Anschläge von Anfang November hin- 
aus, weil jeder sich beschämt fühlen müßte, 
wenn er hier einen Vergleich zu den Vor- 
gängen in Kurdistan selbst zuließe - die Tat- 
sache, daß Organisationen, die lange und zu 
Recht gegen die Unterdrückung und Repres- 
sion, gegen Folter und militärischen Terror 
kämpfen, häufig irgendwann beginnen, der 
Logik eines solchen Krieges zu folgen. Daß 
sie beginnen von den Methoden ihrer Unter- 
drücker zu ”lernen”. Daß die Opfer ihren 
Tätern aufs Handwerk schauen und sich ent- 
scheiden, einiges von diesem Handwerk 
selbst anzuwenden - und sich dann auch 
von Länder- und Staatsgrenzen nicht beirren 
lassen, weil es für die Täter auch eine gren- 
zenlose Mittäterschaft gibt. 


er Krieg ist ein Meister aus Deutsch- 
I - dieses Wort von Paul Celan 

paßt heute auf kaum eine andere 
Region so gut wie auf Kurdistan. Aber was 
tun wir hier dagegen? Hat die Regierung 
nach dem Rücktritt des früheren Verteidi- 
gungsministers Stoltenberg irgendetwas 
getan, um den Waffenstrom an die türkische 


Protestierende Kurden nach der Schließung ihres Kulturzentrums in Freiburg i.Br. 


\ 


Regierung zu stoppen? Nein, die Geschäfte 
gehen weiter. Die deutsche Regierung ist 
Mittäter geblieben, beim Massaker am kur- 
dischen Volk. 

Dies aber sind die Umstände der 
Anschläge vom November. Auch wenn wir 
die Anschläge verurteilen, können wir nicht 
so stumpfsinnig sein und übersehen, daß in 
diesen Anschlägen ein Aufschrei liegt. 

Nicht ein Verbot der PKK wird solche 
Anschläge in Zukunft verhindern können, 
sondern nur ein Verbot jeglicher Waffenlie- 
ferungen für den Krieg gegen das kurdische 
Volk. 

Die Bundesrepublik muß ihre Mittäter- 
schaft an diesem Krieg beenden; sie muß im 
Gegenteil alles daran setzen, die türkische 
Regierung zu einem Weg zu drängen, wie er 
von der heutigen israelischen Regierung 
gegenüber den Palästinensern und der süd- 
afrikanischen Regierung gegenüber der 
schwarzen Mehrheit gegangen wurde. Erst 


dann sind sinnvolle und notwendige 
Schlußfolgerungen aus den Ereignissen 
gezogen. 
Ulla Jelpke 
(PDS/LL) 
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Iısrael/Palästina 


Die endgültige Marginalisierung 
der Palästinenser 


In seinem ausführlichen Kommen- 
tar zum Osloer Abkommen zwi- 
schen der PLO und Israel (siehe 
auch blätter des iz3w Nr. 193, S. 
3ff) weist Hans Branscheidt nach, 
daß der Vertrag die Lage der Palä- 
stinenser nicht bessert. Er kritisiert 
auch die von deutscher Seite auf 
Israel/Palästina projizierten 
euphorischen Hoffnungen. 


ein einziges der größeren Friedensab- 
Kemer und keiner der Versuche auf 

Verhandlungslösung der jüngsten Ver- 
gangenheit befriedete dauerhaft den jeweili- 
gen Konflikt der irgend beteiligten Parteien. 
Nicaragua, EI Salvador, Somalia, Angola, 
Afghanistan, Kambodscha und Kurdistan 
sind Beispiele dafür. Von der Tragödie im 
ehemaligen Jugoslawien ganz zu schwei- 
gen. In allen diesen Fällen wurden ‘Frie- 
denserhaltende Maßnahmen’ oder langfri- 
stig wirksame Verhandlungslösungen 
durchgeführt oder doch eingeleitet, ohne 
daß die Gewalt ein Ende nahm, die sich 
auch dann in meist nur neuer Form einen 
Weg bahnte, wenn die Vereinten Nationen 
oder mächtige Signatarmächte beteiligt 
waren. Dies liegt, ohne pauschalisieren und 
von jeweiligen diffizilen Problemkonstella- 
tionen absehen zu wollen, durchweg daran, 
daß den vorhandenen Konfliktsubjekten kei- 
ne tragfähige und überzeugende soziale 
Zukunft versichert werden konnte und oft 
genug auch nicht werden sollte. Nach oder 
im Laufe von politischen Verhandlungen 
ergaben sich regelmäßig nur noch trostlose- 
re Zukunftsaussichten für diejenigen, die 
sich von der Partizipation an internationaler 
Politik und Weltmarkt um Lichtjahre ent- 
fernt erfahren: hoffungslos. 


Am Ende des allenthalben geforderten 
Dialogs steht daher auch nicht dessen zivile 
und geordnete Fortsetzung, sondern der Ruf 
eben doch der Realpolitiker nach Gewalt, 
Intervention und Truppen, camoufliert 
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bestenfalls im Sinne des aktuellen “Militär- 
humanismus“. 

Daß in Anbetracht dessen für Israel/Palä- 
stina von deutscher Seite aus eine überwälti- 
gend positive Erwartungshoffnung projiziert 
wird, muß sich deshalb auf andere Gründe 
beziehen als auf ein außerordentlich vages 
und unspezifiziertes Abkommen, dessen 
sämtliche Bestimmungen und Vorausset- 
zungen schon vom Text her nichts anderes 
als programmierte Unstimmigkeiten und fol- 
gende Enttäuschungen erwarten lassen. 

Da zudem alle sozioökonomischen Fak- 
toren in Palästinas besetzten Gebieten die 
denkbar schlechtesten Umstände für eine 
soziale Emanzipation und Existenz der dort 
Lebenden bieten, muß die mit aller nur ver- 
fügbaren Suggestivkraft der Medien applau- 
dierte “Lösung” erst recht den kritischen 
Gedanken zu der Frage veranlassen, aus 
welchen anderen Quellen die allgemein 
günstige Erwartung sich speist. 

Es hat dies wohl etwas zu tun mit jenem 
Alp, der aus der Geschichte der Judenverfol- 
gung resultiert; dessen Druck auch kaum 
nachließ, als sich an späterem konkreten Ort 
die Unterdrückung der Palästinenser im 
Rahmen eines israelischen Staates ereignete, 
der zur Fluchtburg der zum Exodus getriebe- 
nen jüdischen Menschen wurde. Diese 
ungeheure und schwer erträgliche Disso- 
nanz, sich aus historisch-moralischen Grün- 
den unbedingt für die aggressiv fundierte 
neue Staatsgründung Israel einsetzen zu 
müssen, indem gleichzeitig die folgenden, 
wenn auch mit Auschwitz nicht vergleich- 
baren Leiden der Palästinenser kleinzu- 
schreiben waren, dürfte die genetische 
Bedingung für die undifferenzierte Zustim- 
mung zum nahöstlichen Vertragswerk aus- 
machen, die aus dieser Zwangslage endlich 
auch das neueste linke und kritische 
Deutschland tendenziell befreien möchte: 
durch einen Vertrag, der auch dann deswe- 
gen willkommen ist, wenn er nur die Lösung 
simuliert. 


Es hat nun ein Ereignis stattgefunden, das 
die Vergangenheit mitbeenden soll: der Dia- 
log. Dessen Grundlagen und Voraussetzun- 


gen sind nicht Gegenstand der Kritik. Der 
Mangel an Substanz wird durch das Hosian- 
na einer fast kompletten Reihe standardisier- 
ter Clich6es kompensiert: “Symbolischer 
Händedruck, Feindbilder abbauen und 
Annäherung wagen“. 


Festschreibung auf den Status 
von Soweto 


Da man genau weiß und eigentlich auch 
sagen müßte, daß die konkreten Inhalte des 
Abkommens nichts bedeuten außer der end- 
gültigen Festschreibung der Araber Palä- 
stinas auf den Status von Soweto, ereignet 
sich diese Art von Interpretation im Scheine 
magischer Kategorien wie der von einem 
“ersten Schritt”, dem wenigstens in der Asso- 
ziation weitere folgen sollen. 


Wie kann man aber als demokratischer 
Geist einen Vertrag gutheißen, dessen erster 
wirklicher Schritt darin besteht, einige hun- 
derttausend Palästinenser der Diaspora 
andauernd auszugrenzen, und von jedem 
garantierten Anspruch auf zukünftig territo- 
riales Zusammenleben verbindlich auszu- 
schließen? Jene nämlich, die jetzt im Liba- 
non verjagt werden, die letztlich auch in 
Syrien zur Disposition stehen, und über die 
in der kompetenten Nahost-Zeitschrift Al- 
Hayat berichtet wird, daß man sie in 
Geheimverhandlungen Saddam Hussein 
“anbietet”, der dafür auf die Lockerung des 
Embargos gegen den Irak hoffen darf. 

Nicht nur die Rechte dieser Menschen 
werden durch den Vertrag beschnitten: ihre 
Identität wird in Frage gestellt. Das was ihre 
Identität bedeutete, die Flüchtlingspapiere 
der UNRWA, die Bezugsscheine der “Gast- 
staaten”, wird nun ersetzt, erneuert, vor 
allem einbehalten und für ungültig erklärt. 
Mehr als 30 000 Palästinenser aus dem Liba- 
non, die die Staatsbürgerschaft anderer Län- 
der angenommen haben, sollen aus den 
UN-Registern schon gestrichen worden 
sein. Ihre Rechte sind damit verloren. Sie 
werden in einem langwierigen Prozeß nach- 
weisen müssen, daß sie Palästinenser sind. 


Als Volk sind die Palästinenser von Ver- 
nichtung bedroht. Was hierzulande merk- 
würdigerweise nur dann geglaubt wird und 
öffentlich Zustimmung findet, wenn sie von 
der deutschen Presse als praktisches Zitati- 
onsobjekt verwendet werden, um an ihrem 
Beispiel auf die Gefahren für die Muslime in 
Bosnien zu verweisen. Politisch, national, 
kulturell, territorial, sozial wie psycholo- 
gisch fühlen sie sich unter enormem Druck, 
denn die geringe Teilbevölkerung, für die 
das Abkommen gelten könnte, stellt nur eine 
Minderheit dar. Der Ausschluß der Mehrheit 
durch den Vertrag, aller anderen, die in den 
Lagern der Westbank weiter als Flüchtlinge 
leben wie in der verzweigten Diaspora, 
bedeutet die konstitutive Spaltung des 
ganzes Volkes, deren Ergebnisse nur Bürger- 
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krieg und Fortsetzung der Militanz stimulie- 
ren können. 

Die Anerkennung dieser Perspektive 
drückt sich in den ersten wirklich konkreten 
Maßnahmen der PLO aus: Forcierung der 
Sicherheitsmaßnahmen und prioritärer Auf- 
bau eines unverhältnismäßigen Sicherheits- 
wesens. In Personalunion mit den Bestre- 
bungen des israelischen Staates, der als Chef 
der Rekrutierungsbüros der PLO-Polizei 
Ibrahim Muhanna zur Verfügung stellte, der 
zuvor 30 Jahre lang als einer der fähigsten 
Palästinenserverfolger in ihren Diensten 
stand. Bestürzend die formelle Bitte der PLO 
an die israelische Polizei, ihre Sicherheits- 
kräfte “aus den Lagern zuletzt abzuziehen”, 
wo eben die unsicheren Kantonisten leben, 
die ehedem als Hoffnungsträger und sozial- 
revolutionäres Potential verstanden wurden 
und nun ihre eindeutige Kriminalisierung 
erfahren; eine aufschlußreiche Stigmatisie- 
rung Verelendeter, die neuerdings auch im 
Rahmen des Cliches "Falken vs. Tauben” 
Fortsetzung findet in der Betrachtungsweise 
deutscher Linker. 

Autonomie, wie sie nun vorgesehen ist, 
wird gewöhnlich einer ethnischen Minder- 
heit in einem Land gewährt, deren Bezie- 


Israel/Palästina 


hungen zu diesem Land eher dem Zufall ent- 
springen oder kurzfristiger Natur sind und 
nicht sprachlich, politisch, territorial und 
historisch dauerhaft begründet sind. Entspre- 
chend der in der israelischen Politik (Scha- 
ron) seit langem virulenten Auffassung, die 
Palästinenser seien nur aus dummen und 
falschen Gründen in Israel, und gehörten 
eigentlich in Richtung Jordanien. 


Kein vollständiger Abzug 


israelischer Truppen 

Erkennen die Palästinenser das an, geben 
sie genau dieser These neue Nahrung, sie 
gehörten eigentlich gar nicht ins Land und 
hätten deshalb auch keinen Anspruch auf 


wirkliche Souveränität. Darüber hinaus legi- 
timieren die bedrängten Palästinenser mit 
dem aufgezwungenen Autonomieplan Isra- 
els ausschließliches Recht, über Fragen der 
Außenpolitik, der Wirtschaft und alle Belan- 
ge der nationalen Sicherheit zu bestimmen. 
Die Rechte und Möglichkeiten, die allein 


materiell eine Souveränität ausmachen 
könnten, werden zugunsten eines symboli- 
schen Händedrucks für alle Zeit aufgege- 
ben. Die ”Hoffnung”, daß durch dieses 
Abkommen wenigstens die zukünftigen 
Konflikte um Boden und Wasser zivil ausge- 
tragen werden möchten, ist irrige Illusion. 
Es steht nichts dergleichen zur Disposition, 
weil Boden und Quellen längst nicht mehr 
in palästinensischer Hand sind, sondern in 
der von Siedlern, deren dauerhafte 
Ansprüche darauf auch von der jetzt ver- 
handlungsführenden Regierung ausdrück- 
lich garantiert werden. Kein einziger Siedler 
wird den okkupierten Boden verlassen, es 
sei denn um den hohen Preis eben doch 
wieder bewaffneter Reaktion und damit 
neuerlicher Gewalt. Schon gar nicht veran- 
laßt von einer Regierung, deren parlamenta- 
rischer Bestand an einem seidenen Faden 
hängt. Niemand wird eine einzige der neuen 


Stadtgründungen und architektonischen 
Ringe auflösen, die rings um die restlichen 
palästinensischen Orte diese längst einge- 
schnürt und marginalisiert haben. 

Diese Zustände werden im Ausland nicht 
zur Kenntnis genommen, weil stets von der 
öffentlich geförderten Illusion ausgegangen 
wird, die besetzten Gebiete seien noch 
intakt und als solche auch verhandelbar. 

Auch bei den jüngsten Verhandlungstort- 
setzungen in Kairo wurde klargemacht, daß 
das fruchtbare Jordantal niemals Gegen- 
stand der Debatte sein soll, daß über die 25 
Quadratkilometer Jericho (die auch weitge- 
hend bis jetzt schon palästinensisch genutzt 
waren) nichts hinausgeht, daß es um andere 
verbliebene Terrains der Westbank schon 
gar nicht geht, und daß nur der Müllplatz 
Ghaza der PLO übergeben werden soll. 

Und soweit das Abkommen mit Jordani- 
en bekannt ist, werden Amman lediglich 
einige kleine Stücke der Jordansenke über- 
geben sowie verschiedene rohstoffreiche 
Ressourcen am Toten Meer: diese sollen 
jedoch im sofortigen Gegenzug für einen 
“symbolischen Betrag” wieder von der israe- 
lichen Regierung auf alle Zeit “geleast” 
werden. Vertraglich festgehalten. Ein kluger 
Schachzug, der die Ausbeutung der dort ver- 
muteten Gas- und Erdölvorkommen ermög- 
licht, was zuvor in diesem militärischen 
Sperrgebiet nicht möglich war. 

Selbst in den autonomen Flecken sieht 
das Abkommen keinen Abzug der israeli- 
schen Truppen vor, sondern lediglich deren 
Umgruppierung. Wer die Geographie 
Jerichos kennt, einer Grenzstadt, weiß, daß 
jeglicher Gedanke an Entfernung der hier 
frontlinienmäßig eingegrabenen Zahal- 
Armee blanker Unfug ist. Übrig bleibt eine 
Kleinstadtregierung mit gelegentlichem 
Wohnsitz für Yassir Arafat. 

Liest man den Vertrag genau, entdeckt 
man auch, daß es keinerlei explizites Zuge- 
ständnis Israels (das nicht einmal anerkennt, 
Besatzungsmacht zu sein) gibt, die Besat- 
zung mit den sie auszeichnenden Gesetzen, 
Bestrafungs- und Kontrollapparaten zu 


beenden. Hingegen werden sehr wohl die 


nationalen Rechte eines Volkes, das 1948 zu 


Flüchtlingen gemacht wurde, erfolgreich für 


immer annulliert. 


Palästinensische Wirtschaft 


Auch ein anderes geäußertes ‘wishful 
thinking’, daß jene diskriminierten arabi- 
schen Bürger des Staates Israel (die inner- 
halb der Grenzen von 1948 leben) vor dem 
Hintergrund von Vertrag und vermutetem 
palästinensischem Aufschwung auf ihre 
“völlige Gleichstellung” als Bürger pochen 
können, blamiert sich vor der Wirklichkeit 
der 70.000 Negev-Beduinen, die seit eh und 
je im Besitz all dieser vollen staatsbürgerli- 
chen Rechte sind. - Sie wurden verfolgt und 
vertrieben, die Border Patrol in der Gegend 
um Beersheba zerstörte sogar ihre Friedhöfe. 
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Gegen alle diese Grundlagen und Vor- 
aussetzungen, die sämtlich eine autonome 
Existenz und soziale Gleichstellung dauer- 
haft verhindern, wird krampfhaft das Argu- 
ment gehalten, daß sich aufgrund von inter- 
nationalen Krediten, von Entwicklungshilfe 
und Fördermaßnahmen doch wenigstens 
eine gewisse soziale Verbesserung für die 
Marginalisierten erreichen lasse. Begründet 
wird diese Ansicht mit artifiziellen Zahlen 
über Kreditzuweisungen, die es der interna- 
tionalen Öffentlichkeit wie vor allem den 
Palästinensern erleichtern sollen an etwas 
zu glauben, was bei nüchterner Betrachtung 
nur depressiv stimmen kann. Auch in den 
Angeboten der Weltbank ist das Kleinge- 
druckte entscheidend. Geld erhält nur, wer 
über Projekte oder Ressourcen verfügt, die 
eine erfolgreiche “Absorption der Mittel” 
versprechen. Da die Weltbank genau weiß, 
daß diese zwingenden Bedingungen auf 
palästinensischer Seite nur in den wenigsten 
Fällen gegeben sind, kann sie ihre quasi- 
Zusagen gefahrlos machen. 

Bereits in der Kabinettsitzung vom 2.11., 
auf der die Linie der Taba-Gespräche festge- 
legt wurde, hat Rabin dieses Wissen zur 
Beruhigung aller eingebracht: “Die Palästi- 
nenser seien nur bei Forderungen einig; 
doch es fehlten noch immer Wirtschaftsplä- 
ne und Maßnahmen, das angebotene Geld 
zu verwenden (FAZ)”. Er weiß wenigstens, 
worüber er redet. 

Abu Ala, der für die PLO die Geheimver- 
handlungen in Oslo führte, spricht von 
einem Bedarf von 11,5 Mrd. US$ für den 
wirtschaftlichen Aufbau und die Infrastruk- 
tur in der Übergangsperiode (Al Quds, 
27.4.93). Demgegenüber nehmen sich die 
Zusagen beispielsweise der EG bescheiden 
aus. Diese sind ohnehin ein bloßes Zahlen- 
spiel, denn gemessen an ihren bisherigen 
Verpflichtungen gegenüber der UNRWA, 
haben sie kaum etwas draufgelegt: ganze 20 
Mio. US$ zusätzlich für 1993. Mit solchen 
Beträgen kann nicht einmal die Infrastruktur 
in der Westbank halbwegs auf den israeli- 
schen Standard gebracht werden. Über- 
haupt nicht im Abkommen bedacht sind die 
durch 25 Jahre Besatzung verursachten 
Schäden, die Folgen der gezielten Zer- 
störung und Marginalisierung der palästi- 
nensischen Ökonomie. Allein durch die 
Schließung der Gebiete im März dieses Jah- 
res entstand der palästinensischen Wirt- 
schaft ein täglicher Schaden von 45 Mio. 
US$ (Al Hayat, 17.4.93). Generell ist die 
internationale Unterstützung konzeptionell 
nicht auf die Stärkung der palästinensischen 
Ökonomie ausgelegt, sondern auf gemein- 
same Projekte, die in jeder Beziehung ein- 
seitig dominiert sind und im Resultat eine 
über Palästina vermittelte Wirtschaftshilfe 
für Israel ausmachen. Während folgenlos 
oder nur in marginaler Bedeutung von einer 
ökonomischen Stärkung der Palästinenser 
die Rede ist, werden synchron die einzigen 
handfesten Tatsachen bereits auf der ande- 
ren Seite geschaffen: 13 500 (1994) neue 
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Israel/Palästina 


x 
s 


Das Haus Ariel Scharons mitten im arabischen Teil Jerusalems 


Wohnungen für jüdische Israelis im kaum 
noch  identifizierbaren Ost-Jerusalem. 
Wodurch die auch hier verwundert gestellte 
Frage, wieso der moderate ehemalige Jeru- 
salemer Bürgermeister Kollek die rettenden 
palästinensischen Stimmen nicht erhielt, 
wohl einigermaßen beantwortet ist. 457 


Mio. US$ der amerikanischen Wirtschafts-. 


hilfe für Israel, die gegen den jedenfalls 
erklärten Willen der US-Administration 
doch in die Besiedelung der besetzten 
Gebiete gesteckt wurden, erhielten durch 
den Vertragsschluß nachträgliche Rechtfer- 
tigung. 

Im übrigen ist eine palästinensische Öko- 
nomie, die eine Basis für rentable Investitio- 
nen sein könnte, nirgends vorhanden. In 
landwirtschaftliche Produkte zu investieren, 
die bislang die Europäische Gemeinschaft 
zu Sonderpräferenzen aus Israel bezog, hät- 
te auf arabischer Seite in Anbetracht übersät- 
tigter Märkte wenig Sinn. 

Palästinensische Wirtschaft: das sind 
einige Futtermittelkooperativen, wenige pri- 


mitive Handwerksbetriebe und Manufaktu- 
ren für den unmittelbar eigenen Bedarf, ein 
schmaler Dienstleistungssektor im touristi- 
schen Bereich, und vielleicht noch einige 
Plantagen in Ghaza. Entwicklungshilfe, 
wenn überhaupt, kann aber nach den Sach- 
kriterien der Geberländer im Grunde nur an. 
jene gehen, die über Wasser, Ressourcen 
und Know how verfügen, und die allenfalls 
investitionsgestützt bereit sein werden, eini- 
ge arabische Arbeiter zu Niedrigstlöhnen in 
Farmen und Betrieben anzustellen. Schick- 
sal einer Reservearmee, die sich zudem 
immer chancenloser um Jobs auf unterster 
Stufe wird schlagen müssen, die zunehmend 
den jüdischen Einwanderern aus den frühe- 
ren Ostblockstaaten zugestanden werden. 
Wenn erst die soziale Deprivation eines 
Volkes vollendet ist, kann die Freiheit ruhig 
gewährt werden, sich niemals mehr davon 
erholen zu können. 

Bleiben ein paar touristische Holiday- 
Resorts im Ghaza-Streifen übrig, wo 
Küstenlinie und Sand recht einladend sind, 


von mittelständisch gehobenem Zuschnitt ä 
la Robinson Club vielleicht, stacheldrahtge- 
schützt wie neuerdings überall auf der Welt, 
mit einer schmalen Pforte für die Ghaza- 
autonomen Dienstboten. 

Die große Freihandelszone Ghaza, von 
der partout die trotzig-optimistische Rede 
geht, ist die Makulatur eines inzwischen 6 
Jahre alten Planes. Niemand will dort eine 
Freihandelszone, keiner braucht sie, über 
ihre wirtschaftliche Machbarkeit und ihren 
Inhalt gibt es keinen einzigen Gedanken. 
Entspräche die Idee irgendeinem wirtschaft- 
lichem Realismus, wäre sie längst in Tel 
Aviv, Cypern oder sonstwo angegangen 
worden. Bill Clinton mit seinen NAFTA-PIä- 
nen für Mittelamerika ist Zeuge, wie ungern 
solche neuen Zonen gesehen werden, die 
jeder GATT-Vereinbarung schmerzhaft im 
Wege stehen. 


Es wird 
Hilfsanstrengungen geben 


Diese ganze Lösung im Rahmen der Nah- 
ostfriedensabkommen bedeutet die endgül- 
tige Festschreibung der Palästinenser auf 
dem Niveau sozialer Unterwerfung ohne 
jede erkennbare Chance, diese Bedingun- 
gen langfristig spürbar verbessern zu kön- 
nen, 

Allerdings wird es Hilfstanstrengungen 
geben. Die deutsche gtz bemüht sich um 
den Bau einer Abwasserbeseitigung in El 
Bireh und die Europäische Union hat auf 
ihrer jüngsten Sitzung 35 Hilfsprojekte 
beschlossen: ebenfalls mit Schwerpunkt in 
den Bereichen Abwasserentsorgung und 
Müllbeseitigung. Abgesehen davon, daß 
diese Maßnahmen langfristig wenig Einkom- 
men und kaum Arbeitsplätze schaffen und 
sicher nur öffentliche Kosten verursachen, 
erkennt man auch bei weiterer Betrachtung 
solcher Maßnahmen sofort, worum es geht: 
Im Falle von EI Bireh um die Reinigung der 
Abwässer, die bislang ungeklärt ins Touris- 
musgebiet Wadi EI Kelt gingen, in den profi- 
tablen Naturschutzbereich, aus dem beiläu- 
fig maßnahmebedingt die Beduinen vertrie- 
ben werden. Bei dem hohen Grad der Zen- 
tralisierung der israelischen Tourismusindu- 
strie dürfte sich der daraus entspringende 
Gewinn recht einseitig verteilen. Am Ende 
bleiben einige Jobs für Palästinenser, die Tee 
kochen und mit Kamelen zum Fotografieren 
posieren. Auch die gtz ist bei allem guten 
Tun auf die handfesten Widerstände längst 
gestoßen und spricht von einer seit dem 
Abkommen sogar noch verkomplizierten 
Situation: ein einziger Brunnenbau für Palä- 
stinenser erfordert die Zustimmung von 28 
israelischen Stellen, während der jüdische 
Siedier jederzeit neue Quellen anbohren 
darf (FR 12.11.93). 

Wenn man vom Wasser redet, kommt 
man auf die Gesundheitsversorgung zu spre- 
chen, weil die miserable Wasserqualität die 
Hauptursache der meisten Massenerkran- 


Iısrael/Palästina 


kungen der arabischen Bevölkerung ist. 
Allein im medizinischen Bereich gelang es 
aus eigener Kraft eine dezentralisierte Ver- 
sorgung aufzubauen, die gemessen an den 
Richtlinien der Weltgesundheitsorganisati- 
on (WHO) international bespielhaft war. 
Diese Basisprojekte von Mohamed Bargh- 
outi und anderen, die wirklich einzige sozia- 
le Errungenschaft Palästinas, ist nun akut 
bedroht durch den Zentralismus der PLO, 
die schon seit einiger Zeit alles in ihren Kräf- 
ten stehende tut, um die unabhängigen 
Gesundheitssysteme aufzulösen, um die 
Medizin in die bewährten Hände des Arafat- 
Bruders Fathi zurückzudelegieren, der als 
langjähriger Vorsitzender des palästinensi- 
schen Roten Halbmonds schon im Libanon 
nichts anderes als gigantische Geldver- 
schwendung betrieb und erschreckende 
Korruptionsverhältnisse förderte. 


Das jetzige Vertragsergebnis ist der Aus- 
fluß systematischer unverhältnismäßiger 
Gewaltanwendung, die nach jedem noch so 
geringfügigen Anschlag mit Einsätzen von 
Kampfflugzeugen und Schnellbooten gegen 
Flüchtlingslager und Schulen reagierte. Dies 
Modell der gnadenlosen Vergeltung hat 
heute Schule gemacht und gilt als Vorbild 
der türkischen Armee in ihren Einsätzen 
gegen oppositionelle kurdische Dörfer und 
Städte. Nicht als wilde Gewalt, sondern als 
zweckrationales Instrument zur Schaffung 
von Voraussetzungen für die Durchsetzung 
von Lösungen gegen Minderheiten, denen 
in mörderischer Pädagogik eingepaukt wer- 
den soll, daß ihnen am vertragsschließen- 
den Ende gar nichts mehr versprochen wer- 
den muß. 

Ein Vertrag, der jetzt unbedingt und rasch 
unter Dach und Fach gebracht werden muß- 
te, weil im Rahmen der wirtschaftlich ma- 
roden Staatengebilde Syrien, Jordanien, 
Algerien, Ägypten und auch Irak, und vor 
dem Hintergrund stagnierender und instabi- 
ler Entwicklungsverhältnisse in Kuweit und 
Saudi Arabien, soziale Explosionen der 
gesamten Region drohen, die auch dem Sta- 


te Department als bedrohlich ins Gesichts- 
feld treten. Er mußte geschlossen werden, 
um eine Restabilisierung Jordaniens zu 
erreichen, um vor dem befürchteten Zusam- 
menbruch Syriens nach Assads Tod mit die- 
sem letzten Stabilitätsgaranten noch eine 
Übereinkunft zu treffen, und um eine in 
Konkurs befindliche PLO gerade noch eben 
ins neue Geschehen retten zu können. Und 
weil es in Anbetracht wachsender sozialer 
Spannung und evidenter Verelendung auch 
praktischer war, die Unterdrückung einer 
palästinensischen Polizei selber zu überlas- 
sen, bekommt er, wie Mandela, sein Soweto 
Ghaza als kostenlose Krönung einer Farce. 


Solidarität mit den 
Palästinensern! 


An dieser Stelle der Argumentation ist 
spätestens die Frage überfällig, ob man denn 
für Gewalt votiere, als Alternative zum wenn 
auch fragwürdigen Frieden. Solche Vermu- 
tung ist unsinnig. Palästinenser kann man 
vor Gewalt wohl nur warnen. Sie haben sie 
schließlich zu spüren bekommen. 

Wie wäre es aber stattdessen, würden 
sich die europäischen Befürworter des als 
friedensgestützt bezeichneten Abkommens 
nun endlich einmal entschlossen und mit 
aller argumentativen Kraft auf die Seite der 
deutlich Unterlegenen stellen? Nein, nicht 
durch den Boykott israelischer Waren und 
Produkte, sondern unter Forderung auf soli- 
darischen Einsatz der anderen erheblichen 
wirtschaftlichen, finanziellen, politischen 
und diplomatischen Mittel, die ihren westli- 
chen Regierungen zur Verfügung stehen. 

Es gab und gibt ausreichend Grund für 
die Zurückhaltung von Deutschen in der Kri- 
tik an Israel - aber jetzt, wenn also nun Frie- 
den und Waffenlosigkeit Grundlage und 
einmal angenommene’ Tatsache ist, dann 
wäre nun die Probe auf die eigene Glaub- 
würdigkeit wohl endlich einmal fällig, mit 
einem offenen Wort: Solidarität mit den 
Palästinensern! 

Dies bitte fernab vom Allerlei sozialer 
Unterstützung, von hot lines und ambulan- 
ten Hilfsprojekten für die Palästinenser und 
zu unserer caritativen Unterhaltung, aber: 
für friedliche, demokratische und deshalb in 
jeder Beziehung unumschränkt gleichge- 
stellte Koexistenz von allen, die an Ort und 
Stelle leben: Juden, Arabern, Beduinen, 
Drusen und Christen. 

Geschähe dies jetzt endlich überzeugend 
und ohne die übliche insgeheime Parteinah- 
me für die Seite der Sieger: das Ende eines 
der schrecklichsten Kapitel der Nachkriegs- 
geschichte könnte womöglich tatsächlich 
eingeleitet werden. Der Vertrag, um den es 
geht, muß deshalb demokratische Revision 
erfahren. 

Hans Branscheidt 
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Frankophones Afrika 


Zwischen den Stühlen 


Franc-Zone ringt um Handlungsspielraum 


Im Vorfeld der Ministerkonferenz des 
frankophonen Afrikas am 21./ 22. 
September 1993 in Abidjan stellten 
die Zentralbanken dieser Länder die 
Rücknahme ihrer Banknoten aus dem 
Ausland ein. Europäische Banken 
nehmen daher keine frankophonen 
Währungen mehr an. Der bisher gän- 
gigen Praxis afrikanischer Eliten und 
dort tätiger Geschäftsleute, ihre 
Schäfchen in Europa ins Trockene zu 
bringen, wird somit ein Riegel vorge- 
schoben. Die Finanz- und Wirt- 
schaftsminister sowie die französi- 
sche Delegation verordneten den kri- 
sengeschüttelten Ländern eine Reihe 
von Spar- und Anpassungsmaßnah- 
men, die die öffentlichen Haushalte 
sanieren und die Privatwirtschaft stüt- 
zen sollen. Der Ausbau der 
Währungsunion zur Wirtschaftsunion 
soll die regionale Integration stärken. 


ie seit 1948 bestehende CFA-Zone 
|)“ sich neben Frankreich aus der 

Union Mone&taire Ouest-Afriquaine 
(UMOA) mit Benin, Mali, Elfenbeinküste, 
Niger, Burkina Faso, Senegal und Togo 
sowie der Union Douaniere et Economique 
de !’Afrique Centrale (UDEAC) mit Äquatori- 
alguinea, Gabun, Kamerun, Kongo, Tschad 
und der Zentralafrikanischen Republik 
zusammen. In den Verwaltungsräten der 
beiden Zentralbanken BCEAO und BEAC' 
sind die französischen Vertreter in der Min- 
derheit, verfügen aber gegenüber den afrika- 
nischen Ländervertretern über ein Veto- 
recht. Zu den wesentlichen Funktionsprinzi- 
pien gehörten ein festes Wechselkursver- 
hältnis (1:50) und uneingeschränkte 
Umtauschgarantie zwischen französischem 
Franc (FF} und frankophonem Franc (F-CFA), 
deren volle internationale Konvertibilität, 
freier Geld- und Kapitalverkehr sowie eine 
Abstimmung der Geld-, Fiskal- und Außen- 
wirtschaftspolitik. Die beiden Zentralban- 
ken unterhalten für alle Länder Operations- 
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konten bei der französischen Zentralbank, 
über die Währungstransaktionen getätigt 
und auf denen 2/3 der Gold- und Devisenre- 
serven der Länder geführt werden. Gibt ein 
Land mehr Devisen aus als es einnimmt, 
dann bürgt Frankreich für dieses Defizit und 
hält den F-CFA damit stabil. Die Neukredit- 
aufnahme der Regierungen bei den Zentral- 
banken ist auf 20% der Steuereinnahmen 
des Vorjahres begrenzt. 

Die Communaute Financiere Africaine 
(CFA) sichert Frankreich einen starken politi- 
schen Einfluß in dieser Region. Dies führte 


zum Fortbestehen kolonialer Handelsstruk- 
turen und gewährleistete der Industrie und 
dem Handel Frankreichs privilegierte Märk- 
te ohne Wechselkursrisiko. Die afrikani- 
schen Mitgliedsländer gaben zwar einen 
Teil ihrer monetären Autonomie auf, hatten 
dafür aber einen fast unbeschränkten Zugriff 
auf stabile Währungen. Der F- CFA gewähr- 
leistete stabile Preise und trug so zusammen 
mit den in der CFA-Zone festgeschriebenen 
liberalen Rahmenbedingungen zu einem 
günstigen Investitionsklima bei. Dies führte 
im Vergleich mit Restafrika zwei Dekaden 
lang zu überdurchschnittlichen wirtschaftli- 
chen Wachstumsraten.” Die Eliten genossen 
zudem die Vorzüge billiger Konsumgüter 
aus Frankreich. 


Wirtschaftliche Krise 


Wie im restlichen Afrika hat sich die wirt- 
schaftliche Situation in der CFA-Zone. seit 
den 80er Jahren drastisch verschlechtert. 
Sinkende terms of trade und die durch den 
einfachen Zugang zu Finanzmitteln inner- 
halb der Währungsunion noch unterstützte 
Überschuldung führten zu massiven Zah- 
lungsbilanzproblemen und sinkenden rea- 
len Einkommen. Der Handel mit und Inve- 
stitionen aus Frankreich sind rückläufig. 
Zudem gerieten staatliche und private 
Geschäftsbanken durch die sich verschlech- 
ternde Bonität ihrer Kunden und den Ausfall 
von Tilgungs- und Zinszahlungen in eine 
Liquiditätskrise. Letztere wurden zusätzlich 
durch den staatlichen Zwang zur Kofinan- 


zierung von Weltbank- und Entwicklungs- 
hilfeprojekten belastet. Auch der Agrarsek- 
tor leidet seit den achtziger Jahren zuneh- 
mend unter dieser Krise, da Entwicklungs- 
und Vermarktungsgesellschaften die Ernten 
nicht mehr vorfinanzieren können. 
Umschuldungen und der damit verbundene 
Zwang zu Strukturanpassungsmaßnahmen 
waren die Folge. Mehr als die Hälfte der 
frankophonen Länder stellten ihre Schulden- 
dienstzahlungen zwischenzeitlich ein. Die 
größten Defizite erwirtschafteten dabei Län- 
der mit mittleren Einkommen (Elfenbeinkü- 
ste, Kamerun). Frankreich stellte jährlich bis 
zu 1 Mrd US-$ zur Verfügung, um die Defi- 
zite auf den Operationskonten auszuglei- 
chen. Eine der wesentlichen Ursachen für 
die Liquiditätsprobleme der CFA-Zone ist 
neben den negativen Außenhandelsbilan- 
zen die legale und illegale Kapitalflucht. Die 
Währungsunion institutionalisiert dabei die 
legale Kapitalflucht, da der F-CFA ohne 
Limit auf dem Weg über Geschäfts- und 
Zentralbanken bargeldios nach Frankreich 
transferiert und in FF oder andere Währun- 
gen umgetauscht werden kann. Diese Form 
der Kapitalflucht setzt besonders stark bei 
Wahlen, Regierungswechseln und politi- 
schen Krisen in Frankreich, infolge von 
Abwertungsspekulationen sowie vor den 
regelmäßig stattfindenden Ministertreffen 
der “Frankophonie” ein. Dazu kommt der 
illegale oft mit Schmuggel verbundene Kapi- 
taltransfer. In die CFA-Zone werden ausge- 
hend von Gambia, Ghana und Nigeria sub- 
ventionierte cash crops, Industriewaren und 


vor allem Benzin eingeführt. Der erzielte 
CFA-Erlös wird ”schwarz” außer Landes 
gebracht und gespart, in andere Geschäfte 
gesteckt (z.B. Gold- und Diamantenschmug- 
gel aus Sierra Leone und Guinea) oder 
gleich nach Europa transferiert, wo die freie 
Konvertibilität von F-CFA zu FF auch außer- 
halb Frankreichs bisher gewährleistet war. 
Durch die hohe Inflation und im Rahmen 
von Strukturanpassungsprogrammen (SAP) 
durchgeführten Abwertungen der Nachbar- 
währungen (Ghana, Nigeria) wurde der sta- 
bile F-CFA zur regionalen Handelswährung. 
Allein 1992 wurden 253 Mrd. F-CFA außer- 
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Zentralafrikanische Zoll- und Wirtschaftsunion (UDEAC) 


halb der Franc-Zone umgetauscht.’ Aus 
Gesamtafrika werden nach neuesten Schät- 
zungen ca. 80% des BIP legal und illegal 
transferiert.’ 


Abwertungsspekulationen 


Der F-CFA steht seit 45 Jahren in einer 
unveränderten Relation zum FF. Dieser ver- 
besserte sich in den letzten Jahren deutlich 
zum US-Dollar, in dem die meisten Rohstof- 
fe gehandelt werden. Als Folge davon sind 
die Exporte der CFA-Zone im Vergleich zu 
Ländern mit schwacher Währung relativ 
teuer. Angesichts der desolaten ökonomi- 
schen und monetären Situation verlangen 
Weltbank und IWF daher seit Ende der 80er 
Jahre eine drastische Abwertung des F-CFA 
um 40 - 50%. Dadurch sollen die Export- 
chancen international und regional verbes- 
sert werden. Eine Abwertung um 50% wür- 
de die CFA-Einnahmen aus Exporten ver- 
doppeln. Diese Mehreinnahmen sollen 
dazu beitragen, die Einkommen der Bauern 
zu erhöhen sowie die Zahlungsfähigkeit der 
Regierungen und den’ Schuldendienst zu 
sichern. Durch eine Abwertung verteuern 
sich aber wirtschaftlich prioritäre Einfuhrgü- 
ter (Rohöl, Grundnahrungsmittel, industriel- 
le Vorprodukte) und Konsumgüterimporte 
sowie der Schuldendienst. Exportschwache 


und besonders importabhängige Länder wie 
die Sahelstaaten plädieren daher für eine 
geringe Abwertung von etwa 10%. Die 
exportstarken und relativ industrialisierten 
Länder, wie der weltgrößte Kakaoproduzent 
Elfenbeinküste oder Kamerun, unterstützen 
eine starke Abwertung um 30 bis 50%. Mit 
dem Anwachsen innenpolitischer Spannun- 
gen nimmt die Einsicht in monetäre Refor- 
men aber wieder ab. Dies wird bei Reform- 
gegnern wie Präsident Biya in Kamerun und 
dem Reaktionär Eyadema in Togo deutlich. 
In diesem Sinne argumentierte bislang auch 
Frankreich, das mit Hinweis auf die in ande- 
ren Ländern durch SAP-Maßnahmen aus- 
gelösten ”Brotaufstände” die abwertungsbe- 
dingten Risiken für die politische Stabilität 
und den sozialen Frieden betonte. 


Krisenmanagement 


Die seit 1948 bestehenden wesentlichen 
Prinzipien der uneingeschränkten Konverti- 
bilität zwischen FF und F-CFA und des freien 
Geld- und Kapitalverkehrs wurden im Sep- 
tember für den Bargeldbereich außer Kraft 
gesetzt. Der westafrikanische und der zen- 
tralafrikanische F-CFA kann nur noch im 
jeweiligen Geltungsbereich der beiden Zen- 
tralbanken in FF umgetauscht werden. 


Frankophones Afrika - 


Europäische Banken nehmen keine CFA- 
Noten mehr an, da sie diese nicht mehr bei 
der Banque de France in FF umtauschen 
können. Der illegale Kapitaltransfer wird, 
damit erheblich erschwert. Als direkte Folge 
eröffneten eine Reihe nigerianischer und 
ghanesischer Geschäftsleute und Staatsan- 
gestellte Konten in Jaounde, dem Sitz der 
BEAC.’ Diese Maßnahmen sollen die Liqui- 
dität der Zentral-, Geschäfts- und Entwick- 
lungsbanken erhöhen, um nicht zuletzt 
auch den Regierungen neue Kredite und 
eine kontrollierte Geldpolitik zu ermögli- 
chen. Offiziell stand das Thema Abwertung 
auf der Ministerkonferenz in Abidjan nicht 
auf der Tagesordnung. Abwertungsbefür- 
worter wie Alassane Ouattara ließen sich die 
Zustimmung zum status quo durch die Zusi- 
cherung großzügiger Budgethilfen Frank- 
reichs vergüten. Insgesamt stellt Frankreich 
für die nächsten drei Jahre 3 - 5 Mrd. FF für 
die Deckung von Budgetdefiziten und Pro- 
jekte, u.a. für die Sanierung des Bankwe- 
sens, zur Verfügung.‘ Damit sollen ausste- 
hende Gehälter von Militärs und öffentli- 
chen Bediensteten (Kongo, ZAR, Niger, 
Mali) bezahlt, die Staatschefs in Gabun, 
Kamerun und der ZAR gestützt und eine 
Deeskalierung in Togo, Kongo und Tschad 
bewirkt werden. Vorrangiges Ziel ist die 
kurzfristige politische und soziale Stabilität 
des frankophonen Afrikas, womit sich 
Frankreich faktisch von den Lippenbekennt- 
nissen zur Demokratisierung auf dem 16. 
franko-afrikanischen Gipfel in La Baule 
1990 distanziert hat! 

Als Gegenleistung dafür verpflichten sich 
die Regierungen zu einem weiteren Verwal- 
tungsabbau und Gehaltskürzungen im 
öffentlichen Dienst, zu Steuererhöhungen 
und zur Förderung der regionalen Integrati- 
on und der Privatwirtschaft. Zu diesem 
Zweck wurde für die westafrikanische Regi- 
on die Gründung der Union Economique et 
Monetaire de Ouest Africaine (UEMOA) 
beschlossen. Sie soll eine überregionale 
Kontrolle der Fluchtgelder und der nationa- 
len Budgets gewährleisten. 


Auswirkungen der 
Zentralbankbeschlüsse 


Zweifellos ist es mit den Zentralbankbe- 
schlüssen vom September gelungen, ein 
Stück nationaler Souveränität wiederzuer- 
langen. Die durch die Abwertungsgerüchte 
noch geförderte Kapitalflucht ist ein Haupt- 
hinderniss für wirtschaftliche Entwicklung 
anzusehen. Eine Folge der Beschlüsse wird 
die Bildung von Schwarzmärkten sein, die 
bisher in der CFA-Zone im Gegensatz zu 
Restafrika kaum vorhanden waren. Dabei 
offerieren Geldhändler, Geschäftsleute und 
Firmen F-CFA gegen international frei kon- 
vertible Devisen zu einem besseren Kurs als 
die Banken. Da aber vor allem Touristen 
und Ausländer, die ihr Gehalt in Devisen 
beziehen, für solche Geschäfte in Frage 
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kommen, ist der Umfang des Schwarzmark- 
tes begrenzt und wird die bisherigen illega- 
len Transfers wohl kaum absorbieren kön- 
nen. Von einer erhöhten Liquidität des 
monetären Sektors wird aber in erster Linie 
der Staat profitieren, der seinen Zahlungs- 
verpflichtungen so besser nachkommen 
kann. Die Frage ist aber, inwieweit im priva- 
ten Bereich eine erhöhte Nachfrage nach 
Krediten besteht. Bis heute wird der moder- 
ne Sektor von ausländischen Firmen und 
deren Tochtergesellschaften dominiert. Die- 
se Tendenz wird durch die Privatisierungen 
staatlicher Betriebe im Rahmen von Anpas- 
sungsprogrammen noch verstärkt. Diese Fir- 
men sind in der Wahl ihrer Finanzierungs- 
quellen sehr flexibel und nicht auf Kredite 
aus den afrikanischen Ländern angewiesen. 
Der Aufbau lokaler Betriebe, Industrien und 
Strukturen wird aber nur zum Teil durch 
mangelnde Liquidität verhindert, da Geld - 
und dies gilt auch für den landwirtschaftli- 
chen Bereich - auf dem informellen Markt 
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Frankophones Afrika 


zur Verfügung steht. Schwerer wiegen struk- 
turelle Hemmnisse wie der legale und illega- 
le Billigimport von Lebensmitteln’ und indu- 
striellen Zwischen- und Fertigprodukten 
sowie die technologische Abhängigkeit von 
den Industrienationen. Auf dem Papier 
bestehen in Afrika schon seit Jahren viele 
regionale Wirtschaftsgemeinschaften, die 
jedoch den Rückgang des regionalen Han- 
dels nicht verhindern konnten. Auch die 
Aufkündigung der Konvertibilität zwischen 
dem west- und zentralafrikanischen F-CFA 
ist kein ermutigendes Zeichen für die regio- 
nale Integration. 


Abwertungsdruck und 
französische Interessen 


Mit’ der abnehmenden wirtschaftlichen 
Bedeutung des frankophonen Afrikas für 
Frankreich mehren sich die Zeichen für eine 
von IWF und Weltbank geforderte Abwer- 
tung des F-CFA. In Frankreich geht die Dis- 
kussion inzwischen weit über das Pro und 
Contra einer Abwertung hinaus. Reformpoli- 
tiker und Ökonomen forden zunehmend 
eine ”Mondialisierung” der französischen 
Außenpolitik. 

Auch wenn Frankreichs Handel und 
Investitionen mit Afrika relativ abnehmen, 
bleibt ein starkes Interesse an einer politi- 
schen, ökonomischen und kulturellen Vor- 
machtstellung auf dem Kontinent. Frank- 
reich importierte 1991 für 65,9 Mrd. FF 
Waren aus Afrika (5,1% seiner Gesamtein- 
fuhren, darunter auch strategisch wichtige 
Rohstoffe wie Erdöl und Uran) und expor- 
tierte Waren im Wert von 84,2 Mrd. FF (7% 
der Gesamtexporte). Frankreich ist nach wie 
vor der wichtigste europäische Investor und 
verfügt über mehrere Militärbasen. Ca. 135 
000 Franzosen leben in Afrika.” Folge der 
jahrzehntelangen französisch-afrikanischen 
Verbindung ist eine enge klientelartige Ver- 
flechtung afrikanischer Eliten mit politischen 
Kreisen in Frankreich, die auf beiden Seiten 
erheblich zur Verhinderung von Reformen 
beiträgt. 

Wendepunkt war ein Brief des französi- 


schen Premierminister E. Balladur vom 
16.09.1993 an alle Staatschefs der CFA- 
Zone, in dem er eine verstärkte Zusammen- 
arbeit mit den Bretton-Woods- Institutionen 
ankündigt. Länder außerhalb der internatio- 
nalen Finanzgemeinschaft könnten daher 
nicht mehr von Frankreich unterstützt wer- 
den.’ Hinter den Kulissen verhandeln seit 
den Zentralbankbeschlüssen die afrikani- 
schen Staatschefs sowohl untereinander als 
auch mit Weltbank und IWF. Einem Kom- 
promiß von Allassane Ouattara, Premiermi- 
nister der Elfenbeinküste, der eine stufen- 
weise Abwertung des F-CFA um 50% über 
einen Zeitraum von 12 bis 18 Monaten (ab 
Jan. 1994) sowie Sonderbudgethilfen für die 
Sahelländer vorsieht, haben bereits fast alle 
Länder zugestimmt. Im Gegenzug will die 


Weltbank ihre Finanzblockade aufgeben, 
um die abwertungsbedingte Verteuerung 
von wichtigen Importen auszugleichen. 
Mehrere Länder haben nach inoffiziellen 
Informationen bereits Abkommen mit dem 
IWF unterzeichnet, die eine Schuldenstrei- 
chung um 50-80% für die ärmsten Länder 
vorsehen! Das wäre eine wesentliche Entla- 
stung, obwohl etwa 50% der Schulden 
durch Umschuldungen zustande kommen. 
Nicht gezahlte Zinsen werden in neue Kre- 
dite umgewandelt, auf die wiederum Zinsen 
erhoben werden (Zinseszinsen).'” 

Ob eine Abwertung dazu beitragen wür- 
de, die ökonomischen Probleme der CFA- 
Zone zu bewältigen, bleibt fraglich. Solange 
die multi- und bilateralen Geber nicht ernst- 
haft ent- statt umschulden, besteht kurzfri- 
stig keine Alternative zur Exportorientie- 
rung. Gleichzeitig sinken aber durch ein 
steigendes Angebot und stagnierende Nach- 
frage auf dem Weltmarkt die Preise der 
wichtigsten Exportprodukte. Besonders 
betroffen sind Kaffee und Kakao. Eine 
Abwertung des F-CFA wird die aus dem 
Preisverfall resultierenden Verluste wahr- 
scheinlich nur mindern können und dazu 
beitragen, die bestehende exportorientierte 
Weltmarktintegration zu verstärken. Gleich- 
zeitig würden sich aber alle Importe verteu- 
ern, was besonders die städtische Bevölke- 
rung und lokale Industrie treffen würde. 
Inwieweit dadurch Substitutionsprozesse, 
d.h. der Ersatz von Importen durch lokale 
Produktion angeregt werden könnten, ist 
heute schwer einzuschätzen. Eine verbes- 
serte regionale Integration ist dabei für die 
Herausbildung von Märkten und Produktio- 
nen von zentraler Bedeutung. Protektionisti- 
sche Maßnahmen, Abbau der Importbarrie- 
ren der Industrienationen und ein stärkerer 
Einfluß auf die Preisbildung an den Rohstoff- 
börsen wären notwendig. 


Christian Müller 
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Vorwort 


jahrelang zum Kernbestand bundes- 

deutschen Internationalismus. Von Slo- 
gans auf Jutetaschen über den Früchteboy- 
kott bis zur Kampagne zur Freilassung Nels- 
on Mandelas reichte das Spektrum an Akti- 
vitäten. Primär war die Südafrikasolidarität 
auf den internationalen Boykott des weißen 
Regimes und auf dessen Sturz ausgerichtet. 
Auf die Zeit ‘danach’ ver(sch)wendete man 
kaum Zeit und Energie. In eine ähnliche 
Richtung zielte übrigens auch die Südafrika- 
Berichterstattung in den ’blätter des iz3w'. 


Doch mit der 1989 eingeleiteten 
’Reform‘ des Apartheidregimes und beson- 
ders nach der Freilassung Nelson Mandelas 
im Februar 1990 und mit der Legalisierung 
der Arbeit der Anti-Apartheid- Bewegung in 
Südafrika veränderten sich die Aufgaben der 
Solidaritätsbewegung radikal. Auch wenn 
zu Beginn der ‘Reformen’ verstärkter inter- 
nationaler Druck die Position der südafrika- 
nischen Opposition unterstützte, so verloren 
die Boykott-Aktionen mit der schrittweisen 
Eliminierung der Apartheid-Gesetze zuneh- 
mend ihren Sinn. Die Solidaritätsbewegung 
hatte eigentlich ihre Ziele erreicht. Auch bei 
uns in der Redaktion fand ein Sinneswandel 
statt. Jetzt galt es, sich nicht nur gegen das 
weiße Regime abzugrenzen, jetzt waren 
Konzepte, Strategien für den (Wieder-)Auf- 
bau des Landes gefrag. Und der Über- 
gangsprozeß in Südafrika hat sich weiterent- 
wickelt. Als ’stille Revolution‘ wird die 
Unterzeichnung der Verfassung am 
17.11.1993 in Kempton Park (Johannesburg) 
in die Geschichte des Landes eingehen, Die 
Verfassung wird fünf Jahre gültig sein und 
gibt erstmals in der Geschichte Südafrikas 
allen Bewohnern, unabhängig von ihrer 
Hautfarbe, das Wahlrecht (die ersten demo- 
kratischen Wahlen werden am 27.April 
1994 abgehalten). Die (Übergangs-)Verfas- 
sung schreibt eine Machtteilung (zwischen 
schwarzer Mehrheit und weißer Minderheit) 
und eine Übergangsregierung der nationa- 
len Einheit bis 1999 fest. 

Der Weg bis dahin kann steinig werden, 
er kann auch scheitern. Bereits im Vorfeld 
der Verfassungsdiskussion war klar, daß der 


Seinen am zu Südafrika zählte 


Südafrika 


Verfassungsentwurf von den Gruppen der 
konservativen ‘Freiheitsallianz‘ (Inkatha 
Freiheitspartei (IFP), Gruppierungen der 
burischen Rechten und den ‘Regierungen’ 
der Homelands Bophuthaswana und Ciskei) 
boykottiert wird. So mischt sich in die Freu- 
de über die Unterzeichnung des Entwurfs, 
die Angst vor neuen Gewalttaten. Die Fort- 
setzung des Dauerkonflikts ist eigentlich 
vorprogrammiert. 

Nicht nur die konservative Opposition 
stellt eine ernstzunehmende Herausforde- 
rung für die Zukunft des Landes dar. Für vie- 
le Anhänger des African National Congress 
(ANC), der laut Meinungsumfragen bei den 
Wahlen mit etwa 60 Prozent der Stimmen 
rechnen kann, ist die ehemalige Befreiungs- 
bewegung zu viele Kompromisse eingegan- 
gen. Vor allem Jugendliche erwarten eine 
schnelle Verbesserung ihrer Situation und 
sind von der ’Realpolitik’ des ANC ent- 
täuscht. 

Dennoch bedeutet die Einigung auf einen 
gemeinsamen Verfassungsentwurf einen 
Erfolg, mit dem vor zwei Jahren kaum 
jemand gerechnet hatte. Dieser Themen- 
schwerpunkt zu Südafrika orientiert sich an 
den Zukunftsaussichten des Landes. Im Zen- 
trum unseres Interesses stand dabei weniger 
ein bloßer Rückblick auf die Verbrechen des 
weißen Regimes, dessen Politik als Erblast 
für ein demokratisches Südafrika stets analy- 
siert und kritisiert wird, als vielmehr ein Aus- 
blick auf die Entwicklungschancen für Süd- 
afrikas demokratische Zukunft. 


ie fragil sich der gesamte Über- 
gangsprozeß seit 1990 darstellt, 
zeigt Ulf Engel im einleitenden 


Beitrag zu diesem Schwerpunkt. Daß mit der 
Unterzeichnung der Verfassung die gewalt- 
tätigen Auseinandersetzungen versiegen 
werden, mag eine vage Hoffnung sein, die 
sich schon zu Beginn des Reformprozesses 
als Trugschluß herausstellte. Politisches Kal- 
kül und der Kampf um die Machtbeteiligung 
haben eher zum Gegenteil geführt. Wer von 
diesen gewalttätigen Auseinandersetzungen 
profitiert und wem damit Schaden zugefügt 
wird, zeigt der Artikel von Daniela Volk, 


ohne dabei geschichtliche Hintergründe 
außer Acht zu lassen. 

Ergänzt wird dieser Beitrag durch ein 
Interview mit Graeme Simpson, Vizedirek- 
tor des Instituts zur Erforschung von Gewalt 


und Versöhnung in Johannesburg. Ihn 
befragten wir zu den Chancen für eine Been- 
digung der gewaltsamen Auseinanderset- 
zungen. 

Das Entwicklungsmodell, das die weiße 
Minderheit Südafrikas vorantrieb, unter- 
scheidet sich grundlegend von den Entwick- 
lungsvorstellungen der schwarzen Mehrheit 
des Landes und ihren politischen Repräsen- 
tanten. Samir Amin analysiert die Gründe für 
das Scheitern des ‘Projekts Südafrika’ wie es 
die Weißen betrieben und zeigt im 
Anschluß daran, daß eine wirkliche Demo- 
kratisierung des Landes notwendig sein 
wird, um für die Mehrheit Südafrikas über- 
haupt eine Perspektive entwickeln zu kön- 
nen. In einem zweiten Beitrag nimmt Samir 
Amin eine Einordnung Südafrikas in das 
Weltsystem vor. Hier unternimmt der Autor 
den Versuch, die Neugruppierung der soge- 
nannten Dritten Welt zu analysieren und 
gelangt für Südafrika zu dem Schluß, daß 
eine realistische Betrachtung des Entwick- 
lungsstandes der südafrikanischen Ökono- 
mie dazu führt, daß das Land zur ‘Vierten 
Welt‘ gezählt werden muß. 

Abschließend analysiert Robert Davies 
die Spielräume für eine gegenseitig vorteil- 
hafte regionale Entwicklungsstrategie für 
Südafrika und seine Nachbarstaaten. Er 
widerlegt den Mythos des 'Wachstumsmo- 
tors’ Südafrika, der nur aufgrund politischer 
Beschränkungen seine Kraft nicht ent- 
wickeln könne und zeigt, wie tief Südafrikas 
weiße Elite das Land in eine strukturelle Kri- 
se manövrierte. Sein Konzept einer regiona- 
len Entwicklungsstrategie verspricht eine für 
alle Beteiligten vorteilhafte Verknüpfung 
von Innen- und Außenorientierung. 

So hoffen wir mit diesem Schwerpunkt 


die Aufmerksamkeit erneut auf die Belange 
Südafrikas lenken zu können. Solidaritätsar- 
beit ist weiterhin wichtig, auch wenn einfa- 
che (Boykott-)Wahrheiten nicht mehr wei- 
terhelfen. 

Redaktion 
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Südafrika 


Von der Rassentrennung 
zur Demokratie 


Im April nächsten Jahres wird in 
Südafrika erstmals eine Regierung 
frei, d.h. unter Einbeziehung aller 
Bevölkerungsgruppen, gewählt. 
Der Weg vom Ende der Apartheid 
zu den Wahlen und einer neuen 
Verfassung war alles andere als 
geradlinig und birgt auch für die 
Zukunft weitere Konflikte. 


nter wachsendem internen und 
| externen Druck war das Apartheid- 

Regime 1989 im 41. Jahr der exklusi- 
ven Machtausübung durch die National Par- 
ty (NP) gezwungen worden, die unter Präsi- 
dent P.W. Botha nur zögerlich umgesetzte 
Strategie der Modernisierung der Apartheid 
{Neo-Apartheid) aufzugeben. Die Verschär- 
fung einer Kampagne zivilen Ungehorsams 
seitens der United Democratic Front (UDF) 
und des Gewerkschaftsdachverbands Con- 
gress of South African Trade Unions (COSA- 
TU) sowie die von Teilen der internationalen 
Gemeinschaft getragenen Sanktionen - v.a. 
in den Bereichen Finanzen und Investitio- 
nen - hatten zuvor zu erheblichen Einbußen 
des Manövrierraums der Regierung geführt 
und den Abschied von der seit 1978 prakti- 
zierten Totalen Nationalen Strategie unaus- 
weichlich gemacht. Statt weiterhin auf 
Scheinreformen, die Kooptation der nicht- 
afrikanischen Bevölkerung und verschärfte 
Repression zu setzen sowie den Hegemoni- 
alanspruch Südafrikas in der Region mit 
einer Politik der Destabilisierung nach- 
drücklich zu unterstreichen, leitete Bothas 
Nachfolger F.W. de Klerk ab 14.8.89 eine 
Politik substantieller Reformen ein, die dann 
im Frühjahr 1990 erstmals die begründete 
Perspektive auf einen friedlichen Wandel 
des Apartheidsystems eröffnete. 

Mit der Legalisierung des African Natio- 
nal Congress (ANC), der South African Com- 
munist Party (SACP), des Pan-Africanist 
Congress of Azania (PAC) und anderer Orga- 
nisationen der Anti-Apartheid-Opposition 
sowie der Freilassung von ANC-Führer N. 
Mandela (3./11.2.90) wurde der Weg frei für 
Gespräche über die Beteiligung der afrikani- 
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schen Bevölkerungsmehrheit an der politi- 
schen Macht, wobei der Gesprächsprozeß 
zunächst von Regierung und ANC monopo- 
lisiert wurde. Während die sich auf einen 
ausdifferenzierten Repressionsapparat stüt- 
zende Regierung immer noch aus einer Posi- 
tion der relativen Stärke verhandeln konnte, 
stellte der ANC über weite Strecken einen 
nicht immer ebenbürtigen Gesprächspartner 
dar. Seine Macht stützte sich weniger auf 
den bewaffneten Kampf von Umkhonto we 
Sizwe (den bewaffneten Arm des ANC) - der 
im übrigen nach der zweiten Gesprächsrun- 
de mit der Regierung suspendiert wurde -, 
als vielmehr auf die Androhung weiterer 
Kampagnen zivilen Ungehorsams, Mas- 
senaktionen oder Streiks sowie die zumin- 
dest angestrebte Kontrolle über die Handha- 
bung des Sanktionsinstrumentariums. 
Insbesondere letztgenannte Option ver- 
lor jedoch mit dem Fortgang des Gesprächs- 
prozesses und der Abschaffung der gesetzli- 
chen Grundlagen der Apartheid im ersten 
Halbjahr 1991 weitgehend an Bedeutung. ' 
Die Front der Sanktionsbefürworter brach 
auf breiter Linie ein und zwang ANC/PAC 
sowie die Frontlinienstaaten des südlichen 
Afrika dazu, auf einen Kurs der graduellen 


Erstes Treffen zwischen Buthelezi und Mandela nach dessen Freilassung, aus: Überblick 4/91 


Rücknahme bestehender Sanktionen umzu- 
schwenken, dem jedoch weitgehend das 
frühere Drohpotential fehlte. In den bilatera- 
len Gesprächen mit der Regierung war der 
ANC deshalb immer wieder gezwungen, 
Verzögerungen und Rückschritte hinzuneh- 
men - so etwa in der Frage der Freilassung 
der politischen Gefangenen, die ursprüng- 
lich bis Ende April 1991 abgeschlossen sein 
sollte. Im Oktober 1990 hatte die Regierung 
ein Junktim formuliert, wonach die 
Geschwindigkeit, mit der Gefangene freige- 
lassen würden, in direktem Verhältnis zum 
Ausmaß stünde, in dem der ANC seine 
Unterstützung für Massenaktionen einstel- 
len würde - die Regierung zielte mithin auf 
eines der wenigen legalen Mittel des ANC, 
den Gesprächsprozeß in seinem Sinne zu 
beeinflussen. Erst im D.F. Malan-Abkom- 
men (12.2.91) gelang es dem ANC, der 
Regierung die Anerkennung des Rechts auf 
Demonstrationen und eine Bestätigung der 
Legalität von Umkhonto we Sizwe abzurin- 
gen, also das Junktim auszuhebeln. 

Die Frage der Freilassung der politischen 
Gefangenen und einer damit zusammen- 
hängenden Generalamnestie zeigte, daß die 
Regierung ihrerseits nicht frei von Druck 


Südafrika 


entscheiden konnte. Die Verzögerung der 
Freilassung der politischen Gefangenen 
wies deutlich darauf hin, daß die Regierung 
in einigen Fragen zur Geisel des Sicherheits- 
apparats geworden war, den sie mit der Auf- 
lösung der Struktur des National Security 
Management System (28.11.89) eigentlich 
hatte in den Griff kriegen wollen. Zwar ist 
die Regierung der Verwicklung von Teilen 
der Sicherheitskräfte in politisch motivierte 
Gewaltverbrechen nach langem Zögern 
mittlerweile mit einer Reihe organisatori- 
scher Veränderungen, Personalentscheidun- 
gen und gesetzlicher Maßnahmen entgegen- 
getreten,: doch scheint der dialoghemmen- 
de Einfluß des Sicherheitsapparats zuweilen 
ungebrochen. 


Konvent für ein demokratisches 
Südafrika (CODESA) 


Der von seiten des ANC vor allem wegen 
der Gefährdung des Gesprächsprozesses 
durch die Eskalation der politischen Gewalt 
zeitweilig abgebrochene Dialog mit der 
Regierung (17.5.91) konnte erst nach der 
Demission der Sicherheitsminister und dem 
Abschluß des Nationalen Friedensabkom- 
mens wieder aufgenommen werden 
(29.7./14.9.91). Gespräche zwischen Regie- 
rung und ANC einerseits und Regierung und 
Inkatha Freedom Party (IFP) andererseits 
führten zur Verständigung über die Abhal- 
tung einer Allparteienkonferenz. 19 Delega- 
tionen nahmen am Konvent für ein demo- 
kratisches Südafrika (Convention for a 
Democratic South Africa - CODESA) teil, 
darunter neben der Regierung und den Par- 
teien der drei Parlamentskammern der ANC 
sowie Vertreter der Homelandregierungen 
(20.-21.12.91). PAC und die Azanian Peo- 
ple’s Organisation (AZAPO) böykottierten 
die Verhandlungen, nachdem die Bildung 
einer Einheitsfront (Patriotic Front) der Anti- 
Apartheid-Opposition gescheitert war. Aus 
dem weißen Parteienspektrum blieben u.a. 
die Conservative Party (CP) und die Afrika- 
ner Weerstandsbeweging (AWB) der Konfe- 
renz fern. 

Nachdem 17 Delegationen am 20.12.91 
- lediglich die IFP des KwaZulu Chefmini- 
sters M. Buthelezi und die Regierung des 
Homelands Ciskei hatten die Unterschrift 
verweigert - die Declaration of Intent über 
die künftige Gestaltung Südafrikas als demo- 
kratischer, nicht-rassistischer Einheitsstaat 
und die Schaffung eines friedfertigen politi- 
schen Klimas unterzeichnet hatten, began- 
nen auf deren Grundlage die ersten Mehr- 
parteienverhandlungen über die Neugestal- 
tung der staatlichen Ordnung nach Abschaf- 
fung der Apartheid (20.1.92). Fünf Arbeits- 
gruppen sollten zu folgenden Themenberei- 
chen eine Einigung erzielen: (1) Schaffung 
eines Klimas freier politischer 
Betätigung/Rolle der _ internationalen 
Gemeinschaft, (2) Verfassungsprinzipien/ 
Konstituierung einer verfassunggebenden 
Körperschaft, (3) Übergangsregelungen, (4) 


Zukunft der TBVC-Staaten (Transkei, 
Bophuthatswana, Venda, Ciskei), und (5) 
Zeitrahmen/Implementierung von Entschei- 
dungen. 

Die Arbeitsgruppen erzielten erstaunlich 
rasch weitreichende Kompromisse, insbe- 
sondere konnte ein wesentlicher Dissens 
zwischen Regierung und Anti-Apartheid- 
Opposition ausgeräumt werden. Hatte man 
sich in den Monaten vor CODESA darüber 
gestritten, ob eine künftige Verfassungsge- 
bende Versammlung eingesetzt oder vom 
Volk gewählt und ob bis zu den anvisierten 
Wahlen eine Interimsregierung unter Einbe- 
ziehung aller relevanten politischen Kräfte 
gebildet werden sollte, so einigten sich die 
Verhandlungsführer nunmehr darauf, daß 
eine Verfassungsgebende Versammlung 
vom Volk gewählt werden müßte. Jenseits 
dieses Einverständnisses prallten jedoch die 
Verfassungsprinzipien von Regierung und 
ANC unvermittelt aufeinander: die Regie- 
rung stritt für erhebliche Beschränkungen 
der staatlichen Macht zugunsten der Regio- 
nen und konsensuale Entscheidungsprozes- 
se, der ANC für einen starken Zentralstaat 
und Entscheidungen nach dem Mehrheit- 
sprinzip. 

Die Verhandlungspositionen ließen 
denn auch erhebliche Meinungsverschie- 
denheiten hinsichtlich des Wahlverfahrens 
zu einer Verfassungsgebenden Versamm- 
lung und des Mandats eines exekutiven Inte- 
rimsrats erkennen. Dieser sollte bis zur Ein- 
setzung der Verfassungsgebenden Ver- 
sammlung die Amtsgeschäfte des Drei-Kam- 
mern-Parlaments, der Zentralregierung 


Demonstranten fordern anläßlich der Parlamentseröffnung am 6.Februar 1991 die Wahl einer 


sowie der TBVC-Staaten und der sechs 
"nicht unabhängigen” Homelands überwa- 
chen. Zwar war es noch vor der zweiten 
CODESA- Plenarsitzung gelungen, in den 
Arbeitsgruppen Einigung über das Prinzip 
eines exekutiven Interimsrats und die Bil- 
dung einer unabhängigen Medienkommissi- 
on zu erzielen und nunmehr auch die IFP 
zur Unterzeichnung der Declaration of 
Intent zu bewegen, aber die Konfliktlinien 
verschoben sich nur geringfügig. Trotz ein- 
vernehmlicher Regelung wesentlicher 
Aspekte zeigten sich Regierung und ANC 
unfähig, die Frage zu entscheiden, welches 
Quorum einer gewählten Verfassungsge- 
benden Versammlung zur Annahme der 
neuen Verfassung zugrunde gelegt werden 
sollte. 

Während die durch den positiven Aus- 
gang eines Referendums unter der weißen 
Bevölkerung über die Fortführung des Re- 
formprozesses (17.3.92) gestärkte Regierung 
75% vorsah, ging der ANC zunächst von 
66,6% aus (mit Ausnahme des Grundrechte- 
katalogs). Zwar stellten beide Seiten eine 
gewisse Kompromißwilligkeit unter Beweis 
und einigten sich auf 70% für alle Verfas- 
sungsbestimmungen mit Ausnahme des 
Grundrechtekatalogs, für den 75% verein- 
bart wurden. Offen blieb indes das Quorum 
für Bestimmungen hinsichtlich der Bezie- 
hungen zwischen der Zentralregierung und 
den noch nicht definierten Regionen: wäh- 
rend der ANC bereit war, sein Ausgangsan- 
gebot auch in diesem Fall auf 70% zu 
erhöhen, .beharrte die Regierung - unter- 
stützt von den Regierungen der Ciskei und 


verfassungsgebenden Versammlung, aus: Überblick 4/91 
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Bophuthatswana sowie der IFP und fünf 
anderen Delegationen - auf ihrer Forderung 
von 75%. CODESA II (15.-16.5.92) vertagte 
sich, ohne die Berichte der Arbeitsgruppen 
anzunehmen; der ANC zog daraufhin seine 
Kompromißvorschläge zurück. 


Nach dem Scheitern von 
CODESA 


Die Verhandlungskrise verschärfte sich 
zunächst, nachdem der ANC in Reaktion auf 
ein Massaker unter Bewohnern des Vaal- 
Townships Boipatong (17.6.92) seine Teil- 
nahme an weiteren Verhandlungen aussetz- 
te. Die nachfolgende Zunahme gewaltsamer 
Auseinandersetzungen und v.a. das Ende 
eines vom ANC geplanten Protestmarsches 
auf Bisho (Ciskei) im Kugelhagel der Home- 
landarmee (7.9.92) führten jedoch ange- 
sichts einer sich gleichzeitig verschärfenden 
Rezession Regierung und ANC deutlich vor 
Augen, daß nur ihr gemeinsames Hinwirken 
auf eine baldige Verhandlungslösung die 
Voraussetzungen für eine Deeskalation der 
Gewalt und den dringend nötigen Wirt- 
schaftsaufschwung schaffen könnte. In zahl- 
reichen bilateralen Treffen legten die Chef- 
unterhändler, Verfassungsminister R.P. 
Meyer und ANC- Generalsekretär C. Rama- 
phosa die Grundlagen für ein Übereinkom- 
men (Record of Understanding, 26.9.92), in 
dem sich beide Seiten auf die Wahl einer 
Verfassungsgebenden Versammlung und 
dessen Rolle als Interimsparlament und 
Instanz für die Verabschiedung einer neuen 
Verfassung verständigten. Weiterhin sollte 
unter einer Übergangsverfassung eine Inte- 
rimsregierung der nationalen Einheit gebil- 
det werden und die künftige Verfassung 


Bestimmungen sowohl für nationale wie 
auch für regionale Regierungen enthalten. 
Vor dem Hintergrund des Übereinkom- 
mens, das als weitreichendes Entgegenkom- 
men der Regierung interpretiert wurde, und 
des in der Amnestiedebatte offenkundig 
gewordenen Drucks der Sicherheitskräfte 
auf die Regierung sowie deren Einforderung 
von ANC-Vorleistungen unter Androhung 
ernsthafter Rückschläge für den Verhand- 
lungsprozeß entschied sich der ANC, weit- 
reichende Abstriche von der eigenen Ver- 
handlungsposition anzubieten, um so die 
Gesprächshindernisse zu beseitigen, die es 
der Regierung erlauben könnten, den Über- 
gangsprozeß zu blockieren. Mit den sog. 
sunset clauses akzeptierte der ANC, daß der 
NP in einer mehrjährigen Übergangszeit 
nach den Wahlen ein Platz in der Regierung 
garantiert, eventuell sogar eine zum tatsäch- 
lichen Stimmenanteil disproportionale 
Repräsentation zugebilligt werden müßte. 
Die Wiederannäherung von Regierung 
und ANC sowie deren weitgehend der 
Öffentlichkeit entzogenen Gespräche wur- 
den indes von anderen Parteien als Ver- 
handlungen wahrgenommen, die CODESA 
ersetzen, wenn nicht überflüssig machen 
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sollten. Widerstand gegen eine sich 
abzeichnende NP/ANC-Allianz formierte 
sich v.a. in Folge des Übereinkommens, 
wenngleich sich die Exponenten einer Alli- 
anz von Homeland-Führern und burischen 
Rechtsparteien bereits zu Jahresbeginn 
zusammengefunden hatten. Den Kern der 
gegen den ANC gerichteten Allianz stellten 
die Chefminister der Homelands KwaZulu, 
Bophuthatswana und Ciskei (Buthelezi, L. 
Mangope, O. Ggozo) dar. Um für die 
Abschaffung von CODESA und die Rück- 
nahme des Regierungs/ANC-Übereinkom- 
mens zu streiten, schlossen sie sich am 
6.10.92 u.a. mit der CP, der Stigting Afrika- 
ner Vryheid und der Afrikaner Volksunie 
(AVU) zur Concerned South Africans Group 
(COSAG) zusammen. Buthelezi spielte 
schließlich seine stärkste Karte aus - die Dro- 
hung mit Sezession (1.12.92). 


Mehrparteienverhandlungen 


Regierung wie ANC reagierten auf diese 
neuerliche Gefährdung ihrer Verhandlungs- 
ergebnisse, indem sie die Gespräche mit 
allen Parteien intensivierten. Bis zum Früh- 
jahr 1993 konnte so, trotz fortbestehender 
erheblicher Differenzen in Sachfragen, Ein- 
verständnis über die Wiederbelebung von 
Mehrparteienverhandlungen in geänderter 
Form und unter Hinzuziehung weiterer 
Akteure erzielt werden. Ab 5.3.93 traten 
nunmehr 26 Parteien, unter ihnen auch CP, 
AVU und PAC, regelmäßig zu Verhandlun- 
gen im World Trade Centre im Kempton 
Park von Johannesburg zusammen. Trotz 
weiterer Querschläger - der Minister für 
Recht und Ordnung versuchte die Verhand- 
lungen durch die Verhaftung von PAC-Funk- 
tionären zu hintertreiben (25.5.93) - konn- 
ten in der Folgezeit weitreichende Mehr- 
heitsbeschlüsse getroffen werden. Der Ver- 
handlungsrat legte gegen die Stimmen von 
CP, AVU, IFP und der Regierung der Ciskei 
den vorläufigen Wahltermin auf den 
27.4.94 fest, was den vorübergehenden 
Auszug dieser Parteien sowie der Regierun- 
gen von Bophuthatswana und KwaZulu zur 
Folge hatte (3./15.6.93).' Regierung und 
ANC kamen daraufhin der Position dieser 
Delegationen weitestgehend entgegen, 
indem sie einen Beschluß über die Vorab- 
festlegung bindender Verfassungsprinzipien 
und regionaler Verwaltungsstrukturen sowie 
die Ausarbeitung einer endgültigen Verfas- 
sung durch eine demokratisch gewählte 
Verfassungsgebende Versammlung auf den 
Weg brachten. Der endgültigen Festlegung 
des Wahltermins auf den 27.4.94 stimmten 
dann 19 von 26 Delegationen zu (2.7.93). 
CP und IFP verließen daraufhin unter Protest 
die Mehrparteienverhandlungen. 

Während der Boykott der Verhandlun- 
gen durch diese Parteien anhält und sich die 
radikale burische Opposition unter dem 
Banner der am 19.5.93 unter Mitwirkung 
des Committee of Generals gegründeten 
Afrikaner Voksfront (AVF) formierte', erar- 


beitete der Verhandlungsrat mehrheitlich 
einen Gesetzentwurf über die Einrichtung 
eines exekutiven Interimsrats, dem das Par- 
lament anschließend mit der Mehrheit von 
NP und Democratic Party (DP) Gesetzes- 
kraft verliehen hat (7./23.9.93). Danach sol- 
len bis zu den Wahlen am 27.4.94 je ein 
Delegierter der Verhandlungsparteien im 
Transitional Executic Council (TEC) die 
Geschäfte der noch amtierenden NP-Regie- 
rung überwachen. Sieben Ausschüsse wer- 
den sich speziell den Bereichen “Recht und 
Ordnung, Stabilität und Sicherheit”, “Vertei- 
digung, Geheimdienste”, “Regionalverwal- 
tungen und traditionelle Autoritäten“, 
“Finanzen“, “Außenpolitik” und “Frauenfra- 
gen” widmen. Zudem sieht das Gesetz über 
den TEC die Bildung eines unabhängigen 
Rundfunkgremiums und unabhängiger 
Medien- bzw. Wahlkommissionen vor. 
Beschlüsse im TEC und den drei Ausschüs- 
sen zu Fragen der inneren und äußeren 
Sicherheit (jeweils acht Mitglieder) unterlie- 
gen einem Quorum von 75%; in den ande- 
ren Ausschüssen (jeweils sechs Mitglieder) 
gilt ein Quorum von 66,6%. Die Parteien 
sollen sich schriftlich verpflichten, die 
Beschlüsse dieser Gremien als bindend 
anzuerkennen und auf den Einsatz von 
Gewalt zur Durchsetzung ihrer Ziele ver- 
zichten. Homelandregierungen sind von der 
Teilnahme am TEC ausgeschlossen, solange 
sie das Gesetz über den TEC nicht in ihre 
Gesetzgebung einbauen. Eine Fortsetzung 
des Dauerkonflikts ist daher vorprogram- 
miert. Ebenso wie PAC, CP und IFP erklärten 
die Regierungen von Bophuthatswana, Cis- 
kei und KwaZulu, daß sie nicht am TEC teil- 
nehmen werden. Die Durchsetzbarkeit von 
TEC- Beschlüssen im gesamten Staatsgebiet 
ist demnach nicht gewährleistet; der Demo- 
kratisierungsprozeß bleibt damit überaus 
fragil und gefährdet. 
UIf Engel 
Institut für Afrika-Kunde (Hamburg) 


Anmerkungen: 

1) Der Abbau der formalen Apartheid ist zügig vorange- 
trieben worden und kann als abgeschlossen gelten. War 
das Gesetz über nach Rassen getrennte Entwicklung 
(Separate Amenities Act) bereits am 14.10.90 ausgelau- 
fen, so wurden 1991 folgende Grundpfeiler der Apart- 
heid abgeschafft: das Gesetz über die Registrierung der 
Bevölkerung nach rassischen Kriterien (Population 
Registration Act), das Gesetz über Rassentrennung in 
Wohngebieten (Group Areas Act) und die für den Aus- 
schluß der Bevölkerungsmehrheit von 87% des Bodens 
verantwortliche Landgesetzgebung. 

2) Auflösung des Civil Co-operation Bureau (30.7.90), 
Entlassung der Minister für Verteidigung bzw. Sicher- 
heit und Ordnung (Gen. M.A. de Malan bzw. A.). Vlok, 
29.7.91) sowie Berufung von Vizearmeechef Gen. P.D. 
Steyn zur Ausarbeitung von Reorganisationsvorschlä- 
gen und Untersuchung von Vorwürfen über Militärver- 
wicklungen in Verbrechen (18.11.92) und Zwangspen- 
sionierung hoher Offiziere (19.12.92), ferner Zusam- 
menführung aller Geheimdienstbudgets unter der Regie 
des Ministeriums für Staatsausgaben (15.7.92). 

3) Eine IFP-Klage gegen das Prinzip des “ausreichenden 
Konsenses” als Basis für die Annahme von Beschlüssen 
des Verhandlungsforums wurde vom Obersten Gericht 
in Pretoria zurückgewiesen (9.9.93). 

4) Ehemalige hochrangige Generäle der Sicherheits- 
kräfte und u.a. CP, AWB und Herstigte Nationale Party 
(HNP) streiten für das Recht auf ein weißes Homeland. 


Südafrika 


Das Erbe der Apartheid 


Politische Gewalt seit der Wende 


Die am weitesten gefaßte 
Erklärung für die Gewalt in Süd- 
afrika zielt auf das Apartheidsy- 
stem selbst. Diese umfassende 
Erklärung ist sicher richtig, kann 
aber allein nicht die beiden zentra- 
len Fragen beantworten, die das 
Besondere an der aktuellen Situati- 
on ausmachen. Warum richtet sich 
die Gewalt nicht gegen den Staat 
bzw. die Weißen? Und warum 
eskalierte sie gerade zu dem Zeit- 
punkt, wo mit dem Abbau der 
Apartheid begonnen wurde? 


Die Hoffnung auf einen schnellen Refor- 
mprozeß in Südafrika wurde bald durch die 
extreme Verschärfung der Gewalt zunichte 
gemacht. Mit dem Aufbrechen der Apart- 
heid entstand für alle Parteien eine neue 
Situation. Jetzt ging es darum, die Machtver- 
hältnisse neu zu ordnen und bis zu den 
Wahlen die Mehrheit hinter sich zu verei- 
nen. Die in dieser Umbruchsituation eska- 
lierende Gewalt wird, ganz im Sinne einer 
langen Traditon, benutzt und geschürt, um 
die jeweiligen Machtinteressen durchzuset- 
zen und der Opposition zu schaden. 


Der African National Congress 


Seit der Legalisierung besteht die Aufga- 
be des ANC darin, sich von einer kriminali- 
sierten Befreiungsbewegung zu einer lega- 
len demokratischen Partei zu wandeln. Der 
ANC spielte immer eine führende Rolle im 
Kampf gegen das Apartheidsystem und 
besaß - auch aufgrund von Persönlichkeiten 
wie Nelson Mandela - große Symbolkraft. 
Nach der Legalisierung erhielt er zwar die 
Möglichkeit, politisch zu handeln, büßte 
aber auch einiges an Symbolkraft ein. Das ist 
wichtig, um das Verhältnis zur Basis, vor 
allem zu den Jugendlichen, zu verstehen. 
Die Erwartungen, die von Beginn an an den 


Kagiso Township außerhalb von Johannesburg, Sommer 1990. Die gewalttätigen 
Ausschreitungen halten auch nach Aufbrechen der Apartheid an. Foto: EMW-Archiv 
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ANC gestellt wurden, kann dieser nicht 
schnell genug erfüllen - einiges davon will er 
sicher auch nicht erfüllen. Die Enttäuschung 
darüber, daß der ANC mit einer Regierung 
verhandelt, der vorgeworfen wird, die 
Gewalt zwischen Schwarzen und Weißen 
zu schüren, wurde immer größer. Gerade 
jugendliche, aber auch andere, die während 
der achtziger Jahre politischen Widerstand 
geleistet haben, oft unter Einsatz ihres 
Lebens und trotz Folter, werfen der ANC- 
Führung einen Ausverkauf an die Regierung 
vor. Die Kluft, die dabei zum Vorschein 
kommt, bringt ein Witz auf den Punkt, der in 
den Townships kursierte: “When Mr. Man- 
dela told the students: "Normalise the situati- 
on and go back to school‘, they shouted 
back: "Go back to jail!’.”' 

Darüberhinaus lehnten militantere Teile 
der Basis die Aufgabe des bewaffneten 
Kanıpfes prinzipiell ab, obwohl dieser nie 
wirklich effektiv war. Zudem stehen viele 
noch in der Tradition der ANC-Strategie der 
achtziger Jahre, die Townships unregierbar 
zu machen, um den Wandel zu erzwingen. 

Die Entfernung des ANC von Teilen sei- 
ner Basis bedeutet auch, daß er kaum Kon- 
trolle über das Handeln vieler hat, die die 
Medien noch als seine Anhänger präsentie- 
ren. Das macht einen Teil der Eigendynamik 
des Konfliktes aus: Der ANC war nicht mehr 
in der Lage, die Wut vieler Schwarzer, vor 
allem vieler Jugendlicher, in wirksamen 
Druck auf die Regierung umzusetzen. 

Nach dem Massaker von Boipatong im 
Juni 1992 versuchte der ANC mit Hilfe einer 
neuen Strategie der Massenaktionen’ die 
Basis wieder einzubinden und somit der 
fortschreitenden Zersplitterung der 
Schwarzen entgegenzuwirken. Auch sein 
(durch Buthelezi angekratzter) Alleinvertre- 
tungsanspruch sollte durch diese Aktionen 
wieder gestärkt werden. Als die Massenak- 
tionen Erfolge zeigten, wurde im September 
1992 eine Ausweitung auf die Homelands 
Ciskei, Bophutatswana und KwaZulu (alle 
mit ANC- feindlicher Führung) beschlossen. 
Bei einer solchen Aktion kam es im gleichen 
Monat zum Massaker von Bisho in der Cis- 
kei. Der Marsch auf Bisho war von radikale- 
ren Teilen der Führung organisiert; einer 
davon, Ronny Kasrils, führte dabei eine 
Gruppe Jugendlicher an, welche die vorge- 
sehene Route durchbrach. Die Homeland- 
Polizei erschoß daraufhin wahllos 28 Men- 
schen. Regierung und Inkatha machten die 
ANC-Strategie verantwortlich, der ANC 
beschuldigte Polizei und Regierung. 

Die Massenaktionen zeigten deutlich die 
Uneinigkeit innerhalb des ANC über die 
Gewaltfrage. Ein Teil der Führung sah in 
ihnen ein Mittel, um mehr Unterstützung 
von der Basis zu erhalten. Ein radikalerer 
Teil, der einer reinen Verhandlungslösung 
mißtraut, erhoffte sich, durch den Druck von 
der Straße die Regierung zu schnellerem 
Wandel zu zwingen (die sogenannte "Leip- 
zig-Option”). Aber: Auch wenn die Ver- 
handlungen vielen aussichtslos erscheinen, 
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so gibt es wohl kaum eine Alternative. Die 
"Leipzig-Option”, deren Opfer ja fast durch- 
weg schwarz sind, erscheint in einer so’auf- 
geheizten Situation mit unklaren Fronten 
und einer nach innen mächtigen Polizei sehr 
gefährlich. 


Die Regierung De Klerk 


Nutznießerin der Gewalt und damit der 
zunehmenden Zersplitterung der schwarzen 
Opposition ist die Regierung. Diese versucht 
mit allen Mitteln, eine Mehrheitregierung 
des ANC zu verhindern. In diesem Sinne 
taucht erneut unter dem neuen Slogan der 
“ethnischen Gewalt” eine alte Argumentati- 
onslinie der Apartheid auf: In der offiziellen 
Version der Regierung ist Südafrika nicht 
durch den Gegensatz zwischen Schwarzen 
und Weißen bestimmt, sondern durch ethni- 
sche Zersplitterung. “Ethnie” wird nicht als 
primär ideologisches Konstrukt, sondern als 
organische Gewachsenheit verstanden. Eth- 
nien wurden aber in vielen Fällen erst im 
Rahmen des “divide and rule“ durch Koloni- 
alverwaltung, Anthropologen und Missiona- 
re geschaffen, bzw. es wurden bestimmte 
Formen von Zugehörigkeit ethnisiert. “Die 
Apartheidpolitik (knüpfte) mit dem Konzept 
der ‘getrennten Entwicklung’ ausdrücklich 
an unterstellte tribale Strukturen an.”' In der 
Homeland-Politik ist diese Ideologie end- 
gültig realisiert: Die Bevölkerung wurde in 
vier "Rassen”gruppen und neun relativ will- 
kürliche “Nationen” eingeteilt, die Grundla- 
ge der späteren Homelands. In dieser Struk- 
tur konnten die Weißen als größte der ethni- 
schen Gruppen erscheinen. 

Die Zersplitterung der Schwarzen hat 
eine lange Tradition und hat auch in der Ver- 
gangenheit schon Wirkung gezeigt. Seit Auf- 
deckung der Inkatha-Finanzierung bestätig- 
te sich die Vermutung, daß die Regierung in 
die Auseinandersetzung zwischen Schwarz- 
en verwickelt ist und diese zu ihren Gunsten 
anheizt. Seither kommen immer mehr Infor- 
mationen über die unsauberen Methoden 
ans Tageslicht, mit denen Regierung und 
Geheimdienste versuchten, der Opposition 
zu schaden. 

Die Aufdeckung hatte relativ geringe Fol- 
gen, nur einige Versetzungen, Rücktritte und 
Entlassungen. Die Weigerung der Regie- 
rung, alles zu tun, um die Vorgänge aufzu- 
klären, gibt berechtigten Grund zu weiteren 
Verdächtigungen, und die Arbeit der Gold- 
stone-Untersuchungskommission’ hat erge- 
ben, daß das Militär noch versucht hat, den 
ANC zu destabilisieren, als die Verhandlun- 
gen schon begonnen hatten. Aber selbst 
wenn diese Taktik nicht weiterginge: die 
verdeckte, aber um so brutalere Repression 
rächt sich jetzt, weil sie funktionierende 
Organisationsstrukturen in der schwarzen 
Opposition unmöglich gemacht hat. Auch 
das ist ein Grund für die Gewalt, die eine 
Verhandlungslösung immer schwieriger 
macht. 

Es ist schwer einzuschätzen, inwieweit 


die Regierung tatsächlich beteiligt ist. Aber 
es ist nur ein gradueller Unterschied, ob de 
Klerk selbst Befehle gegeben hat, ob er 
gewähren hat lassen, oder ob Teile der 
Armee und Polizei außer Kontrolle sind. De 
Klerk trägt schon durch die mangelnde Auf- 
klärung Verantwortung. Die ersten Reaktio- 
nen auf die Gewalt waren auch nicht eben 
vertrauensfördernd. Im September 1990 
startete die Regierung die Operation Iron 
Fist: nächtliches Ausgehverbot in den 
Townships der Witwatersrandregion, Sta- 
cheldrahtzäune um Hostels, massive Ver- 
stärkung schwerbewaffneter Polizei und 
Armee, Straßensperren etc... Ähnlich unver- 
ständlich ist ein Versuch der Regierung 
Anfang 1992 gewesen, die Befugnisse der 
Homeland-Polizei zu erweitern, obwohl 
bewiesen war, daß die KwaZulu-Polizei in 
die Gewalt verwickelt war. Die Forderung 
nach Bewaffnung der Township-Bewohner 
wird verständlich, wenn man bedenkt, daß 
Inkatha-Anhänger mit dem Hinweis auf die 
“traditionellen Waffen” der Zulu fast nie ent- 
waffnet werden, auch wenn es sich um 
Schußwaffen handelt. In den achtziger Jah- 
ren wurden durch den Einsatz informeller 
Terrorgruppen, für den neben Inkatha und 
den Rechtsextremen auch der Staat verant- 
wortlich ist, viele Menschen in die Selbstver- 
teidigung und -justiz gezwungen. Das Feh- 
len einer unabhängigen Polizei ist wohl 
eines der größten Hindernisse, um die 
Gewalt zu beenden. 

Es ist nicht immer klar, ob die Polizeian- 
gehörigen selbständig oder auf Befehl han- 
deln. Aber der Polizeiapparat ist nicht mit 
ein paar Entlassungen oder Auflösung von 
Spezialeinheiten zu reformieren, denn er ist 
von der Ideologie und Praxis der Apartheid 
geprägt. Die Reformierung des “Sicher- 
heits”’apparates wird eine der wichtigsten 
und schwierigsten Aufgaben sein. Die 
Regierung ist allerdings noch weit von 
einem solchen Schritt entfernt und macht 
Inkatha, ANC, radikale Gruppen und vor 
allem die Kommunisten für die Gewalt ver- 
antwortlich. 


Inkatha 


inkatha wurde schon 1924 als kulturelle 
Bewegung der Zulu gegründet, aber seit 
1975 von Buthelezi entscheidend für die 
heutige Situation geformt. Buthelezi gibt 
sich einerseits als Gegner der Apartheid, 
andererseits ist seine Machtbasis KwaZulu 
als Teil der Homeland-Struktur ein Produkt 
der Apartheid. Die extreme Betonung der 
ethnischen Besonderheit der Zulu soll die- 
sen Zusammenhang verwischen und den 
territorialen Nationalismus rechtfertigen, 
indem er als ”überliefert“ dargestellt wird. 
Buthelezi vermischt dabei erfundene Tradi- 
tionen und wirkliche Gegebenheiten und tut 
es damit dem burischen Nationalismus’ 
gleich. Er beruft sich vor allem auf die unter- 
stellte direkte erbliche Nachfolge zum Zulu- 


reich des 19.Jahrhunderts. Auf der Basis von 
dessen Geschichte läßt sich gut eine kriege- 
rische Tradition konstruieren, die für die 
Rechtfertigung der “traditionellen” Bewaff- 
nüng wichtig wird. Auch Buthelezis eigene 
Legitimität als Herrscher in KwaZulu ist ein 
solches Konstrukt und lenkt von der Tatsa- 
che ab, daß er seine Macht durch die Apart- 
heidregierung hat. Die genealogische und 
territoriale Kontinuität beruht dabei auf 
einer dünnen historischen Grundlage. 

In KwaZulu wird der ethnische Mythos in 
reale Politik umgesetzt, durch Klientelver- 
hältnisse und Ressourcenverteilung. Das 
KwaZulu-Kabinett ist gleichzeitig die Exeku- 
tive von Inkatha, diese kontrolliert u.a. das 
Bildungssystem, das natürlich die “traditio- 
nellen“ Werte transportiert. Inkatha-Mit- 
gliedschaft ist notwendig, um Zugang zu 
bestimmten Ämtern und Ressourcen zu 
erhalten. Buthelezi hat alle wichtigsten 
Funktionen inne und reagiert allergisch auf 
Opposition. 

Mit der Taktik der ethnischen Mobilisie- 
rung stützt Inkatha die Ideologie und Praxis 


des Apartheidregimes. Die Inkathastrategie ' 


zeigte Wirkung, so daß einerseits das ethni- 
sche Bewußtsein unter den Zulu stärker aus- 
geprägt ist als bei anderen Gruppen. Ande- 
rerseits setzten auch ANC-Anhänger “Zulu“ 
immer mehr mit “Inkatha“ gleich. Der Kon- 
flikt hat für die direkt Beteiligten eine ethni- 
sche Dimension mit einer gefährlichen 
Eigendynamik entwickelt. Vor allem bei der 
Mobilisierung in den Hostels, der isolierten 
Wohnheime der Wanderarbeiter, stellt 
Inkatha den ANC als kommunistisch unter- 
wanderte Xhosa-Organisation dar, welche 
die Zulu-Nation vernichten wolle und 
benutzt auch das Argument der “traditionel- 
len” Feindschaft, die sich historisch nicht 
belegen läßt. 

Mit der Rückkehr des ANC in die Lega- 
lität sah Buthelezi seine Machtbasis gefähr- 
det, da der ANC eine Mehrheitsregierung 
anstrebte und die Wiedereingliederung der 
Homelands forderte. Buthelezi versuchte 
nun noch mehr, seine Macht auf die städti- 
schen Gebiete auszudehnen. 

In den achtziger Jahren entstanden in den 
Townships Bürgerwehren, die sogenannten 
Vigilanten, die Verbindungen zu Inkatha, 
aber auch zum Staat hatten. Sie bestanden 
meist aus älteren, konservativen Männern, 
die durch das extrem militante, vor allem 
gegen Kollaborateure gerichtete Vorgehen 
der Jugendlichen ihre Position und Werte 
bedroht sahen. Die Feindschaft zwischen 
den Jugendlichen und Inkatha geht bereits 
auf die Gegnerschaft während des Soweto- 
Aufstandes 1976 zurück. Seit Mitte der acht- 
ziger Jahre schickte Inkatha ihre Aktivisten 
verstärkt gegen die Jugendlichen und spann- 
te dafür auch Vigilantengruppen ein. Diese 
stellten sich immer mehr als Stützen der 
Apartheidregierung heraus und wurden in 
den Townships und Homelands von den 
staatsnahen Autoritäten unterstützt. Durch 
die Einbindung von Vigilanten und ihre Ver- 
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stärkung durch Inkatha-Leute gewann Inkat- 
ha an Einfluß. Die enge politische Bindung 
zwischen Inkatha und Township-Verwal- 
tung sowie zwischen der KwaZulu-Polizei 
und der südafrikanischen Polizei verstärkte 
das Mißtrauen der Opposition, aber auch 
Inkathas Macht. 

Als Inkatha die Rekrutierung auf die 
Bewohner der Squatter-Siedlungen an den 
Rändern der Townships verlegte, geschah 
ähnliches. Hier wirkten als Bindeglied die 
sogenannten Warlords, meist selbsternannte 
lokale Führer, denen es hauptsächlich um 
die Ressourcen- und Machtsicherung für ihr 
Gebiet geht. Diese Strukturen haben sich in 
der extrem schlechten und unsicheren Lage 
der Squatter-Siedlungen herausgebildet. 

In jüngerer Zeit konzentrierte Buthelezi 
die Rekrutierung auf die Hostels der Arbeits- 
migranten als Gegengewicht zur ANC-Basis 
in den Townships. Dabei wird die ANC-For- 
derung nach Auflösung der Homelands als 
Angriff auf das Zulu-Reich dargestellt. Zum 
anderen wird die enge Bindung der Migran- 
ten an die ländlichen Strukturen benutzt, die 
sie im Gegensatz zu den Jugendlichen einer- 
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seits und den Stadtbewohnern andererseits 
darstellt. 

Natürlich sind nicht alle Vigilanten, 
Warlords und Arbeitsmigranten Inkatha- 
Anhänger, und auch nicht alle Zulu sind 
Inkatha-Mitglieder. Buthelezi hat es aber 
verstanden, Teile von ihnen je nach Situati- 
on für sich zu mobilisieren. Dabei über- 
schneiden sich Konfliktlinien, verschiedene 
Bezüge kommen ins Spiel, von denen der 
ethnische nicht der wichtigste sein muß. Es 
gab auch immer öfter Zwangsrekrutierungen 
in den ethnisch gemischten Wohnheimen. 

Nach der Wende verwandelte Buthelezi 
im Juli 1990 Inkatha von einer kulturellen 
Bewegung in eine politische Partei ohne eth- 
nische Bezüge, die Inkatha Freedom Party, 
und paßte sich damit dem neuen Klima an. 
Er richtete sich gegen Gewalt, sprach sich 
für ein Ende der Sanktionen und freie Markt- 
wirtschaft aus. Gleichzeitig ging aber die 
ethnische Mobilisierung weiter, und Inkat- 
ha-Anhänger standen ständig im Mittelpunkt 
der Gewalt. Das zeigt Buthelezis zwei Sei- 
ten: er will seine Machtbasis unter allen 
Schwarzen vergrößern, stützt sich aber 
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trotzdem auf den ethnischen Mythos; er ver- 
sucht sich als Teil der Opposition zu verkau- 
fen und gleichzeitig die Vorteile seiner 
Regierungsnähe zu nutzen. Dabei muß er 
sich in Widersprüche verfangen. 

Buthelezi hat am Alleinvertretungsan- 
spruch des ANC gekratzt. Inkatha kontrol- 
liert heute ehemalige ANC-Gebiete und hat 
funktionierende Communities zerstört. Daß 
Buthelezi über alle Kräfte, die er entfesselt 
hat, Kontrolle ausübt, ist unwahrscheinlich. 
Er hat in zu vielen verschiedenen Lagern 
unter zu vielen verschiedenen Gesichts- 
punkten mobilisiert, und das oft nur auf 
einem sehr kleinen gemeinsamen Nenner. 
Gerade der Bezug auf ethnische Ideologien 
hat Gewalt produziert, die in Zukunft noch 
mehr Probleme verursachen wird. Zudem ist 
Inkatha in dunkle Machenschaften ver- 
strickt, die zur Schwächung des ANC und 
der restlichen Opposition beitragen sollten. 


Die Jugendlichen 


Seit Mitte der achtziger Jahre haben die 
Jugendlichen eine führende Stellung in der 
Opposition eingenommen, angefangen mit 
dem Widerstand gegen das Bildungssystem. 
Seit dem Soweto-Aufstand 1976 waren die 
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Jugendlichen die Anwesenheit von Polizei 
und Spitzeln in ihrer Nähe gewohnt. Viele 
mußten brutalste Polizeimethoden über sich 
ergehen lassen und zwar schon mit 11 oder 
12 Jahren. Die Kinder waren nicht nur der 
Willkür einzelner brutaler Polizisten ausge- 
liefert. Deren Verhalten war vielmehr 
gesetzlich legitimiert. Eine Untersuchung in 


Soweto ergab, daß täglich 9 Kinder wegen 


Prügelstrafen in der Schule ärztlich behan- 
delt wurden; es gab auch Todesfälle. Seit 
1986 konnten auch “öffentliche Gewalt- 
tätigkeit und Aufwiegelung” mit Prügel 
belegt werden. 

Wie sollen Jugendliche, deren politischer 
Protest mit brutaler Gewalt beantwortet 
wird, gewaltloses Handeln lernen? Der Staat 
führte ihnen vor, daß Gewalt ein legitimes 
Mittel ist, die eigene Politik durchzusetzen. 
Aufgrund des Verbots von oppositionellen 
Organisationen gab es keine Möglichkeit, 
andere Formen von Konfliktlösung zu 
wählen. Als die Jugendlichen die Über- 
macht des Systems zu spüren bekamen, 
begannen sie gegen die Verräter in den eige- 
nen Reihen vorzugehen. In diesem Kontext 
entstand seit 1985 die Comrades-Bewegung 
im Zusammenhang mit der UDF (United 
Demokratic Front). Sie befanden sich von 
Anfang an im Gegensatz zu Inkatha. 

Viele Jugendliche fühlten sich angezo- 


gen. Die UDF war dezentral mit vielen loka- 
len Gruppen organisiert, die der Dachorga- 
nisation verbunden waren, aber eigene For- 
men ausbildeten. Jugendliche hatten darin 
oft die Vorherrschaft. Nach Verhaftung oder 
Ermordung von lokalen Führern entstanden 
weiter neue Gruppen. Die ständige Frag- 
mentierung ging in dieser repressiven Situa- 
tion relativ unkontrolliert von einer über- 
greifenden Organisation vor sich, was mit 
ein Grund für die Eigendynamik im jetzigen 
Konflikt ist. Die Comrades haben eine eige- 
ne kulturelle Dynamik und soziale Identität 
geschaffen. Sie begreifen sich als Kinder der 
Armen und Unterdrückten, die der Realität 
der Townships nicht entfliehen können, son- 
dern sie verändern müssen. Sie sehen sich 
als Soldaten der Befreiung (the young lions), 
ihre Subkultur hat viele militaristische Ele- 
mente, eine gewisse Fetischisierung von 
Waffen und eine starke Glorifizierung des 
Todes. Zur Bewegung gehört ein neuer Stil 
des täglichen Lebens in Sprache, Anredefor- 
men, Musik, Kleidung etc., der sich an west- 
liche Kultur anlehnt. Andererseits wird diese 
aber auch abgelehnt und die Orientierung 
an afrikanischen Traditionen propagiert, 
einschließlich sogenannter ”war medicine” 
und Hexereipraktiken. 

Die Comrades entwickelten einen neuen 
Sinn von Solidarität und neue Versorgungs- 
strukturen. Innerhalb all dessen gingen sie 
gegen Verräter und Marionetten der Regie- 
rung vor. Auch im Bezug auf ihr aktuelles 
Handeln ist es wichtig zu wissen, daß sie 
ihre Gewalt, die extreme Ausmaße anneh- 
men kann, als Gegengewalt gegen die Bruta- 
lität der anderen” (Kollaborateure, Staat, 
Inkatha etc.) begreifen. Sie sahen ihre 
Gewalt als ein Mittel, das Land unregierbar 
zu machen; das sollte seinen Höhepunkt in 
einem letzten apokalyptischen Schlag” 
haben, der die Apartheid endgültig zer- 
stören würde.‘ 

Das Verhalten der Jugendlichen verur- 
sachte einen Generationskonflikt, der zu 
einem der zentralen Probleme wurde. In vie- 
len afrikanischen Gesellschaften war und ist 
der Respekt vor dem Alter ein wesentlicher 
Zug der Sozialordnung. Nun verurteilten 
Jugendliche Erwachsene in Volksgerichten, 
belegten sie sogar mit Prügelstrafen und 
töteten sie auch. Auch damit hat die Entste- 
hung der Vigilanten zu tun. Auch in den 
aktuellen Auseinandersetzungen findet sich 
häufig folgendes Muster: Vigilanten und 
ältere Menschen, oft mit ländlichem Hinter- 
grund, die von der Polizei geschützt werden, 
gehen gegen die jungen radikalen Comrades 
vor, die eher der städtischen Arbeiterklasse 
angehören. 

Die Comrades haben ihr Handeln natür- 
lich nicht immer an der offiziellen Politik 
des ANC ausgerichtet. Das Spektrum der 
Jugendorganisationen reicht außerdem von 
politischen und Verteidigungsgruppen bis 
zu Gangs. Ähnlich wie die Warlords erhal- 
ten viele Unterstützung von ihren Commu- 
nities und versuchen, für diese Ressourcen 


verfügbar zu machen. Es gibt auch Kämpfe 
zwischen rivalisierenden Gruppen, die von 
verschiedenen Seiten ausgenutzt werden. 
Allerdings haben die Jugendlichen oft keine 
andere Möglichkeit mehr, sich zu versorgen 
als die Kriminalität. Manche leben ständig 
versteckt, können weder zur Schule gehen 
noch arbeiten und sind unterernährt; die 
Gesundheitsversorgung ist oft zusammenge- 
brochen. Gebiete sind aufgeteilt in Inkatha- 
und ANC-Territorium, die Polarisierung geht 
manchmal quer durch Familien. Einzelne 
Kinder werden von beiden Seiten zu 
Gewalttaten gezwungen und sind dadurch 
dann bedroht. Ganze Gruppen von Kindern 
und Jugendlichen müssen davor fliehen und 
leben auf der Straße. Die Übergänge zwi- 
schen politischer und ”krimineller” Gewalt, 
Angriffen und Racheakten sind fließend. 

Dabei ist es fast unmöglich, unbeteiligt 
zu bleiben, aber viele Township-Bewohner 
fühlen sich in dieser verworrenen Lage kei- 
ner Seite zugehörig. Entziehen können sie 
sich natürlich nicht. Trotz der Differenzen 
zwischen ANC und Jugendlichen fühlten 
sich viele mit der Organisation verbunden, 
glorifizierten den militärischen Arm Umk- 
honto we Siswe und betrachteten Mandela 
als ihren Freiheitshelden. Entsprechend 
hoch waren die Erwartungen an seine Frei- 
lassung, und Enttäuschung war vorprogram- 
miert. Dazu eine sicher repräsentative Aus- 
sage eines 17-jährigen Comrades nach der 
Ankündigung der Freilassung: ”Der wird 
sich (...) nicht bedingungslos an einen Tisch 
mit der Regierung setzen, wir sehen ihn eher 
als einen, der das Volk zu einer demokrati- 
schen Revolution führen wird, dem ersten 
Schritt zum Sozialismus.” Viele haben mit 
dem verbotenen ANC Vorstellungen ver- 
bunden, denen der legale nicht gerecht wer- 
den kann. Der Wunsch nach einer “demo- 
kratischen Revolution” zeigt aber einen 
wichtigen Punkt: Durch das Fehlen von 
demokratischen Strukturen kann Protest nur 
schwer in gewaltloser Politik geäußert wer- 
den, und ihr Entstehen wird weiter behin- 
dert. Das straft die Rhetorik von der Abschaf- 
fung der Apartheid Lügen und ist eine Quel- 
le für Enttäuschungen. 

Die schwarze Bevölkerung:ist durch ver- 
schiedene Entwicklungen zersplittert und in 
Kämpfe gegeneinander eingebunden, die 
wenig Kraft für den Widerstand gegen die 
Macht der Weißen lassen. Wo diese Kraft 
vorhanden war, wurde sie beizeiten gebro- 
chen. Viel von dieser Problematik ist in alten 
und neuen Formen der Apartheid begrün- 
det. Zersplitterung und Instrumentalisierung 
sind erfolgreich gewesen; “staatliche 
Repression durch Stellvertreter” funktio- 
niert auch nach der großen Wende. Aber die 
Konfliktparteien handeln auch nach ihrer 
eigenen Logik. Es ist ein komplizierter Vor- 
gang, in dem reale Gegensätze durch Mani- 
pulation verstärkt oder in eine bestimmte 
Richtung gelenkt werden, und sich dann auf 
einer höheren Stufe als neue Wirklichkeit 
fortsetzen und immer so weiter. Es ist nicht 
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so paradox wie es scheint, daß ausgerechnet 
mit der Wende die Gewalt eskaliert: Mit 
dem offiziellen Ende der Apartheid erhält 
der Prozeß der Differenzierung der schwarz- 
en Bevölkerung, der mit den Reformen der 
achtziger Jahre begonnen wurde, noch ein- 
mal eine neue Qualität. Es geht in einer nie 
vorher dagewesenen Ernsthaftigkeit darum, 
welche politischen, sozialen und sonstigen 
Interessengruppen in einem plötzlich mögli- 
chen neuen Südafrika ihre Interessen am 
besten sichern können. Ein zentrales Pro- 
blem dabei ist, daß die Aufrichtigkeit der 
weißen Regierung, was die Veränderungen 
angeht, bezweifelt werden muß. Das derzei- 
tige Nebeneinander von alten Formen der 
Repression - weitergehende strukturelle 
Benachteiligung der Schwarzen, Verhalten 
der Polizei, Vertuschungsmanöver etc. - und 
der Rhetorik und realen Chance von Verän- 
derung schafft das verwirrende, enttäu- 
schende Klima, in dem die Gewalt neue 
Nahrung findet. 

Daniela Volk 
Anmerkungen: 
1) Maake 1992, Seite 598. 
2) Der ANC organisierte Streiks und Demonstrationen, 
um seine Verhandlungsposition gegenüber der NP zu 


stärken und um seinen Forderungen Nachdruck zu ver- 
leihen. 


3} Kößler 1991, Seite 15. 

4} Der Friedensvertrag von 1991 legt die Gründung 
einer Untersuchungskommission fest (Commission of 
Enquiry Regarding the Prevention of Public Violence 
and Intimidation). Ihre Aufgaben sind, Hintergründe 
und Ursachen von Gewalt herauszufinden und sie der 
Öffentlichkeit zugänglich zu machen. Vorsitzender der 
unabhängig operierenden Kommission ist Richter 
Goldstone. (Siehe Interview mit Graeme Simpson in 
diesem Heft) 

5) Zum burischen Nationalismus siehe iz3w Nr. 183, S. 
24f) 

6) Sitas 1992, Seite 640 

7) Morgenrath/Nachtigall 1990, Seite 43 

8) ebd. 
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Probleme lassen sich nur 
langfristig lösen 


Interview mit Graeme Simpson 


Die Erwartung, mit den politischen Verän- 
derungen würde sich die Lage in Südafrika 
entspannen, hat sich nicht erfüllt. Im Gegen- 
teil, gewalttätige Übergriffe haben mit 
Beginn des Reformprozesses noch zuge- 
nommen. Im September 1991 haben sich 
die Hauptbeteiligten, die Regierung der 
National Party, die Inkatha Freedom Party 
und der ANC, auf einen Friedensvertrag 
geeinigt, der von einem breiten Spektrum 
politischer Organisationen unterzeichnet 
wurde. Dieses 33-Seiten Papier umfaßt zehn 
Kapitel, in denen Grundprinzipien des Ver- 
trags, Verhaltenskodices politischer Parteien 
und der Sicherheitskräfte, Fragen zum sozio- 
ökonomischen Wiederaufbau, die Einrich- 
tung von Untersuchungskomitees und spezi- 
eller Strafgerichte u.v.m. behandelt werden. 
Kapitel sieben des Friedensvertrages sieht 
die Gründung eines Nationalen Friedensse- 
kretariat vor, dessen Aufgabe es ist, regiona- 
le und lokale Friedenskomitees einzurichten 
und zu koordinieren. Grundidee der lokalen 
Friedenskomitees ist, alle lokalen Gruppie- 
rungen und Konfliktparteien an einen Tisch 
zu bringen, um Konflikte durch Verhandlun- 
gen im Vorfeld zu lösen. Die Bevölkerung 
soll somit aktiv am Gelingen des Friedens- 
vertrags beteiligt werden. Darüberhinaus 
sollen sie einen Verhaltenskodex für öffentli- 
che Versammlungen entwickeln, denen ein 
Gewaltpotential inneliegt, und Entwick- 
lungsinitiativen auf lokaler Ebene durch- 
führen. Die regionalen Friedenskomitees 
sollen alle Angelegenheiten behandeln, die 
ihnen vom Nationalen Friedenssekretariat, 
den lokalen Friedenskomitees oder der 
Goldstone-Komission aufgetragen werden. 
Die Aufgaben der Goldstone-Kommission, 
ursprünglich Untersuchungskommission zur 
Verhinderung von öffentlicher Gewalt und 
Einschüchterung, sind in Kapitel sechs des 
Friedensvertrags festgelegt. Sie soll die Ursa- 
chen und Hintergründe von Gewalt untersu- 
chen, aufdecken und veröffentlichen. Für 
den Vorsitz wurde eine unabhängige und 
objektive Person gesucht, die ohne Ein- 
schränkung allen Parteien die Gelegenheit 
gibt, ihre Ansichten zu äußern und zu bele- 
gen. Diese Person fand sich in Richter Gold- 
stone. Jeder Bürger kann von der Kommisssi- 
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Graeme Simpson 


on eine Untersuchung fordern, die im 
Zusammenhang mit der Gewalt steht. Die 
Kommission selbst kann bei einer Untersu- 
chung Zeugen vorladen und besitzt unbe- 
grenzte Befugnis bei Durchsuchungen. Die 
Erkenntnisse und Empfehlungen werden 
dem Staatspräsidenten vorgelegt, der ent- 
scheidet, ob die Ergebnisse im öffentlichen 
Interesse publiziert werden. Bisher wurde 
noch kein Bericht zurückgehalten. Ein wich- 
tiges Ergebnis der Goldstone-Kommission 
war, die Beteiligung der südafrikanischen 
Streitkräfte an einem Plan zur Destabilisie- 
rung des ANC nachzuweisen. Die Untersu- 
chungskommission ist inzwischen lagerü- 
bergreifend anerkannt. Über die Erfolge und 
Chancen der Friedenskomitees und der 
Goldstone-Kommission sprachen wir im 
vergangenen Monat mit Graeme Simpson, 
dem stellvertretenden Direktor des Zen- 
trums zur Erforschung von Gewalt und Ver- 
söhnung, Johannesburg. 


1991 wurde in Südafrika ein Friedensvertrag 
geschlossen, um die Gewalt einzudämmen. In 
dem Vertrag wird u.a. eine breite Beteiligung 
der Öffentlichkeit gefordert. Wie sieht diese in 
der Praxis aus? 

Die wichtigsten Teilnehmer am Frie- 
densvertrag sind die großen Parteien, also 
Inkatha, die NP und der ANC. Bis zu einem 
gewissen Grad wird die Öffentlichkeit von 
diesen Organisationen repräsentiert. Da es 
noch keine Wahlen gegeben hat, konnte 
noch keine Partei demonstrieren, wie viele 
Menschen hinter ihr stehen. Manche kriti- 
sieren, daß es nicht genügend Möglichkei- 
ten einer unmittelbaren Beteiligung gibt, 
sondern nur vermittelt durch die politischen 
Parteien. Auch die Polizei spielt eine aktive 
Rolle innerhalb der Strukturen des Friedens- 
vertrages. Das ist wichtig, denn es ist eine 
Möglichkeit die Polizei in ein diszipliniertes 
Vorgehen im Rahmen des Friedensvertrages 
einzubinden. An manchen Orten spielen 
auch Kirchenführer und Unternehmer eine 
wichtige Rolle, häufig gerade deswegen, 
weil sie keiner politischen Partei angehören 
und in der Lage sind, Verhandlungen in die 
Wege zu leiten und Diskussionsprozesse 
anzuregen. Es sind dort also wirklich politi- 
sche und lokale gesellschaftliche Strukturen 
repräsentiert. 


Kannst du Beispiele für Konfliktlösungen 
nennen? 

Der Erfolg des Friedensvertrages hängt 
davon ab, wie stark eine bestimmte Region 
von der Gewalt betroffen ist, und wie weit 
die organisatorischen Strukturen des Frie- 
densvertrages in den verschiedenen Landes- 
teilen entwickelt sind. Ein Beispiel aus der 
westlichen Kapprovinz: Dort gab es eine 
Schlacht zwischen zwei Taxiunternehmen. 
Die einen schoßen auf die Taxis der anderen 
und unter den Opfern waren viele zivile 
Taxibenutzer. Deshalb war es wichtig, daß 
dieses Problem den Beteiligten des Friedens- 
vertrages vorgetragen wurde. Es wurde dis- 
kutiert und es scheint, daß der Krieg zwi- 
schen den Taxiunternehmen durch Ver- 
handlungen beendet wird. Ein weiteres Bei- 
spiel gibt es in Transvaal. Es zeigt nicht nur 
wie man Konflikte löst, sondern auch wie 
man sie vermeidet. Das regionale Büro des 


nationalen Friedensvertrags spielte ein 
wichtige Rolle, als Inkatha und ANC gleich- 
zeitig große Kundgebungen veranstalteten. 
Wenn die beiden Gruppen aufeinander 
getroffen wären, wäre das eine Katastrophe 
gewesen. Das Büro plante mit Hilfe der Poli- 
zei, der Verkehrspolizei und Ordnern aus 
beiden Lagern die Demonstrationsrouten 
und sorgte dafür, daß Vertreter der Friedens- 
komitees anwesend waren. Sie verfügten 
über Monitore und Ordner und hatten eine 
wichtige präventive Rolle. 

Die lokalen und regionalen Friedenskomit- 
tees überwachen die Massenveranstaltungen, 
um Gewaltausbrüche zu verhindern. Treibt dies 
die Menschen nicht mehr und mehr in den 
Untergrund, wo die Gewalt weniger zu kontrol- 
lieren ist? 

Das ist keine Folge der Aktivitäten von 
lokalen und regionalen Friedenskommitees, 
sondern vielmehr des politischen Über- 
gangsprozesses. Die Teile der Bevölkerung, 
die vom alten System profitiert haben, wer- 
den sich mit großer Wahrscheinlichkeit 
gegen den Wandel wehren und ihn destabi- 
lisieren, wo sie können. Aber da der politi- 
sche Übergang tatsächlich stattfindet, wer- 
den die Minderheiten, die ihn bekämpfen, 
gezwungen sein, aus dem Untergrund her- 
aus zu destabilisieren. Das findet bereits statt 
und wir sollten das nicht erst als eine 
zukünftige Entwicklung sehen. Im gegen- 
wärtigen Ausmaß der Gewalt zeigt sich das 
Wirken einer unsichtbaren Hand, der sog. 
"Dritten Kraft”, die effektiv unter der Ober- 
fläche arbeitet. 

Zu den Aufgaben der Goldstone-Kommissi- 
on gehört es, die Ursachen der Gewalt zu unter- 
suchen und die Öffentlichkeit darüber zu infor- 
mieren, Wie arbeitet die Kommission und wer 
hat dort das Sagen? 

Man geht davon aus, daß sie unabhängig 
ist. Diese Tatsache erschwert in gewisser 
Weise die Arbeit der Goldstone-Kommissi- 
on, denn ihre Rolle ist politisch so sensibel, 
daß sie versucht, bei allem was sie tut, “aus- 
gewogen” zu sein. Sie vermeidet den 
Anschein, sie könnte eine der politischen 
Interessengruppen unterstützen. Das Resul- 
tat ist, daß sich die Kommission oft nicht die 
richtigen Aufgaben stellt. Goldstone 
benennt nur ungern die Verantwortlichen, 
denn er möchte nicht den Eindruck 
erwecken, parteilich zu sein. Ein solches 
Verhalten ist kontraproduktiv. Die Kommis- 
sion kann nur eine Rolle spielen, wenn sie 
bereit ist harte Wahrheiten auszusprechen 
und vorgeschlagene Lösungen zu konstatie- 
ren. Sogar dann ist ihr Einfluß begrenzt. 
Denn die Kommission gibt nur Empfehlun- 
gen. Sie hat nicht die Macht sie durchzuset- 
zen. Sie stützt sich weitgehend auf die 
Regierung, in Zukunft hoffentlich auf den 
'executive council“ der Übergangszeit, 
wenn es darum geht, ihre Empfehlungen 
umzusetzen. Ich glaube, daß ihre praktische 
Wirksamkeit begrenzt ist. Trotzdem ist sie 
eine wichtige Institution, denn sie bietet 
einen gewissen Raum, um die Dinge zu 
untersuchen. 


Südafrika 


Wie weit reichen ihre Aktivitäten? Beob- 
achtet sie auch Politiker oder die Armee? 

Das Problem besteht darin, daß die Kom- 
mission durch die große Breite ihres Aufga- 
benfeldes gehandicapt wird. Ein gutes Bei- 
spiel dafür war die Kommission, die 
bestimmte Ereignisse in einem Township 
östlich von Johannesburg untersuchen soll- 
te. Was ursprünglich eine kurzfristige Unter- 
suchungskommission sein sollte, tagte 
schließlich 6 Monate lang und endete ohne 
greifbares Ergebnis: Die Kommission wies 
“den meisten der Beteiligten bis zu einem 
gewissen Grad” die Schuld zu. Damit kann 
man nicht arbeiten. Ein anderes Beispiel ist 
die Untersuchung zur Gewalt in den Wohn- 
heimen für Wanderarbeiter. Sie kam zu dem 
Schluß, daß in den meisten Fällen gewalt- 
tätige Aktionen von den Wohnheimen aus- 
gingen und schlug vor, manche Wohnheime 
einzuzäunen. Aber wenn man die Zäune 
nicht von der Polizei bewachen läßt, reißen 
die Leute sie nieder. Das war also keine 
praktikable Lösung und wurde auch kaum 
umgesetzt. Es hätte auch die Trennung von 
Townships und Wohnheimen zementiert, 
die eine der Ursachen des Problems ist. Man 
hätte sich eher um Verhandlungen bemühen 
müssen, um die Barrieren zwischen Towns- 
hips und Wohnheimen niederzureißen und 
Kontakte und Kommunikation zu ermögli- 
chen, statt das Gegenteil zu tun. Die Erfolge 
der Goldstone-Kommission waren unter- 
schiedlich. Manchmal brachten sie nützli- 
che und wertvolle Anregungen, aber 
manchmal kamen sie auch vom Weg ab. 


"Beispielsweise sollte sie die Rolle der Polizei 


untersuchen. Aber es wurde sofort politi- 
scher Druck auf die Kommission ausgeübt, 
daß sie die Angriffe auf die Polizei - nicht 
umgekehrt - untersuchen sollte. Die Kom- 
mission versucht nun, beides zu tun. Die 
Gefahr besteht darin, daß die Goldstone- 
Kommission zu einem politischen Fußball 
wird, der zwischen den verschiedenen Inter- 
essengruppen hin und her gespielt wird. 


Wie beurteilst du die Chancen des Friedens- 
vertrages? Kann er die Gewalt eindämmen? 

Der Friedensvertrag hat eine ganze Rei- 
he von Schwachpunkten. Zunächst wäre da 
die ungleiche Entwicklung der organisatori- 
schen Strukturen in den verschiedenen Tei- 
len des Landes zu erwähnen. Außerdem 
besteht die Neigung sich oft, wenn auch 
nicht immer, mit den Gewalttaten erst dann 
zu befassen, wenn sie bereits geschehen 
sind. Die Kommission ist nicht mit ausrei- 
chenden Machtmitteln ausgestattet, um 
Gewalttaten verhindern zu können. Außer- 
dem sind die Strukturen des Friedensabkom- 
mens unfähig - und das ist ein Dilemma, das 


sich uns allen stellt - , sich mit den langjristi-. 


gen Wirkungen und tieferliegenden Wur- 
zeln der sozialen Konflikte unter der Apart- 
heid auseinanderzusetzen. Die Generation 
der Apartheid ist verloren. Wir dürfen nicht 
erwarten, die Probleme im Lauf der näch- 
sten Generation lösen zu können. Wir müs- 
sen realistisch sehen, daß viele Lösungswe- 


ge nur langfristig zum Erfolg führen. Eine 
weiterer Schwachpunkt ist die fehlende 
Koordination zwischen den lokalen Struktu- 
ren. Man lernt nicht genug von den Erfah- 
rungen anderer in diesen Gremien. Dem 
gegenüber sind die Strukturen des Friedens- 
abkommens ein Hoffnungsschimmer, denn 
sie sind arbeitsfähige und glaubwürdige 
Foren, wo wichtige politische Akteure 
zusammenkommen können und versuchen 
über die Probleme zu verhandeln. Und es 
gibt sie auch auf lokaler Ebene, nicht nur 
regional und landesweit. Das bedeutet, daß 
sie leichter zugänglich sind, zumindest 
potentiell, für lokale Gruppierungen, die zu 
Verhandlungen bereit sind. Viele Leute 
sehen politische Verhandlungen auf natio- 
naler Ebene als die Lösung. Aber wenn Ver- 
handlungslösungen etwas bringen sollen, 
brauchen wir Strukturen wie die des Frie- 
densabkommens, die lokal, auf unterster 
Ebene etabliert sind und die Möglichkeit für 
Verhandlungen bieten. Darin liegt die Stärke 
des Friedensabkommens. 
Das Interview führten 
Daniela Heuberger und Uwe Jungfer 
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Südafrika 


Worum es beim Kampf 
um Demokratisierung geht! 


Seit fast vier Jahren ist der Kampf des 
südafrikanischen Volkes in eine neue 
und entscheidende Phase eingetreten. 
Nie mehr wird Südafrika in Zukunft 
so sein, wie es während einer langen 
Geschichte von Rassismus und Aus- 
beutung gewesen ist, einer Geschich- 
te, die sich nicht auf die letzten und 
häßlichsten 40 Jahre der Apartheid 
beschränkte. Aber die gegenwärtige 
Phase des Kampfes wird wahrschein- 
lich nicht die letzte sein, vielleicht ist 
dies nur der Beginn eines langen 
Weges, der noch zurückgelegt wer- 
den muß, wenn man eine wirklich 
demokratische, nichtrassistische, pro- 
gressive Gesellschaft schaffen will. 
Diese Ziele - Demokratie im wahren 
und vollständigen Sinn des Wortes - 
sind die Streitpunkte gegenwärtiger 
und zukünftiger Auseinandersetzun- 
gen. 


das schwer einzuordnen war: handelt 

es sich um eine weiße Siedlerkolonie? 
Ein afrikanisches Land der Dritten Welt? Ein 
entwickeltes, industrialisiertes Land? Einen 
unabhängigen Staat? Daß jede dieser Fragen 
so schwierig zu beantworten ist, liegt daran, 
daß Südafrika eine Art Mikrokosmos des 
kapitalistischen Weltsystems ist, das auf sei- 
nem Territorium Züge aller “vier” Welten 
vereinigt, denen Länder normalerweise 
zugeordnet werden. Es hat eine (“weiße”) 
Bevölkerung, die durch ihre Lebensweise 
und ihren Lebensstandard zur “ersten” (d.h. 
fortgeschrittenen, westlichen, kapitalisti- 


Sin ist immer ein Land gewesen, 
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schen) Welt gehört. Einem Humoristen 
könnte auffallen, daß diese ( weiße ) Minder- 
heit sich deutlich als "Staatsklasse” verhält, 
ähnlich wie die in der früheren sogenannten 
sozialistischen zweiten Welt. Die (”farbi- 
gen” und ”schwarzen”) Bevölkerungen der 
Townships gehören eindeutig zur modernen 
Dritten Welt auf dem Weg der Industrialisie- 
rung, während die bäuerliche "Stammes”- 
Bevölkerung, die in ihren sogenannten 
"Homelands’ eingeschlossen ist, sich nicht 
sehr von den bäuerlichen Gemeinschaften 
der heute sogenannten “vierten” Welt Afri- 
kas unterscheidet. 

Dieser merkwürdige und außergewöhnli- 
che Aufbau hat seine Ursprünge im 17. Jahr- 
hundert in dem Projekt holländischer 
weißer Siedler, die die Afrikaner genauso 
betrachteten, wie die Engländer einst die 
Indianer Amerikas oder wie die Israelis die 
Palästinenser sehen, als Eindringlinge, die 
kein Recht haben in dem neueroberten Land 
zu leben. 

Der britische industrielle Imperialismus, 
der an der Ausbeutung der enormen Boden- 
schätze des Landes interessiert war, begriff, 
daß schwarze Arbeitskräfte, wenn man sie 
zu diesem Zweck mobilisierte, die billigste 
und effektivste Lösung wären. Daher waren 
es die Briten - nicht die Buren - die zu die- 
sem Zweck, Ende des 19. Jahrhunderts, das 
System der Apartheid erfanden. Sie richteten 
im Land der Schwarzen “Reservate” ein 
(einige davon innerhalb der Grenzen der 
Südafrikanischen Union, zwei andere als 
britische Protektorate - Basutoland - heute 
Lesotho - und Swasiland), die so angelegt 
wurden, daß sie überbevölkert sein würden 
und nicht in der Lage, ihre Bevölkerung zu 
ernähren (es wurde dort nichts investiert, um 
die Landwirtschaft dort zu intensivieren). 
Daher waren sie dazu verdammt, Wander- 
arbeiter für die Minen zur Verfügung zu stel- 
len. Diese wurden dadurch noch billiger, da 
sie ohne Investitionskosten für das Kapital in 
ihren Armen-”Homelands” “produziert” 
wurden. 

Nach dem zweiten Weltkrieg übernah- 
men die Buren, die den Staat mit Beschlag 
belegt hatten, die Verantwortung für das 


Funktionieren des Systems. Sie gaben ihm 
einen Namen (Apartheid) und schufen eine 
ideologische Legitimation, um die bereits 
bestehenden rassistischen Praktiken durch 
“Gesetze” zu regeln. 


Am Beginn eines 
langen Weges ... 


Jetzt ist die formelle Apartheid vorbei und 
die Perspektive einer Wahl nach dem Prin- 
zip eine Person eine Stimme scheint so gut 
wie garantiert. Wird das die demokratische 
Lösung für die südafrikanische Gesellschaft 
sein? Es wird nur der Beginn eines langen 
Weges sein, wenn diese menschenverach- 
tende Gesellschaft sich wirklich ändern soll. 
Sehr viel wird daher von dem “Kompromiß” 
abhängen, der durch den Konvent für ein 
demokratisches Südafrika (CODESA) in den 
kommenden Monaten erreicht werden 
kann. Es war das Scheitern des *histori- 
schen” Projekts Südafrika, daß die De-Klerk- 
Regierung dazu gezwungen hat, diese Ver- 
handlungen zu eröffnen. Ein Scheitern, von 
‚dem ich behaupte, daß es im wesentlichen 
auf dem immer wirksameren Widerstand 
der Mehrheit der Arbeiterklasse am Arbeits- 
platz, den Aufständen in den Townships und 
der Fähigkeit ihrer politischen Organisatio- 
nen (ANC, Kommunistische Partei, COSA- 
TU, PAC Unity Movement...) effizient zu 
handeln, beruht. Zudem ist es gelungen, den 
Versuch die ‘Homelands’ sogar vor den 
Augen ihrer Bewohner zu “legitimieren“, 
zunichte zu machen. Dieses Scheitern wird 
verschärft durch die unsinnige Verschwen- 
dung, die mit den Praktiken der Apartheid 
verbunden ist, z.B. die überhöhten Löhne für 
unproduktive “Weiße”. 

Die Ereignisse haben sich aber auch 
beschleunigt, weil Südafrika einige seiner 
wichtigsten Trümpfe verloren hat: Zum 
einen seine strategische Position, um die 
Schiffahrt zwischen dem Atlantik und dem 
Indischen Ozean zu kontrollieren, die wich- 
tig war während des Kalten Krieges, der nun 
vorbei ist. Zum anderen seine politische Rol- 


Südafrika 


le als Militär- und Interventionsmacht 
gegenüber den Versuchen seiner Nachbar- 
staaten ( Angola, Mosambik, Simbabwe) 
ihre eigene Wege zu gehen. Diese Rolle ist 
jetzt auch vorüber, da die nationalen Projek- 
te dieser Länder eine Niederlage erlitten 
haben. Außerdem seine wirtschaftliche Stel- 
lung als Lieferant einiger wichtiger Minerali- 
en, die jetzt aus Rußland bezogen werden 
können. 

Die Verhandlungsführer der Mehrheit 
werden von den westlichen Mächten und 
auch innerhalb des Landes sehr stark unter 
Druck gesetzt, damit sie das Projekt einer 
minimalen ”Demokratisierung” akzeptie- 
ren. Im Widerspruch zur Realität wird 
behauptet, daß die schwarze Mehrheit ein 
großartiges Land “erben” wird und daß des- 
halb nur minimale Veränderungen vorge- 
nommen werden sollten. Von der Arbeiter- 
klasse wird jetzt erwartet, daß sie die Schrit- 
te zur “Wettbewerbsfähigkeit” ”beschleu- 
nigt”. Was für eine Schande! Was das Kapi- 
tal mit der aktiven Unterstützung der West- 
mächte nicht geschafft hat, soll die Arbeiter- 
klasse jetzt im Eiltempo schaffen. Die 
Gegenleistung dafür wären minimale Kon- 
zessionen gegenüber den Townships und 
den Industriearbeitern und praktisch keine 
Veränderung in den ‘Homelands‘, mit der 
Absicht, die ökonomischen Privilegien eines 
Haufens parasitärer “Weißer” aufrechtzuer- 
halten! In der Zwischenzeit profitiert De 
Klerk von der Spaltung der Mehrheit, die mit 
diesem Projekt einhergeht und er kann die 
Unzufriedenheit in den ’Homelands’ aus- 
nützen. Daß Organisationen wie Inkatha 
manipuliert werden, ist in diesem Zusam- 
menhang rational. 

Der politische Rahmen eines solchen 
"Kompromisses” wäre eine Art “föderaler” 
Staat - welchen Namen er auch immer 
bekommt -, wo viele Entscheidungs- und 
Finanzierungsverantwortlichkeiten an die 
“Staaten” oder “Provinzen” delegiert wür- 
den. In diesem Fall würde festgeschrieben, 
daß es “reiche” und “arme” Staaten gibt, 
auch wenn kein Staat auf die Landkarte 
gemalt werden kann, der eine weiße Mehr- 
heit sichert. Diese Spaltung würde minimale 
Konzessionen gegenüber einer schwarzen 
politisch unerfahrenen Bourgeoisie erleich- 
tern, die von der Fortsetzung des Systems 
profitiert. 


... zu einer wirklichen 
Demokratisierung 


Im Gegensatz dazu sehe ich zum jetzigen 
Zeitpunkt im ernsthaften Beginn einer wirk- 
lichen Demokratie das geeignete Mittel, 
einen fortschrittlicheren sozialen Wandel zu 
erreichen, auch wenn dieser Wandel 
schmerzhaft und langwierig sein wird (30 
oder 50 jahre?). Die Bedingungen für einen 
solchen Fortschritt sind: 


1.) Die Annahme einer einheitlichen 
Staatsverfassung, die die Umverteilung von 
Einkommen und Investitionen auf Unionse- 
bene möglich macht, wobei verschiedene 
Formen lokaler Dezentralisation denkbar 
sind. 

2.) Eine enorme Anstrengung, um die 
rückständigen ländlichen Gebiete zu ent- 
wickeln und eng damit verbunden, die 
Unterstützung einer langfristigen internen 
Umsiedlung der Bevölkerungen. Solche 
Schritte sind absolut notwendig, um eine 
einheitliche Volksfront, in der sich Arbeiter 
und Bauern vereinen, zu schaffen und um 
den Versuchen, sie zu spalten, entgegenzu- 
treten. 

3.) Eine Landreform in den von weißen 
Siedlern beherrschten ländlichen Gebieten, 
die dem afrikanischen Landproletariat 
zugute kommt, und möglicherweise die gra- 
duelle Ausbreitung neuer kleiner Farmen 
afrikanischer Siedler. 

Auch hier hat das, was die westlichen 
Medien im allgemeinen behaupten, der 
“Erfolg” der Landwirtschaft der weißen Sied- 
ler, nichts mit der Realität zu tun. Wie sich 
auch im Fall von Simbabwe gezeigt hat, ist 
diese Art Landwirtschaft “erfolgreich” dank 
der äußerst billigen Arbeitskräfte, die sie 
ausbeutet, die fast Sklaven sind und durch 
das ungeheure ökologische Desaster, das 
durch die extensive Landnutzung hervorge- 
rufen wird. 

4.) Eine Umverteilung des Lohneinkom- 
mens zugunsten der produktiven Arbeiter 
der Mehrheit (und bessere soziale Bedin- 
gungen für sie, besonders im Erziehungswe- 
sen, das sich in einem traurigen Zustand 
befindet). Das muß finanziert werden, in 
dem man die Unterstützung einer großen 
Menge von ineffektiven. Angehörigen der 
Minderheit reduziert. Der Entwicklungsgrad 
der Wirtschaft als Ganzes reicht - in einem 
Land, das tatsächlich ein Land der Dritten 
bzw. der Vierten Welt ist - nicht aus, um 
einer großen Minderheit ein Konsummuster 
im Stil der ”Ersten Welt” zu ermöglichen. 


5.) Schließlich eine graduelle Restruktu- 
rierung der modernen produktiven Industrie. 
Hier müssen wir Klarheit schaffen in der Fra- 
ge, mit welchem Ziel diese Restrukturierung 
vorgenommen werden soll. Soll man das 
Schwergewicht darauf legen, so schnell wie 
möglich ein wettbewerbsfähiger Exporteur 
zu werden? Ich denke, das sollte nicht die 
erste Priorität sein. Zuerst sollte man das 
Produktionssystem restrukturieren, um den 
Veränderungen gerecht zu werden, die mit 
der Umverteilung des Einkommens einher- 
gehen: Mehr Waren für den Konsum der 
breiten Masse, mehr Kapazitäten, um ein 
besseres Produktionssystem in den ländli- 
chen Gebieten aufzubauen, bessere Versor- 
gung mit Baumaterialien, um das Bedürfnis 
der Massen nach Wohnungen zu befriedi- 
gen usw... und weniger verschwenderischer 
Konsum der Minderheit (Privatautos und 
andere Produkte, die in Südafrika unsinniger 
Weise produziert werden). Ich möchte auch 
nicht ausschließen, daß graduelle Verände- 
rungen vorgenommen werden, um die 
Exportfähigkeit des Landes zu verbessern. 
Aber ich bin ziemlich sicher, daß die ersten 
Prioritäten, die ich oben genannt habe, die- 
ses Ziel der Wettbewerbsfähigkeit für eine 
Reihe von jahren unrealistisch werden las- 
sen. In der Zwischenzeit macht die politi- 
sche Ökonomie einer wirklichen Demokra- 
tisierung etwas erforderlich, was ich 
‘Abkoppelung‘ nenne, ob dieses Konzept 
nun populär ist oder nicht. 

Das sind meiner Meinung nach die Pro- 
bleme einer wirklichen Demokratisierung 
Südafrikas. 

Samir Amin 
Übersetzung: CN 


Eine Zusammenstellung 
von Momentaufnahmen 
aus dem Alltag 
südafrikanisch 
Hintergru 
Frau 


(Bestellung b 
53115 Bonn - Blücherstr. 


blätter des iz3w, Nr. 194, Dez.’'93/Jan.’94 23 


Südafrika 


Südafrika im Weltsystem 


as halbe jahrhundert nach dem 
[+ Weltkrieg, das jetzt an sei- 

nem Ende angelangt ist, wurde cha- 
rakterisiert durch den Prozeß der Industriali- 
sierung an der Peripherie des Weltsystems. 
Diese Industrialisierung ist ihrem Wesen 
nach ungleich in ihrer Ausbreitung und spal- 
tete die alte “Dritte Welt“ in eine neue “sich 
industrialisierende Dritte Welt” und eine 
jetzt sogenannte “Vierte Welt”, die in dem 
vorherigen Stadium eines nichtindustriali- 
sierten Exporteurs von Landwirtschaftsgü- 
tern und Bergbauprodukten gehalten wird. 
In diesem Rahmen entwickelte die herr- 
schende Klasse Südafrikas das Projekt, ihre 
Position im Weltsystem zu verbessern, 
durch eine Industrialisierung, die stark vom 
Staat geschützt und unterstützt wurde. In 
diesem Sinn war das System der Apartheid 
völlig rational. Billige Arbeitskräfte in der 
Produktion müssen nicht unbedingt ein Pro- 
blem sein: die Nachfrage kann geschaffen 
werden, indem man das Einkommen der 
unproduktiven oder weniger produktiven 
Minderheit steigert und indem man die 
Exporte ausweitet, um die Rechnung für die 
Importe zu zahlen, die man braucht, um die 
Effizienz der Industrie steigern zu können. 
Die liberale Rhetorik, die behauptete, die 
Apartheid stehe im Konflikt mit dem Kapita- 
lismus - als ob der Kapitalismus tatsächlich 
uneingeschränkt ein Synonym für Freiheit 
und Gleichheit sei -, ging total an den wirkli- 
chen Problemen vorbei. 

Das Kriterium für den Erfolg oder das 
Scheitern der Industrialisierung der Periphe- 
rie nach dem zweiten Weltkrieg ist - in 
Übereinstimmung mit der Globalisierung 
des Kapitalismus - ihre Fähigkeit auf den 
Weltmärkten “konkurrenzfähig” zu sein. 
Aus diesem Blickwinkel lassen sich die Län- 
der gemessen an ihrem Erfolg in vier Grup- 
pen einteilen: (I) Jene, die sich auf den Weg 
der Industrialisierung begeben haben und 
tatsächlich konkurrenzfähig geworden sind 
oder zumindest mit relativ geringen zusätzli- 
chen Modifikationen und Anstrengungen 
konkurrenzfähig werden können (die Länder 
Ostasiens mit kommunistischen oder kapita- 
listischen Regimes gehören eindeutig zu 
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dieser Gruppe, wie auch größere lateiname- 
rikanische Länder in unterschiedlichem 
Grad). (Il) Solche Länder, die sich industriali- 
siert haben, aber ganz eindeutig nicht kon- 
kurrenzfähig sind oder die, um konkurrenz- 
fähig werden zu können, ihr produktives 
System drastisch umstrukturieren müßten, 
die Einkommensverteilung, die Besteue- 
rung, usw.... (Südafrika gehört zu dieser 
Gruppe, zusammen mit industrialisierten 
arabischen Ländern wie Ägypten oder Alge- 
rien. (IIl} Länder, die vorindustriell geblieben 
sind, aber denen es zumindest eine Zeitlang 
gelungen ist, die “traditionellen” landwirt- 
schaftlichen, mineralischen oder Erdölex- 
Porte zu fördern und die - aus diesem Grund 
- reich und “wohlhabend” erscheinen (die 
ölexportierenden Golfstaaten oder Gabun 
gehören zu dieser Gruppe, eine Zeitlang 
auch die Elfenbeinküste und Kenia) und 
schließlich (IV) die Länder, denen es nicht 
gelungen ist, ihren traditionellen Export (d.h. 
aus der Zeit vor dem zweiten Weltkrieg) zu 
fördern (die Mehrheit der amerikanischen 
Staaten gehört zu dieser Gruppe). 

Ich behaupte, daß nur die erste Gruppe 
die wirklich wichtige oder moderne zukünf- 
tige Peripherie des Weltsystems darstellt. 


iese Erfolgsstorys werden immer so 
) dargestellt als führten sie zu vollstän- 

diger Entwicklung, d.h. zum “Einho- 
len” der fortgeschrittenen westlichen kapita- 
listischen Länder. Ich behaupte, daß sich die 
Polarisierung innerhalb des Weltsystems 
weiter fortsetzen wird. In der Vergangenheit 
beruhte diese Polarisierung auf einem klaren 
De-facto-Unterschied zwischen industriali- 
sierten und nichtindustrialisierten Ländern 
(die letzteren stellten daher die gesamte 
Peripherie dar). Ich behaupte, daß die Pola- 
risierung in der Zukunft nicht mehr auf die- 
sem Unterschied beruhen wird. Die neuen 
Zentren werden diejenigen Länder sein, die 
das weltweite Industriesystem beherrschen. 
Dies wird ihnen ermöglicht sowohl durch 
die Verfügungsgewalt über Technologien, 
über die zentral kommandierte Finanzmacht 
und über die Entscheidungsmacht über die 
Verwendung der Ressourcen im Weltmarkt- 


maßstab als auch über Kommunikationsmit- 
tel und Medien und damit über die politi- 
sche Meinungensbildung sowie über den 
Besitz von Massenvernichtungswaffen. 
Während ich also behaupte, daß die Länder 
der ersten Gruppe die “Dritte Welt” von 
morgen darstellen, stellen die Staaten der 
drei anderen Gruppen die neue “vierte” 
Welt dar. 

In dieser Hinsicht bietet Südafrika das 
merkwürdige Bild eines Landes, auf dessen 
Territorium Züge der Gruppen (Ih), (III) und 
(IV) nebeneinander existieren. Seiner Indu- 
strie ist es keineswegs gelungen “Konkur- 
renzfähigkeit“ zu erreichen. Die industriel- 
len (nichtmineralischen) Exporte Südafrikas 
kann man vernachlässigen oder sie sind 
unbedeutend im Vergleich beispielsweise 
mit denen Koreas, Mexikos oder Brasiliens. 
Zudem werden diese Importe (hauptsäch- 
lich) von den Märkten einiger Länder im 
südlichen Afrika aufgenommen, die Südafri- 
ka straff kontrolliert. 


ber trotz seiner unmenschlichen Poli- 
A: profitierte das südafrikanische 

Regime von einer beispiellosen 
finanziellen, wirtschaftlichen, politischen 
und militärischen Unterstützung durch die 
Vereinigten Staaten, Großbritannien und 
Westeuropa. Warum dieses Scheitern Süd- 
afrikas im allgemeinen von Institutionen wie 
der Weltbank nicht gesehen wird, läßt sich 
nur mit rassistischen Vorurteilen erklären. 
Gleichzeitig wird ein ähnliches Scheitern 
der Länder, die ihre Industrialisierung in 
einer Atmosphäre der Feindschaft gegen- 
über den westlichen Mächten begannen 
(wie z.B. Ägypten oder Algerien) bis zum 
Überdruß von den herrschenden Medien 


“kommentiert. Südafrika ist für das Weltsy- 


stem fast ausschließlich ein Exporteur von 
Primärgütern, zugleich gehören die ‘Home- 
lands’ zu den ärmsten Gebieten der Vierten 
Welt und sind nicht in der Lage ihren 


"Bewohnern minimale Überlebensmöglich- 


keiten zu bieten. 
Samir Amin 


Übersetzung: CN 


Südafrika 


Das alte Modell hat abgedankt 


Wirtschaftliche Kooperation im Südlichen Afrika 


In diesem Beitrag werden einige der 
zur Zeit in Südafrika diskutierten Per- 
spektiven von regionaler Kooperation 
und Integration kritisch überprüft. 
Dabei bietet der Artikel keine detail- 
lierte Analyse der Konzepte von Süd- 
afrikas Hauptakteuren. Es ist vielmehr 
beabsichtigt, die Stoßrichtung der 
wichtigsten Alternativmodelle her- 
auszuarbeiten. Dies geschieht vor 
dem Hintergrund der gegenwärtigen 
Krise in den Beziehungen Südafrikas 
zu seinen Nachbarstaaten, die bereits 
am Ende des zweiten Weltkrieg eta- 
bliert wurden. . 


ie gegenwärtige Ausgestaltung der 
BD zwischen 

Südafrika und den restlichen Staaten 
des südlichen Afrika ist grundlegend durch 
den Entwicklungsweg und den Wachstums- 
pfad der südafrikanischen Ökonomie 
bestimmt. In der Zeit nach dem zweiten 
Weltkrieg stützte sich der südafrikanische 
Wachstumspfad auf eine Import substitu- 
ierende Industrialisierung (Importe ersetzen- 
de Industrialisierung). Diese Industrien soll- 
ten Konsumgüter für die Einheimischen mit 
hohem Einkommen produzieren. Finanziert 
werden sollte die Industrialisierung durch 
den Export von Rohstoffen. Im gesamten 
Zeitraum war die Industrie der Wachstums- 
motor der Wirtschaft - ihr Anteil am Brutto- 
sozialprodukt war höher als der von Land- 
wirtschaft und Minensektor zusammen. 


Regionale 
Industriegüterexporte 


Neben der Tatsache, daß dieser Entwick- 
lungsweg in Südafrika riesige Ungleichhei- 
ten hervorbrachte und eine extreme Abhän- 
gigkeit vom schwindenden Reichtum der 
Goldminenindustrie mit sich brachte, hatte 
diese Art der Akkumulation einen bedeuten- 
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den Einfluß auf die Ausgestaltung der Han- 
delsbeziehungen, die sich zwischen Südafri- 
ka und den restlichen Staaten der Region 
entwickelten. Die Import- Substituierende- 
Industrialisierung (ISI) hatte unausweichlich 
zur Folge, daß Südafrikas Industriesektor 
eine Reihe von Industriegütern fertigte, die 
international nicht konkurrenzfähig waren. 
Obwohl die Industriewarenproduktion 
hauptsächlich auf den südafrikanischen 
Markt ausgerichtet war und obwohl Berg- 
bauprodukte Mitte der achtziger Jahre 
immer noch mehr als ein Drittel der südafri- 
kanischen Exporte nach Afrika (damit sind 
alle Nicht-Mitglieder der südafrikanischen 
Zollunion (SACU)' gemeint) ausmachten, 
hatten Industriegüterexporte einen bedeu- 
tenden, wenn auch selten beachteten Anteil 
am Wachstum der südafrikanischen Nach- 
kriegsindustriegüterproduktion. 
Beispielsweise fand eine in den siebziger 


"Jahren durchgeführte Studie heraus, daß der 


Handel Südafrikas mit Botswana, Lesotho 
und Swasiland für 27 Prozent der Gewinne 


und für etwa 67.000 neue Arbeitsplätze im 
Industriesektor Südafrikas gesorgt hat und 
das obwohl die Bruttosozialprodukte der 
drei Länder damals nur drei Prozent des süd- 
afrikanischen Bruttosozialprodukts aus- 
machten. 

Es gibt keine vergleichbare Studie für spä- 
tere Jahre oder für ein größeres Spektrum an 
Ländern, aber zugängliche Statistiken wei- 
sen auf eine weiterhin überverhältnismäßig 
hohe Bedeutung des regionalen und sub- 
saharischen Handels für die südafrikani- 
schen Industriegüterexporte hin. Zahlen von 
1985, dem letzten Jahr in dem Handelsstati- 
stiken noch vollständig veröffentlicht wur- 
den, zeigen, daß der Handel mit den Nicht- 
SüdafrikaCU-Ländern Afrikas nur vier Pro- 
zent der SüdafrikaCU-Exporte ausmachte. 
Gleichzeitig betrug der Handel mit Nicht- 
SACU-Ländern 36 Prozent der Maschinen- 
exporte, 28 Prozent der chemischen Pro- 
dukte, 27 Prozent der Fahrzeuge und Trans- 
portgüter, 14 Prozent der sonstigen Indu- 
striegüter, 10 Prozent der verarbeiteten Nah- 
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rungsmittel und beachtenswerte Prozentan- 
teile der Gesamtexporte von anderen weni- 
ger wichtigen industriell gefertigten Kon- 
sumgütern. Viele dieser Prozentangaben 
wären noch bedeutend höher, könnten sie 
sich auf einen Südafrika-Handel mit allen 
afrikanischen Staaten beziehen. 

Aktuellere Zahlen belegen die fortdau- 
ernde Bedeutung des regionalen und des 
Sub-Sahara-Absatzmarktes für den südafri- 
kanischen Industriegütersektor. So hat der 
gesamte Handel Südafrikas mit den Nicht- 
SACU-Ländern Afrikas 1990 weniger als 10 
Prozent der Gesamtexporte des Larides aus- 
gemacht, wobei dieser Handel für nicht 
weniger als 32 Prozent der südafrikanischen 
Industriegüterexporte verantwortlich war. 
Der Aufschwung bei diesem Handel seit 
Ende der achtziger jahre soll unter anderem 
Südafrikas Stahl-, Nahrungsmittel-, Chemie- 
und Fahrzeugindustrie zu einem wichtigen 
Aufschwung verholfen haben. 


Südafrikas 
Protektionsmuspolitik 


Während also das südliche Afrika - und 
in geringerem Ausmaß das restliche Afrika - 
als bedeutender Absatzmarkt für eine Reihe 
südafrikanischer Industriewaren diente, die 
wahrscheinlich in anderen Ländern keinen 
Absatz gefunden hätten, war die Protektio- 
nismuspolitik Südafrikas, die als integraler 
Bestandteil des Nachkriegswachstumsmo- 
delis angesehen werden kann, darauf ausge- 
richtet regionale Importe und solche von 
den anderen afrikanischen Staaten einzu- 
schränken. 

Diese Politik ist bereits relativ gut aufge- 
arbeitet. Mit Hilfe einer erstmals in den 
zwanziger Jahren angewandten protektioni- 
stischen Zollpolitik verbannte Südafrika 
hauptsächlich die Agrargüter seiner Nach- 
barstaaten von seinem Territorium. Man 
errichtete zudem ganz verschiedene nicht- 
tarifäre Handelshemmnisse, die die anderen 
SACU-Mitglieder daran hinderten, die im 
offiziellen Freihandelsabkommen gewähr- 
ten Exporterleichterungen für Industriewa- 
ren zu nutzen. Sogar in dem politisch moti- 
vierten Handelsabkommen von 1964 zur 
Unterstützung des Smith-Regimes in Simb- 
abwe (damals Rhodesien), war man pein- 
lichst darauf bedacht gewesen, den Import 
von solchen Waren zu begrenzen, die ernst- 
haft mit einheimischen Industriewaren hät- 
ten konkurrieren können. 

Diese Kombination von relativer Nicht- 
Konkurrenzfähigkeit und einer protektioni- 
stischen Haltung gegenüber regionalen 
Importen, die die südafrikanischen Handels- 
beziehungen zu seinen Nachbarstaaten 
prägte, charakterisierte Reginald Green tref- 
fend mit den Worten, hier handelt es sich 
um den Verkauf von ”überteuerten südafri- 
kanischen Exportprodukten gegen harte 
Devisen“. Ein Dauerproblem dieser Han- 
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Südafrika 


delsbeziehungen war über viele Jahrzehnte 
die große und sich sogar noch vergrößeren- 
de Lücke zwischen den Exporten und den 
Importen. Den südafrikanischen Exporten 
nach Afrika stehen viel geringere Importe 
aus Afrika gegenüber mit der Folge, daß sich 
ein riesiges und sich vergrößerndes Defizit 
in der Handelsbilanz ergab. Offizielle Zah- 
len zeigen zum Beispiel, daß der Wert der 
Exporte der SACU in Nicht-SACU-Länder 
1985 den 3,4fachen Wert der Importe 
erreichte. Für 1990 verschlechterte sich das 
Verhältnis sogar noch auf das 5,7fache. 

Dieses Defizit beim Handel wurde in der 
Vergangenheit teilweise durch Einkünfte aus 
der Versorgung Südafrikas mit verschiede- 
nen Dienstleistungen durch die restlichen 
Staaten der Region beglichen. Wobei diese 
Dienstleistungen den Akkumulationsprozeß 
in Südafrika begünstigten. Es ist allgemein 
bekannt, daß die Goldminen Südafrikas mit 
Hilfe billiger Wanderarbeiter ausgebeutet 
wurden. Diese Wanderarbeiter kamen nicht 
nur aus den südafrikanischen ‘Homelands’, 
sondern auch aus den Nachbarstaaten Süd- 
afrikas. Es ist sogar so, daß in der Vergangen- 
heit fast immer eine Mehrheit der Arbeits- 
kräfte in den Goldminen nicht aus Südafrika 
stammte und daß selbst heute noch mehr als 
ein Drittel der Arbeiter von jenseits der süd- 
afrikanischen Grenzen in die Minen kommt. 
Die Überweisungen der Wanderarbeiter an 
ihre Familien waren eine wichtige Quelle 
(unsichtbarer)? Einkommen für viele Nach- 
barländer Südafrikas. Eine weitere Einkom- 
mensquelle waren die Einkünfte aus Trans- 
portleistungen dieser Länder und in jüngster 
Zeit schlagen sich einige Wasser- und Elek- 
trizitätsexportprojekte positiv auf der Ein- 
nahmenseite dieser Länder nieder. Aber in 
erster Linie und sogar in zunehmendem Aus- 
maß mußten die südafrikanischen Importe 
mit den Devisen bezahlt werden, die diese 
Länder durch den Verkauf ihrer Rohstoffe 
auf dem Weltmarkt erwirtschafteten. 


Die Krise der siebziger Jahre 
und ihre Folgen 


Die Krise, die das gesamte südliche Afri- 
ka seit Mitte der siebziger Jahre erfaßte, hatte 
gravierende Folgen für die oben geschilder- 
ten regionalen Handelsbeziehungen. 
Erstens sanken die Investitionsraten im Indu- 
striesektor Südafrikas, was höchstwahr- 
scheinlich zu einer verminderten Konkur- 
renzfähigkeit vieler südafrikanischen 
Exportprodukte führte. Das Durchschnittsal- 
ter der Industrieanlagen und der Maschinen 
stieg an und es gibt mehrere Schätzungen, 
die davon ausgehen, daß die Preise einiger 
regional vermarkteter Industriewaren etwa 
15-25 Prozent über den Preisen vergleich- 
barer Güter aus anderen Ländern liegen. 

So ist es nur logisch, daß es Anzeichen 
dafür gibt, daß man sich in einigen Teilen 
der Region darauf vorbereitet, von südafri- 


kanischen zu billigeren Weltmarktanbietern 
zu wechseln. Dies geschieht trotz der sich 
nicht in Preisen ausdrückenden Vorteile, die 
Südafrikas Anbieter weiterhin besitzen. Die- 
se haben geringere Transportkosten und kür- 
zere Lieferfristen (bedingt durch die unmit- 
telbare Nähe) oder bessere Kreditbedingun- 
gen, die sie ihren Vertragspartnern anbieten 
können (finanziert durch von der südafrika- 
nischen Regierung geförderte Exportgaranti- 
en und Subventionen). 

Zweitens haben sich seit Mitte der siebzi- 
ger Jahre zwei wichtige Faktoren in der 
Beziehung zwischen Südafrika und der 
Region verändert. Bei den Wanderarbeitern 
und bei den Transportleistungen sank die 
Nachfrage Südafrikas merklich. Dies 
begrenzte im Gegenzug das Wachstumspo- 
tential der Region ernsthaft und führte in 
einigen Fällen sogar zu einem tatsächlichen 
Rückgang der Einkünfte aus Dienstleistun- 
gen. Im Falle der Wanderarbeiter nahm der 
prozentuale Anteil ‘ausländischer’ Arbeiter 
an der südafrikanischen Minenarbeiter- 
schaft (dem größten Arbeitgeber für auslän- 
dische Wanderarbeiter) von über sechzig 
Prozent 1975 auf etwa vierzig Prozent Ende 
der achtziger jahre ab. In absoluten Zahlen 
bedeutet dies, daß die ausländische Arbei- 
terschaft von 220.000 1975 auf 186.000 
1989 reduziert wurde. 


Im Transportwesen schränkte Südafrika 
seinen Gebrauch von Transporteinrichtun- 
gen der Region ein und startete den Versuch 
mit Hilfe des ‘Südafrikanischen Transport- 
unternehmens’ (SATS) den Güterverkehr der 
Länder ohne Meereszugang, die traditionell 
das Angebot anderer Staaten der Region 
nutzten, nach Südafrika umzuleiten. 

Mosambique wurde von beiden Trends 
schwer getroffen. Die Überweisungen der 
Wanderarbeiter sanken von 64 Millionen 
US-$ 1981 auf 58 Millionen US-$ 1987 - 
bevor sie 1988 erneut auf 70 Millionen 
anstiegen. Die Einnahmen aus dem Trans- 
portwesen (sowohl von anderen SADCC- 
Ländern? als auch von Südafrika) fielen von 
82 Millionen US-$ 1981 auf 42 Millionen 
US-$ 1989. In beiden Fällen stellte das 
Niveau von 1981 einen bedeutenden Rück- 
gang im Vergleich zu 1975 dar. 

Drittens waren die achtziger Jahre für das 
südliche Afrika - wie für das Afrika südlich 
der Sahara insgesamt - ein 'verlorenes Jahr- 
zehnt‘, das durch wirtschaftliche Stagnation, 
sich verschlechternde ‘terms of trade‘ und 
durch eine sich vergrößernde Verschuldung 
geprägt war. Die südafrikanische Aggressi- 
ons- und Destabilisierungspolitik verschlim- 
merte die Situation zusätzlich. So gingen die 
Deviseneinnahmen vieler Länder stark 
zurück und verringerten dadurch deren 
Importkapazitäten. 

All diese Faktoren hatten zur Folge, daß 
die bestehenden Handelsbeziehungen zwi- 
schen Südafrika und der Region ernsthaft 
unter Druck gerieten: Güter, die immer 
weniger konkurrenzfähig waren, wurden auf 


Südafrika 


Märkten angeboten, in denen die Devisen, 
die man zu ihrem Kauf benötigte, zuneh- 
mend rar wurden. 


Südafrikas 
Destabilisierungspolitik 


Die Welle eskalierender Gewalt und die 
Destabilisierungspolitik, die Ende der siebzi- 
ger Jahre und in den achtziger Jahren über 
die Länder der Region hereinbrach, kann in 
Teilen als Versuch Pretorias gewertet wer- 
den, angesichts der oben beschriebenen 
’Scherenbewegung‘, seine hegemoniale 
Stellung militärisch wieder herzustellen. 

Eines der Ziele, das die Destabilisierungs- 


Neue Handlungsmöglichkeiten 


Pretorias Anteil bei den Verhandlungen 
über die Unabhängigkeit Namibias führte - 
kombiniert mit den politischen Entwicklun- 
gen in Südafrika seit 1990 - die Ereignisse in 
eine Richtung, die (aus der Sicht Südafrikas) 
als Gegentendenz zu den Auswirkungen der 
Strukturkrise der wirtschaftlichen Beziehun- 
gen zwischen Südafrika und der Region 
gesehen werden kann. Nach dem Vertrags- 
abschluß von Cuito Cuanavale und nach 
dem 2.Februar 1990 (der Freilassung Nelson 
Mandelas) haben die politischen Entwick- 
lungen zu einer erhöhten Akzeptanz Süd- 
afrikas in der Region und auf dem gesamten 
afrikanischen Kontinent geführt. Dadurch 


die zukünftige regionale Kooperation als 
Rückkehr zur "Normalität von vor 1970 zu 
betrachten. Die aktuellen regionalen Bezie- 
hungen und auch die der Vergangenheit 
werden dabei ziemlich unkritisch betrach- 
tet. Als Hauptproblem der Vergangenheit 
sehen diese Leute nur die Existenz von poli- 
tischen und vertraglichen Zugangsbeschrän- 
kungen für Südafrika auf den Märkten der 
Nachbarstaaten. Diese Einschränkungen 
hätten Südafrika daran gehindert, seine Rol- 
le als "Wachstumsmotor’ des Subkontinents 
zu spielen. Sie erwarten deshalb von einem 
Abbau der politischen Barrieren automa- 
tisch einen Aufschwung für den südafrikani- 
schen Außenhandel. Diese Ansicht wird von 
diejenigen der südafrikanischen Elite vertre- 
ten, die Afrika überhaupt ernst nehmen. 


Wanderarbeiter Foto: EMW-Archiv 


politik bestimmte, war ganz deutlich der 
Wunsch wichtige Elemente der etablierten 
regionalen Wirtschaftsbeziehungen aufrecht 
zu erhalten, während man gleichzeitig dar- 
auf bedacht war, neue Aktivitäten nur im 
südafrikanischen Interesse zu erlauben. Die 
zunehmende Abhängigkeit Angolas und 
Mosambiques vom südafrikanischen Trans- 
portwesen, die sich aus der Sabotage von 
Transportanlagen dieser Länder ergab, führ- 
te nicht nur zu einem Boom südafrikani- 
scher Einkünfte aus Hafen- und Eisenbahn- 
gebühren. Sie sorgte gleichzeitig dafür, daß 
die nicht in Preisen ausgedrückten Vorteile 
südafrikanischer Waren zunahmen und daß 
dadurch Länder ohne Meereszugang in eine 
verstärkte Handelsabhängigkeit von Südafri- 
ka gerieten. 

Gleichwohl produzierte die Destabilisie- 
rungspolitik Südafrikas zu guter Letzt ihre 
eigenen Widersprüche. Am Ende des Jahr- 
zehnts wurden die möglichen Vorteile, die 
sich südafrikanischen Exporteuren aus dem 
Unterbieten der Diversifizierungsanstren- 
gungen seiner Nachbarländer boten, durch 
die negativen Folgen der Destabilisierungs- 
politik für die Importfähigkeiten der Region 
mehr als kompensiert. Gleichzeitig benötig- 
te Südafrika zu dieser Zeit verstärkt die Was- 
ser- und Elektrizitätslieferungen aus der 
Region. 


ergaben sich für das Land neue Handlungs- 
möglichkeiten. Zum einen nahmen sofort 
die Wirtschaftskontakte zu. Zum anderen 
entwickelte sich rasch die Bereitschaft der 
Regierung, der Konzerne und auch der 
Befreiungsbewegung einen Dialog über län- 
gerfristige  ’Nachapartheid’-Regionalkon- 
struktionen mit den Gesprächspartnern in 
der Region zu beginnen. 

Diese Veränderungen spiegeln sich auch 
in der Entwicklung des Handelsvolumens 
wider. So stieg der Handel zwischen Süd- 
afrika und Afrika 1989 um vierzig Prozent 
und im folgenden Jahr nochmals um 22 Pro- 
zent. 


Alle wichtigen gesellschaftlichen Kräfte 
Südafrikas sind sich heute darin einig, daß 
die Zeit nach Abschaffung der Apartheid 
eine Periode der engeren regionalen Zusam- 
menarbeit und der intensiveren wirtschaftli- 
chen Verzahnung aller Ökonomien im süd- 
lichen Afrika mit sich bringen sollte. 

Es ist allerdings so, daß die Vorstellungen 
über die Kooperationsbedingungen und - 
prinzipien weit auseinandergehen. Strittig ist 
die Frage, welches Maß an Umgestaltung 
bei den existierenden Beziehungen nötig 
erscheint. 

Eine Perspektive, die - was kaum über- 
rascht - von vielen vertreten wird, die mit 
dem alten Regime verbunden sind (dies 
schließt die gegenwärtige Regierung ebenso 
ein wie weite Teile des Managements der 
südafrikanischen Konzerne), besteht darin, 


In der etablierten Unternehmerschaft 
Südafrikas ist auch eine vorsichtigere oder 
pessimistischere Einstellung zu finden. Die- 
se Personen zweifeln daran, daß Afrika 
jemals mehr als eine marginale Rolle für 
Südafrika spielen kann. Sie sind der Über- 
zeugung, daß sich Südafrika eher als Vertre- 
ter der ‘Ersten Welt’ verstehen und auf dem 
Weltmarkt agieren sollte und weniger als 
‘Dritte-Welt’-Land, das auf regionale Märkte 
beschränkt bleibt. 

Diejenigen, die eine engere Zusammen- 
arbeit und Integration zwischen Südafrika 


und seinen Nachbarstaaten befürworten, 
möchten, daß die Staaten des südlichen Afri- 


ka die politischen Einschränkungen aufhe- 
ben, die den Geschäften Südafrikas mit der 
Region im Wege stehen. Sie schlagen des 
weiteren vor, diese Maßnahmen mit einer 
allgemeinen Liberalisierung der Handelsbe- 
schränkungen zu verknüpfen, um die Regi- 
on für südafrikanische Exporte und Investi- 
tionen zu öffnen‘. 


Die Theorie, die diesen Überlegungen 
zugrunde liegt, legt im allgemeinen rasche 
Schritte in Richtung gemeinsamer Markt 
nahe, ohne Handelseinschränkungen und 
mit ungehindertem Kapitaltransfer. Auf der 
praktischen Ebene existieren Anzeichen 
dafür, SüdafrikaCU als Ausgangsbasis für ein 
Freihandelsprojekt zur regionalen Integrati- 
on wieder aufleben zu lassen. 

Abgesehen von den direkten Handels- 
vorteilen, die sich Südafrika aus der Koope- 
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ration verspricht, soll das Engagement des 
‘neuen Südafrika’ in dem oben genannten 
Projekt als Ansatzpunkt dafür dienen, die 
Beziehungen Südafrikas zu Drittstaaten (von 
außerhalb der Region) unter für Südafrika 
günstigen Bedingungen wieder herzustel- 
len. So kann beispielsweise das. Drängen 
Südafrikas auf ungehinderten Kapitalverkehr 
in der Region kaum mit Investitionsplänen 
südafrikanischer Unternehmen erklärt wer- 
den. Vielmehr steht hinter der Forderung der 
Wunsch, das Bild Südafrikas als "natürlichen 
Zugang’ zur Region und als Partner für aus- 
ländische Investoren im südlichen Afrika 
wieder aufleben zu lassen. 

Viele dieser Überlegungen müssen als 
kurzfristig und einseitig an den Interessen 
Südafrikas ausgerichtet betrachtet werden. 
Sie wurden als Südafrika-zentriert kritisiert 
und es wurde eingewandt, daß sie weder auf 
die gegenwärtige Ungleichheit in den Bezie- 
hungen zwischen Südafrika und seinen 
Nachbarn Rücksicht nähmen noch auf das 
erschreckende Erbe, das die südafrikanische 
Destabilisierungspolitik hinterließ. 

Ebenso werde nur wenig oder nicht 
berücksichtigt, welche Sprengkraft sich in 
einem Integrationsprojekt ansammle in dem 
nicht nur ein voraussichtlicher Kooperati- 
onspartner die dreifache Wirtschaftskraft 
seiner zehn Partner besitzt, sondern 

- und das ist noch wichtiger - in dem heu- 
te noch strukturelle Ungleichheiten und 
Dominanz- und Hegemoniebeziehungen 
existieren. 

In dem man sich kurzsichtiger Weise auf 
die unmittelbare, kurzfristige Export-’Divi- 
dende’ konzentriert, die die Aufhebung des 
Paria-Status für Südafrika sehr wohl zur Fol- 
ge haben kann, übersieht man gleichzeitig, 
daß diese Strategie nicht in eine längerfristig 
wachsende Handelsbeziehung münden 
kann, so lange die gesamte Region für sich 
keinen Nutzen aus der Präferenzierung 
(dem bevorzugten Import) südafrikanischer 
Waren zieht bzw. so lange die südafrikani- 
schen Exporte nicht wettbewerbsfähiger 
werden. Auch die Zahlungsprobleme der 
voraussichtlichen Handelspartner in der 
Region werden nicht ernsthaft berücksich- 
tigt. Hier wird nur die Hoffnung geäußert, 
daß zukünftig internationale Entwicklungs- 
hilfeleistungen für den sofortigen Auf- 
schwung in diesen Ländern sorgen werde. 

Diese Vorschläge geben demnach - län- 
gerfristig betrachtet - keine zufriedenstellen- 
den Antworten darauf, wie ein auf gegensei- 
tigen Vorteilen beruhendes, wachstumsori- 
entiertes und tragfähiges regionales Koope- 
rations- und Integrationsmodell für das süd- 
liche Afrika nach dem Ende der Apartheid 
geschaffen werden könnte. 


Sich selbst tragender 
Entwicklungsweg 


Der alternative Ansatz, der innerhalb der 
demokratischen Bewegung Südafrikas ent- 


stand, geht von der Einschätzung aus, daß 
die regionalen Handelsbeziehungen und die 
anderen wirtschaftlichen Kontakte erneuert 
werden müssen und zwar als Teil eines 
Umkehrungsprozesses des bisher einge- 
schlagenen Wachstumspfades. Die Erneue- 
rung der regionalen Beziehungen wurde 
ursprünglich größtenteils als eine Angele- 
genheit der Wiedergutmachung betrachtet. 
Die Klagen der Region über die negativen 
Auswirkungen der geschichtlich gewachse- 
nen Ungleichgewichte auf ihre Entwicklung 
und über die, durch die südafrikanische 
Destabilisierungspolitik _hervorgerufenen 
Zerstörungen, werden als Verpflichtung für 
ein demokratisches Südafrika begriffen. Man 
möchte die regionalen Beziehungen gerech- 
ter gestalten und zwar zusammen mit den 
benachbarten Staaten. Man ist sich außer- 
dem darüber im klaren, daß Südafrikas Wirt- 
schaft nicht wachsen und gedeihen kann, so 
lange inoffizielle Einwanderer die Zahl der 
südafrikanischen Obdachlosen und Arbeits- 
losen anschwellen läßt und so lange der 
Waffen- und Drogenhandel nach Südafrika 
zu den einträglichsten Formen des ’nicht 
erfaßten Handels’ in der Region zählt. 

Die Wiederaufnahme der regionalen 
Wirtschaftsbeziehungen auf neuer Grundla- 
ge wird mitlerweile zunehmend auch als 
wichtiger Bestandteil einer neuen Wachs- 
tumsstrategie begriffen. Die gegenwärtigen 
Überlegungen innerhalb der südafrikani- 
schen Demokratisierungsbewegung_ sollte 
man sich vielleicht am besten als Mix zwi- 
schen ‘Wachstum durch Umverteilung’ und 
‘Umverteilung durch Wachstum’ vorstellen. 
Eine Umverteilung erscheint unabdingbar, 
sollen die drängendsten Armuts- und 
Ungleichheitsprobleme in Angriff genom- 
men werden. Vom Umverteilungsvorhaben 
werden bedeutende Wachstumsimpulse 
erwartet, in dem der Grundversorgung für 
die Ärmsten und für die am stärksten 
Benachteiligten höhere Aufmerksamkeit 
gegeben wird. Aber es ist gleichzeitig immer 
mehr Verantwortlichen klar, daß nach innen 
gerichtete Umverteilungsprojekte alleine 
nicht ausreichen, um die Wirtschaft auf 
einen sich selbst tragenden Entwicklungs- 
weg zu bringen. Die nach außen gerichtete 
Strategie hat sich insbesondere zum Ziel 
gesetzt, die gegenwärtige Abhängigkeit Süd- 
afrikas von Rohstoffexporten zu reduzieren 
und die Exporte von Industriegütern zu stei- 
gern. 


Der Regionalhandel und der Handel mit 
Sub-Sahara-Afrika wird für alle Projekte, die 
sich die Förderung der Industriegüterexporte 
zum Ziel gesetzt haben, zunehmend für stra- 
tegisch äußerst wichtig gehalten. Dabei 
könnten einige der Produkte, die als Teil der 
internen Umorientierungspolitik auf Grund- 
bedarfsgüter vermehrt produziert werden 
sollen - zum Beispiel Baumaterialien und 
langlebige Haushaltsgeräte - durchaus 
Absatzmärkte in anderen afrikanischen Län- 
dern finden. Afrika könnte einen gewichti- 


gen Absatzmarkt für Maschinen und Aus- 
stattungsgüter bieten - besonders bei der 
Minentechnologie. 

Südafrika und die SADCC-Länder haben 
viele Ähnlichkeiten und ergänzen sich oft im 
Bergbausektor. Gemeinsam fördern sie 
einen bedeutenden Anteil der Weltprodukti- 
on von Bergbauprodukten wie Gold, Man- 
gan, Platin, Diamanten, Kupfer, Nickel, 
Kobalt, Eisenerz, Asbest, Kohle, Zink, Zinn, 
Silber und Blei. Dies legt die Einschätzung 
nahe, daß im Bergbaubereich ein beträchtli- 
cher Spielraum für Kooperationsprojekte 
existiert, der mit dem Ziel der Gewinnsteige- 
rung bei Weltmarktprodukten in Angriff 
genommen werden könnte. Von einer 


wachsenden Ökonomie und von einer indu- 
striellen Weiterentwicklung Südafrikas kann 


eine gesteigerte Nachfrage nach Wasser und 
Elektrizität erwartet werden. Zugleich könn- 
te ein besserer Zugang zum südafrikani- 
schen Markt einigen SADCC-Ländern zu 
einer solideren volkswirtschaftlichen Basis 
verhelfen, von der aus diese Länder die 
Erneuerung ihrer Ökonomien auf den pro- 
duktiven und wettbewerbsorientierten 
Gebieten anstreben könnten. 


Diese sich überschneidenden konkreten 
Bedürfnisse und Interessen müßten es aus 
meiner Sicht möglich machen, nach dem 
Ende der Apartheid einen für beide Seiten 
vorteilhaften - in den Details noch auszu- 


Südafrika 


handelnden - Wiederaufbau der regionalen 
Wirtschaftsbeziehungen in Angriff zu neh- 
men. Dieser Wiederaufbau würde parallel 
zu einer Marktöffnung vor sich gehen, bei 
der einem demokratischen Südafrika ein 
besserer Zugang zu den Regionalmärkten 
gewährt und im Gegenzug die Versorgung 
Südafrikas mit Wasser und Energie garantiert 
würde. Dies wäre als Gegenleistung für die 
Kooperationsbereitschaft Südafrikas beim 
Wiederaufbau seiner Nachbarstaaten zu 
verstehen. Wobei sowohl die bestehenden 
Ungerechtigkeiten und Ungleichgewichte 
in den Handelsbeziehungen berücksichtigt 
werden müßten als auch das einkommen- 
schaffende Potential dieser Länder. Eine 
Stärkung dieses Potentials könnte durch fol- 
gende Maßnahmen gefördert werden. 

1. Den Nachbarstaaten wird ein verbes- 
serter Zugang zum südafrikanischen Markt 


garantiert, um damit ein Zugeständnis in - 


Richtung Ausgleich beim Handel zu erlan- 
gen. 

2. Den regionalen Wasser- und Elektrizi- 
tätslieferanten sollten günstige Tarife garan- 
tiert werden. 

3. Die Beteiligung am Wiederaufbaupro- 
zeß des Transportwesens in der Region soll- 
te in einer Art und Weise geschehen, die 
berücksichtigt, daß einige Transportproble- 
me dadurch entstanden, daß frühere Trans- 
portrouten bewußt zerstört wurden. Zudem 
sollte eine rationellere Nutzung der regiona- 
len Transportinfrastruktur gefördert werden. 

4. Ein demokratisches Südafrika muß sich 
für eine regionale Lösung derjenigen Proble- 
me einsetzen, die sich aus der Arbeitsmigra- 
tion ergeben. Voraussetzung wäre, daß Süd- 
afrika anerkennt, daß das Land in der Ver- 
gangenheit die Gebiete aus denen die 
Arbeitskräfte abwanderten sich bewußt 
unterordnete und diese unterentwickelt 
hielt. Die Abhängigkeiten, die diese Politik 
in den Nachbarstaaten erzeugte, ist ebenso 
anzuerkennen, wie die Tatsache, daß die 
Destabilisierungspolitik Südafrikas den 
Trend zur unerlaubten oder ‘illegalen’ 
Migration anheizte. 

5. Südafrika sollte sich finanziell und 
materiell an den Entwicklungsprogrammen 
für die Region beteiligen. Dabei sollten bei 
der Mittelvergabe prinzipiell zuerst die 
Interessen der ärmsten und der am meisten 
zerstörten Länder berücksichtigt werden. 

6. Alle Länder sollten ernsthaft versu- 
chen, die für alle Seiten nützlichen Program- 
me gemeinsam durchzuführen. Am wichtig- 
sten wäre dabei, das Ausloten der Spielräu- 
me für eine am Bergbau orientierte regionale 
Industrialisierungsstrategie. 


Ein durch Verhandlungen erreichter Wie- 
deraufbau, der sich an den oben genannten 
Punkten orientiert, würde viele der Ursa- 
chen angehen, die zum derzeitigen ‘Verkauf 
überteuerter Waren gegen Devisen’ führte. 
Vorausgesetzt, daß der Zugang zu den 
Regionalmärkten als Chance zur Effizienz- 
steigerung begriffen wird und nicht als Stra- 


tegie zur Vermeidung von Wettbewerb und 
Produktivitätserhöhung. Die oben aufge- 
führten Maßnahmen würden für eine solide 
Basis sorgen, die wiederum als Ausgangs- 
punkt für eine regionale wirtschaftliche Inte- 
gration dienen und somit ein Gegengewicht 
zur gegenwärtigen Polarisierung bilden 
könnte. Es wäre insofern für alle vorteilhaft, 
da jedes Land das sich beteiligt, einen 
erheblichen Vorteil aus der Kooperation 
erwarten kann und dies bei gleichzeitiger 
Anerkennung der Notwendigkeit einer 
bewußten Umverteilung der Einnahmen 
zugunsten der ärmsten und am wenigsten 
entwickelten Partnerländer. 

Robert Davies 


gekürzt aus: South Africa after Apartheid, 
Regional Integration and External Resources 
(Hrsg. Bertil Oden), The Scandinavian Insti- 
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Anmerkungen: 

1) Zur Südafrikanischen Zollunion (SACU) gehören 
Südafrika, Botswana, Lesotho, Swasiland und seit 1990 
Namibia. 

2) Einnahmen bei denen keine Waren ins Ausland ver- 
bracht werden. 

3) Die ‘Southern African Development Coordination 
Conference’ (SADCC) wurde 1980 gegründet. Zu ihren 
Mitgliedern zählen Angola, Botswana, Lesotho, Mala- 
wi, Mosambique, Swasiland, Tansania, Sambia, Simb- 
abwe und seit 1990 Namibia. 
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für eine historische Analyse Südafrikas 
geeignet. 


weitere Neuerscheinungen: 


G. Maasdorp, A. Whiteside “Towards a 
Post-Apartheid Future. Political and Econo- 
mic Relations in Southern Africa”, Lon- 
don/Basingstoke 1992 


Marina Ottaway “South Africa. The Struggle 
for aNew Order”, Washington D.C. 1993 


Bernd Weimer “Das Ende der weißen Vor- 
herrschaft im Südlichen Afrika. Die Wirt- 
schaftskrise in Südafrika und ihre Auswir- 
kungen auf die Beziehungen zu den Nach- 
barstaaten”, Baden-Baden 1992 


wichtige Zeitschriften: 


International Affairs Bulletin und South 
African Record (beide: Braamfontein). 

Sie werden vom South African Institute of 
International Affairs herausgegeben. Der 
5.A.Record ist eine der wenigen Dokumen- 
tensammlungen. 


Politikon (Durban, Florida). 
Zeitschrift der South African Political Studies 
Association. 


South Africa International (Johannesburg). 
Wird von der South Africa Foundation her- 
ausgegeben. Bringt brauchbare, zuweilen 
sehr offiziöse Publikationen zu außenpoliti- 
schen Themen. 


South African Journal of Human Rights 
(Johannesburg). 

Wird vom Centre for Applied Legal Studies 
an der University ofthe Witwatersrand her- 
ausgegeben. Enthält unverzichtbare 
Überblicke, aktuelle Veränderungen etc. 


South African Labour Bulletin (Johannes- 
burg). 
Gewerkschaftsfreundlich. 


Die Suid-Afrikaan (Woodstock). 

Aktuelle Themen werden in kritisch analy- 
siert. Gibt es neuerdings auch in Englisch, 
vorher nur in Afrikaans. 


Indicator South Africa. The Barometer of 
Social Trends (Durban). 
Vierteljahreszeitschrift zur politischen und 
sozio-ökonomischen Entwicklung in Süd- 
afrika. Gute Autoren. Didaktisch hervorra- 
gend aufbereitet. Themenschwerpunkte zur 
Verfassungsdiskussion, Arbeitslosigkeit, 
wirtschaftliche Transformation (s.0.) u.v.m. 
Wird vom Centre for Social and Develop- 
ment Studies an der University of Natal her- 
ausgegeben. 


SouthScan. A Bulletin of Southern African 
Affairs (London). 

Cut informiertes Newsbulletin im Zweiwo- 
chenrhythmus. 


Informationsdienst Südliches Afrika (Bonn). 
Einzige deutschsprachige Zeitschrift mit 
Berichten und Analysen zum Südlichen Afri- 
ka. 


Zusammengestellt von Heribert Weiland 
(Arnold-Bergstraesser-Institut, Freiburg) und 
UIf Engel (institut für Afrika-Kunde, Ham- 
burg) 


Kampagne gegen Kinderarbeit in der 


Teppichindustrie 


Helfen Sie jetzt mit bei der Abschaffung der Kinderarbeit! 


Kinderarbeit und Kindersklaverei 
haben ihre Wurzeln in unerträgli- 
chen sozialen und wirtschaftlichen 
Verhältnissen und können daher 
nicht allein durch internationale 
Konventionen und nationale Ge- 
setze abgeschafft werden: Erst 
wenn es gelingt, die soziale Misere 
in den Ländern des "Südens" zu 
beseitigen, werden Kinderarbeit 
und Kindersklaverei wirksam be- 
kämpft werden können. 


Dies ist aber weder sofort noch in 
allen Ländern zugleich möglich. 
Vielmehr müssen konkrete An-, 
satzpunkte zur Abschaffung von 
Kinderarbeit und Kindersklaverei 
gefunden werden, auch wenn da- 
mit jeweils nur einem kleinen Teil 
der leidenden Kinder geholfen 
werden kann. 


Einer dieser Ansatzpunkte ist die 
Teppichindustrie, in der alleine in 
Indien, Nepal und Pakistan zwi- 
schen 750.000 und einer Million 
Kinder "beschäftigt" sind. Zwi- 
schen 200.000 und 300.000 dieser 
Kinder müssen als Sklaven oder 
Schuldknechte ohne oder gegen 
nur geringe Entlohnung arbeiten 
— sei es als "Gegenleistung" für 
Schulden ihrer Eltern, sei es, weil 
sie von ihren Eltern in der Hoff- 
nung auf eine Ausbildung dubi- 
osen Vermittlern anvertraut oder 
weil sie schlicht entführt wurden. 


Angesichts des Leides der "Tep- 
pichkinder" sollten nur noch Tep- 
piche gekauft werden, die nicht 
von Kindern hergestellt wurden. 
Diesem Ziel dient die geplante 
Einführung eines Warenzeichens 
für Teppiche "ohne Kinderarbeit" 
mit dem Namen "Rugmark". 


Dieses Warenzeichen ist zwar in 
greifbare Nähe gerückt, doch ob 
und wann es Wirklichkeit werden 
wird, ist noch offen. Denn die ge- 
genwärtigen Verhandlungen in.In- 
dien zur Verwirklichung der "Rug- 
mark" zeigen, daß das Warenzei- 
chen nur dann eingeführt und - 


mehr noch - auf dem Markt 
durchgesetzt werden kann, wenn 
dies von den wichtigsten Käufer- 
ländern für handgeknüpfte Ori- 
entteppiche gefordert wird und 
wenn in diesen Ländern eine kräf- 
tige Nachfrage nach Teppichen 
"ohne Kinderarbeit" entsteht. 


Der weltgrößte Absatzmarkt für 
handgeknüpfte Teppiche ist 
Deutschland. Daher haben die 
Verbraucherinnen und Verbrau- 
cher, die Öffentlichkeit und der 
Teppichhandel Deutschlands die 
Möglichkeit, einen entscheidenden 
Beitrag zur Abschaffung von Kin- 
derarbeit und Kindersklaverei in 
der Teppichindustrie zu leisten - 
indem sie sich dafür einsetzen, 


„daß das Warenzeichen für Tep- 
piche "ohne Kinderarbeit" ver- 
wirklicht wird und 

n daß keine Teppiche mehr impor- 
tiert, angeboten und nachgefragt 
werden, die von Kindern herge- 
stellt wurden. 


Jetzt kommt es darauf an, daß 
möglichst viele diese Forderungen 


‚ unterstützen. Daher wendet sich 


dieser Aufruf auch an Sie: 


m Kaufen Sie keine Teppiche 
mehr, die von Kindern hergestellt 
wurden. 


a Fordern Sie die Verbände und 
Unternehmen des Teppichhandels 
sowie Politikerinnen und Politiker 
dazu auf, alles Erdenkliche zur 
Abschaffung von Kinderarbeit 
und Kindersklaverei in der Tep- 
pichindustrie und zur Einführung 
des Warenzeichens "Rugmark" zu 
tun. 


Bitte machen Sie mit! Hinter- 
grundinformationen und konkrete 
Handlungsvorschläge finden Sie in 
diesem Faltblatt. 


Brot für die Welt, Misereor 
und terre des hommes 
im November 1993 


ıe 


der Teppichindustri 


ıN 
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Kampagne gegen Kinderarbei 


für die Welt 


MISEREOR 


terre des 
hommes 


Geraubte Kindheit 


Vom schweren Los der "Teppich- 
kinder" 


Sind auch die Lebens- und Ar- 
beitsverhältnisse der "Teppichkin- 
der" Südasiens in mancherlei Hin- 
sicht je nach Land unterschiedlich, 
so ist dennoch das Los dieser Kin- 
der in allen Ländern gleicher- 
maßen unvorstellbar schrecklich: 


u Bereits sehr junge Kinder müs- 
sen arbeiten: Im indischen Tep- 
pichgürtel sind 15 Prozent (oder 
über 20.000) der "Teppichkinder" 
zwischen 6 und 11 Jahre alt. In 
Nepal liegt das Durchschnittsalter 
bei 13, die jüngsten KnüpferInnen 
sind 5 Jahre alt. In Pakistan reicht 
die Altersspanne von 4 bis 14 
Jahren. 


a Der Arbeitstag für die Kinder ist 
sehr lang, nie endet er vor zehn 
Stunden. Auch tägliche Arbeits-. 
zeiten von 14 oder gar 16 Stunden 
sind keine Seltenheit. Schulbesuch 
und zukunftsträchtige Ausbildung 
bleiben den Kindern verwehrt. 


= Das Teppichknüpfen ist körper- 


lich sehr anstrengend und mit ho- 
hen Gesundheitsgefahren verbun- 
den: In den dunklen und schlecht 
belüfteten Kammern mit den 
Knüpfstühlen führt die hohe Kon- 
zentration von Wollfasern in der 
Luft zu bleibenden Schäden der 
Atemwege, die extrem schlechte 
Beleuchtung beeinträchtigt schon 
nach kurzer Zeit das Sehvermö- 
gen, und die schweren, groben 
Werkzeuge wie die allgemeine 
körperliche Anstrengung führen zu 
Gelenk- und Bandscheibenschä- 
den. Hinzu kommt die oft völlig 


mangelhafte Ernährung. 


u Die Kinder werden extrem 
schlecht bezahlt. In Indien verdie- 
nen sie in der Regel 8 bis 25 DM 
pro Monat und damit weniger als 
ein Fünftel des gesetzlichen Min- 
destlohns. 


= Unter den "Teppichkindern" ist 
der Anteil der Kindersklaven be- 
sonders hoch - manche Schätzun- 
gen sprechen von 50 Prozent. 
Diese oft auch Schuldknechte ge- 
nannten Kinder müssen in der Re- 
gel ohne Lohn zur "Tilgung" von 
Schulden ihrer Eltern arbeiten, 


Kinderarbeit und Kinderskilaverei 
Weltweiter Skandal mit hoher Dunkelziffer 


Wieviele Kinder weltweit arbeiten müssen, ist nicht bekannt. Unbekannt ist auch die Zahl der 
Kindersklaven. Immerhin gibt es seit jüngster Zeit ernstzunehmende Schätzungen sowohl von 
internationalen Organisationen wie dem Internationalen Arbeitsamt als auch von Menschen- 
rechtsorganisationen wie der britischen Anti-Slavery International oder der South Asian Coali- 
tion on Child Servitude. Die folgende Tabelle trägt einige dieser Schätzungen zusammen, wobei 
die Zahlen den Stand am Anfang der neunziger Jahre wiedergeben. 


alle Wirtschaftsbereiche 


Kinder- 


Region/Land arbeit insg. 


Teppichindustrie 


Kinder- 
arbeit insg. 


davon Kinder- 


Nepal 100.000 
über 1 Mio. bis 200.000 
EI2 


Schätzungen: 
50 bis 100 Mio. 


Zum Beispiel Nepal: 
Das bittere Los der kleinen 
Teppichknüpferin 


Seit über zwei Jahren arbeitet Mainya 
Tamang in einer Teppichfabrik in Ca- 
habil, einem schäbigen Vorort Kat- 
mandus, der Hauptstadt des Himalaja- 
Königreiches Nepal. Vierzehn bis sieb- 
zehn Stunden täglich sitzt sie vor ih- 
rem Webstuhl, sieben Tage in der Wo- 
che. Es ist stickig, die Luft ist voller 
Wollstaub, Mainya hustet ständig. Ihre 
Hände haben tiefe Schnittwunden, 
kaum verheilt. Sie arbeitet hastig, sieht 
sich immer wieder nach dem Aufseher 
um, der sie mit dem Fahrradschlauch 
schlägt, wenn sie das Pensum nicht 
schafft. Mainya ist knapp fünf Jahre 
alt. 


aus: die tageszeisung, 11.9,93 


und das kann sehr lange dauern. 


So sind die Kinder oft viele Jahre 
von ihren Familien abgeschnitten, 
und die ihrerseits häufig nicht wis- 
sen, wohin die Kindersklaven von 
dubiosen Geldverleihern und "Ar- 
beitsvermittlern" gebracht wurden. 


= Vor allem die Kindersklaven 
werden oft geschlagen, nicht selten 
sexuell mißhandelt und gefoltert. 


a Die Lebenserwartung der "Tep- 
pichkinder" ist gering. Nach Anga- 
ben des Internationalen Arbeits- 
amtes sterben in Pakistan rund 50 
Prozent der Kindersklaven vor 
dem Erreichen des 12. Lebensjah- 
res, 


Die Kampagne gegen Kinder- 
arbeit in der Teppichindustrie 
will zur Abschaffung der Kin- 
derarbeit unter anderem da- 
durch beitragen, daß sie ... 


= mithilft bei der Durchsetzung 
eines Warenzeichens für Tep- 


| piche, die nicht von Kindern 


hergestellt wurden, 


= mithilft beim Aufbau von 
Ausbildungs- und Rehabilitati- 
onsmaßnahmen für befreite 
Kinder und 


= mithilft bei der Verwirkli-: 
chung eines Einfuhrverbotes 
für Teppiche, die von Kindern 
geknüpft wurden. 


Eine Hoffnung gewinnt Gestalt 


Internationale Kampagne gegen Kinderarbeit in der Teppichindustrie 


m Seit Mitte der achtziger Jahre 
haben indische Menschenrechtsor- 
ganisationen wie die "Front zur 
Befreiung der Schuldknechte" 
(Bandhua Mukti Morcha) den 
Skandal der Kinderarbeit und vor 
allem der Kindersklavenarbeit mit 
einer breiten Kampagne aufge- 
griffen und vor Unterorganisatio- 
nen der Vereinten Nationen aus- 
gesagt. Die Regionalverbände die- 
ser Menschenrechtsorganisationen 
aus Mirzapur konnten bereits über 
4.000 Kinder aus der Sklaverei be- 
freien und entsprechende Urteile 
des Obersten Gerichtshofes In- 
diens erwirken, Märsche von Hun- 
derten befreiter Kinder - wie der 
1.500 km lange Marsch im Februar 
1993 nach New Delhi — erregten 
breites öffentliches Interesse. 


m Ende der achtziger Jahre griff 
diese Bewegung auf Pakistan und 
Nepal über. Das Südasiatische 
Bündnis zur Abschaffung der Kin- 
dersklaverei (South Asian Coalition 
on Child Servitude, SACCS) ent- 
stand. Zu dessen über 60 Mit- 
gliedsorganisationen gehören 
Bandhua Mukti Morcha, Child 
Workers in Nepal Concerned 
Center und Bonded Labour Libe- 
ration Front of Pakistan. 


= Seit Jahren verweisen Menschen- 
und Kinderrechtsorganisationen in 
Europa wie die britische Anti-Sla- 

very International auf den Skandal 


\ u 


Foto: Brot für die Welt 


der Kinderarbeit und -sklaverei. 


a Seit 1991 laufen in Indien Be- 
mühungen zur Entwicklung eines 
Warenzeichens für Teppiche "ohne 
Kinderarbeit", die vom Indo-Ger- 
man Export Promotion Project, 
einem Handelsförderungsprojekt 
der GTZ koordiniert werden. Das 
Warenzeichen soll von einer pri- 
vaten, nichtkommerziellen Gesell- 
schaft vergeben werden. Diese 
"Rugmark-Foundation" wird aus 
Vertretern des indischen Teppich- 
handels, indischer Nichtregie- 
rungsorganisationen wie SACCS 
und unabhängiger internationaler 
Organisationen bestehen. 


Diese Gesellschaft soll das Wa- 


‘“ renzeichen "Rugmark" in Lizenz 


für Teppiche vergeben, die ohne 
Kinderarbeit und unter Befolgung 
der gesetzlichen Mindestlohnvor- 
schriften hergestellt werden. Ein 
international anerkanntes Control- 
ling-Unternehmen soll die Ein- 
haltung der Kriterien überwachen. 


Die Verhandlungen über die Ein- 
führung der "Rugmark" sollen in 

Indien bis Ende 1993 abgeschlos- 
sen werden. Dann könnte die Re- 
gistrierung des Warenzeichens zu 
Beginn des Jahres 1994 beantragt 
werden. Noch ist aber die endgül- 


tige Einführung aufgrund der 
widersprüchlichen Haltung der 


Die vier Hauptforderungen 
von SACCS 


1. Einfuhrverbot für von Kin- 
dern hergestellte Produkte 


2. Ausbildungs- und Rehabili- 
tationsmaßnahmen für Kinder, 
die aus Sklaverei und Teppich- 
knüpferei befreit wurden 


3. keine internationalen 


Kredite für Projekte, die direkt 
oder indirekt zur Schaffung 
oder Absicherung von 
Kinderarbeit beitragen 


4. internationaler Druck auf die 
Regierungen Südasiens, damit 
diese die UN-Kinderrechtskon- 
vention von 1989 einhalten und 
die eigenen Gesetze gegen 
Kinderarbeit und -sklaverei 
endlich wirksam durchsetzen. 


Teppichindustrie unsicher. 


m Ende 1991 ist in Indien eine 
Vereinigung von kleinen und mitt- 
leren Teppichproduzenten entstan- 
den, die auf Kinderarbeit verzich- 
ten. Diese Carpet Manufacturers’ 
Association without Child Labour 
zählt zur Zeit rund 40 Mitglieder. 


a In den USA hat Senator Tom 
Harkin im März 1993 einen Ge- 
setzentwurf eingebracht, mit dem 
die Einfuhr von mit Kinderarbeit 
hergestellten Produkten untersagt 
werden soll. Das Anliegen dieser 
Child Labor Deterrence Bill griff 
George Brown mit einem eigenen 
Gesetzesentwurf im Repräsentan- 
tenhaus auf. Ende September 1993 
beauftragten beide Häuser des 
Kongresses das Labor Department 
mit der Vorlage von Berichten 
über Länder und Branchen mit 
Kinderarbeit bis zum Juli 1994. 
Dann will der Kongreß über das 
weitere Vorgehen beschließen. 


s Im Juli 1993 forderte das Euro- 
päische Parlament mit einer Ent- 
schließung die Kommission der 
Europäischen Gemeinschaft unter 
anderem dazu auf, dem Rat ein 
Einfuhrverbot für Produkte "mit 
Kinderarbeit" vorzuschlagen. 
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Kampagne gegen Kinderarbeit in der Teppichindustrie 
Unser Beitrag in Deutschland - Einladung zum Mitmachen 


In Deutschland hatte terre des 
hommes bereits Mitte der achtzi- 
ger Jahre gegen die Kinderarbeit 
in der Teppichindustrie protestiert. 
Brot für die Welt und Misereor 
folgten. Diese drei Hilfswerke un- 
terstützen die indische Kampagne 
gegen Kinderarbeit in der Tep- 
pichindustrie maßgeblich, tragen 
seit Anfang der neunziger Jahre 
die deutsche Kampagne und füh- 
ren unter anderem zahlreiche Ge- 
spräche mit dem Teppichhandel. 
Aktionsgruppen und Einrichtun- 
gen wie das Informationszentrum 
Dritte Welt in Herne griffen das 
Thema Kinderarbeit und -sklaverei 
in der Teppichindustrie auf. 


In enger Abstimmung mit indi- 
schen Menschenrechtsorganisatio- 
nen fordert die Kampagne unter 
anderem die Einführung des Wa- 
renzeichens für Teppiche "ohne 
Kinderarbeit" als ersten Schritt hin 
zur Befreiung der "Teppichkinder". 


Vertreterinnen der deutschen und 
der indischen Teppichbranche ha- 
ben in den letzten beiden Jahren 
der Kampagne gegenüber ihre Be- 
reitschaft erklärt; künftig Teppiche 
ohne Kinderarbeit herzustellen be- 
ziehungsweise nur noch solche 
Teppiche zu verkaufen. Jetzt kann 
die Teppichbranche zeigen, ob sie 
diese Absichtserklärung ernst ge- 


meint hat — indem sie nämlich die 
Einführung des Warenzeichens 


 "Rugmark" aktiv unterstützt. Noch 


aber scheint sie - wenn nicht alle 
Zeichen trügen — zu zögern. 


Deshalb ist es jetzt ganz wichtig, 
daß die deutsche Öffentlichkeit 
den Teppichhandel unüberhörbar 
auffordert, künftig wirklich bei 
der Abschaffung von Kinderarbeit 
und -sklaverei mitzuhelfen. Dies 
geht aber nur, wenn auch Sie 
mitmachen. Deshalb bitten wir Sie 
um Ihre schnelle Mithilfe, für die 
wir Ihnen sehr danken: 


» Schreiben Sie bitte an Teppich- 
händler, Warenhäuser und die 
Verbände des Teppichhandels 
(Bundesverband der Orienttep- 
pich-Importeure e.V. - BVOI, 
Dammtorstraße 22, 20354 Ham- 
burg; Fachverband des Deutschen 
Teppich- und Gardinenhandels 
e.V., Sachsenring 69, 50677 Köln). 
Fordern Sie die Abschaffung von 
Kinderarbeit und -sklaverei in der 
Teppichindustrie und drängen Sie 
darauf, daß keine Teppiche "mit 
Kinderarbeit" mehr eingeführt und 
Teppiche mit dem Warenzeichen 
"Rugmark" angeboten werden. 


"= Schreiben Sie an die Bundes- 


tagsabgeordneten Ihres Wahlkrei- 
ses, an die Bundestagsfraktionen 
und an die Bundesregierung mit 


Musterbrief an ein Unternehmen des Teppichhandels: 


Sehr geehrte Damen und Herren, 


sicherlich stimmen Sie mit mir darin überein, daß Kinderarbeit und Kindersklaverei 
weltweit bekämpft werden müssen. In diesem Sinne haben auch die Kinder in der Tep- 
pichindustrie ein Recht auf ein kindgemäßes Leben und auf eine Ausbildung, die die 


Grundsteine legt für ihr weiteres Leben. 


Daher begrüße ich es, daß Vertreter der deutschen Teppichbranche in den letzten Jah- 
ren ihre Bereitschaft erklärt haben, zur Abschaffung der Kinderarbeit beizutragen und 
künftig auf Teppiche "mit Kinderarbeit" zu verzichten. 


Diesem Ziel dient auch die Einführung des Warenzeichens "Rugmark" für Teppiche 
ohne Kinderarbeit. Wie Sie sicher wissen, sind in Indien die Verhandlungen über die 
Einführung dieses Warenzeichens in der Schlußphase. Sie werden nur dann erfolgreich 
beendet werden können, wenn der internationale Teppichhandel die Bereitschaft zur 
aktiven Unterstützung der "Rugmark” deutlich signalisiert. 


Daher bitte ich Sie dringend: 


Erklären Sie der Öffentlichkeit und ihrem Verband gegenüber ihre Bereitschaft, künftig 
auf Teppiche "mit. Kinderarbeit" zu verzichten und Teppiche mit dem Warenzeichen 


"Rugmark" in Ihr Angebot aufzunehmen. 


Setzen Sie sich bitte nach Kräften für die Einführung der "Rugmark" ein. 
Ich jedenfalls werde keine Teppiche "mit Kinderarbeit" mehr kaufen. 


Für Ihre Mithilfe danke ich Ihnen 


der Forderung, alles zu tun, um die 
Einfuhr von Produkten wie Tep- 
pichen mit Kinderarbeit zu unter- 
binden. (Musterbriefe können bei 
der werkstatt ökonomie angefor- 
dert werden.) 


- a Schicken Sie bitte Kopien Ihrer 


Briefe an die werkstatt ökonomie. 


s Beteiligen Sie sich an den Unter- 
schriften- und Anzeigenaktionen 
der Kampagne gegen Kinderarbeit 
in der Teppichindustrie. Entspre- 
chende Unterlagen erhalten Sie 
bei der werkstatt ökonomie. 


= Führen Sie bitte Informations- 
veranstaltungen durch, wir helfen 
Ihnen gerne dabei, etwa durch die 
Vermittlung von ReferentInnen. 


s Laden Sie VertreterInnen des 
Teppichhandels Ihrer Region zu 
einem Gespräch ein. Besuchen Sie 
Teppich- und Warenhäuser, und 
sprechen Sie die Geschäftsführer- 


“ Innen auf das Thema "Kinderar- 


beit in der Teppichindustrie" an. 


a Werben Sie in Ihrem Bekann- 
tenkreis um Unterstützung. 


Die Kampagne gegen Kinderarbeit in 
der Teppichindustrie bietet kostenlos 
(k) oder zum Selbstkostenpreis (s) 
folgendes Material an (nähere Anga- 
ben finden Sie auf den jeweils aktuel- 
len Materialübersichten), das Sie bei 
der werkstatt ökonomie (Obere See- 
gasse 18, 69124 Heidelberg, Telefon 
06221/720296) bestellen können: 


u Faltblatt "Aufruf gegen Kinderar- 
beit" (Nov. 1993, k) 

u Unterschriftenliste "Gegen Kinder- 
arbeit" (Nov. 1993, k) 

s Mustertexte und Anschriften für 
Briefe an PolitikerInnen und an Ver- 
treterInnen des Teppichhandels (Nov. 
1993, k) 

s Unterlagen zur Aktion Zeitungsan- 
zeigen (Nov. 1993, k) 

u Plakate in Din A3 und Din A2 (s) 
s Materialienmappe (Dez. 1993, s) 

= Aktionsbrief "Teppichknüpfer” (s) 
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Irakisch-Kurdistan 


“Wir fordern, daß auch die Frau 
alle Rechte haben soll ...” 


Interview mit Frauen von der 
‘Unabhängigen Frauenunion’ Südkurdistans 


Zum 8. März diesen Jahres gründete 
sich in Südkurdistan die “Unabhängi- 
ge Frauenunion” (UFU). Heute gibt es 
Niederlassungen in Hewler, Sülayma- 
nia, Penjwin, Halabja, Qala Dize und 
Rania. Die Gründung der Union war 
zum Teil auch eine Reaktion darauf, 
daß Frauenverbände in Südkurdistan 
zwar existieren, aber meist an Partei- 
en angeschlossen und mit “Wohl- 
fahrtsaufgaben” beschäftigt sind. In 
Sülaymania hat die UFU am 8. März 
mit sechs Mitgliedern angefangen und 
hatte einen Monat später schon 22, 
jetzt sind über 50 Frauen dort organi- 
siert. 


Die meisten der Frauen arbeiten oder 
sind nach der kurdischen Intifada arbeitslos 
geworden. In Sülaymania sind viele Frauen 
in den Fabriken - Zigaretten, Kleider - und 
vor allem in den kleinen Klitschen in Privat- 
besitz mit 5 bis 15 Arbeiterlnnen beschäf- 
tigt. Das sind eher Manufakturen, in denen 
Kekse, Produkte aus Trockenfrüchten oder 

“Papiertaschentücher hergestellt werden. 
Parallel zur Organisierung aller Arbeiter in 
diesen Manufakturen haben die Frauen eine 
eigene Arbeitsgruppe innerhalb der UFU 
gebildet. Weiterhin gibt es eine Menge Leh- 
rerinnen, Angestellte und Arbeiterinnen aus 
dem Gesundheitswesen in der UFU. 

Frauen sind nach der Intifada durch das 
Embargo noch schneller arbeitslos gewor- 
den als Männer, deshalb stellt die Situation 
der Arbeitslosen einen großen Bereich der 
Arbeit der UFU dar. 

Ein anderer Schwerpunkt ihrer Arbeit ist 
momentan, in die Debatte um eine eigene 
kurdische Gesetzgebung einzugreifen. Das 
kurdische Regionalparlament ist schon seit 
einem Jahr dabei, die in der selbstverwalte- 
ten kurdischen Region immer noch gültige 
irakische Gesetzgebung abzuschaffen und 
ein eigenes Gesetzbuch zu beschließen. 
Gesetze, die die Situation der Frauen, deren 
Bewegungsfreiheit und Arbeitssituation 
betreffen, stehen dabei ebenfalls zur Debat- 
te. Die im Regionalparlament vertretenen 


Mullahs (das sind zehn im Gegensatz zu sie- 
ben Frauen) stellen allen Liberalisierungs- 
versuchen erbitterte Opposition entgegen. 
Die UFU hat schon mehrere alternative 
Gesetzesentwürfe eingereicht und plant 
Aktionen, falls diese ignoriert werden. 

Das folgende Gespräch fand während 
einer Vollversammlung der UFU in Sülay- 
mania statt. Zu jeder Frage äußerten sich 
mehrere Teilnehmerinnen. 


Frage: Was ist die Zielsetzung der UFU? 

A: Das Entstehen der UFU ist nicht iso- 
liert zu sehen. Wir haben jetzt in Kurdistan 
die Möglichkeit zur gesellschaftlichen Orga- 
nisierung. So wie die Arbeitslosen sich orga- 
nisiert haben, wie Gewerkschaften in den 
Krankenhäusern entstanden sind, aus der 
gleichen Diskussion ist auch die UFU ent- 
standen. 

Wenn wir die Situation der Frauen heute 
analysieren, dann wird klar, daß die aller- 
meisten Frauen den ganzen lag im Haus 
verbringen und Hausarbeit machen, die 
eigentlich auch gesellschaftliche Arbeit ist. 
Unsere Forderung ist, die Arbeit der Frauen 
zu vergesellschaften und sie damit in eine 
eigenständige Position zu bringen. 

Heute ist die Situation schon besser als 
sie vor einiger Zeit war, und ich sehe die 
wirkliche Befreiung der Frau auch nur in 
einer totalen Veränderung der Gesellschaft 
und in der Befreiung der Arbeiter, aber ich 
finde es wichtig, daß wir die Situation der 
Frauen zur Sprache bringen, weil sie ganz 
spezifische Probleme haben. 

B: Dann gibt es noch das Problem der 
persönlichen Freiheit der Frauen. Wir for- 
dern, daß auch die Frau alle Rechte haben 
soll, über die die Männer in der Gesellschaft 
verfügen. Aber da gibt es riesige Mängel. Auf 
den Frauen lastet ganz anderer gesellschaft- 
licher Druck als auf den Männern. Das fängt 
schon damit an, allein aus dem Haus zu 
gehen oder irgendetwas alleine zu unter- 
nehmen. Wenn eine Frau das versucht, dann 
geht das Gerede los, man läßt sich über ihre 
Moral aus, redet über sie. Die Ehre der Frau 
wird als Unterdrückungsmittel angewandt. 
Du kannst dich als Frau diesem gesellschaft- 
lichen Druck kaum entziehen, weil er so 


sehr verwurzelt ist. Also über persönliche 
Freiheiten verfügen die Frauen hier eigent- 
lich nicht. Rechte der Frauen heißt für uns 
auch, diese Moralvorstellungen zu ändern. 


Frage: Habt ihr denn Schwierigkeiten, wenn 
ihr versucht, auch die Hausfrauen zu erreichen? 
Mit ihren Männern oder ihren Familien zum 
Beispiel? 

A: Es gibt große Schwierigkeiten, wenn es 
darum geht, daß die Frauen einfach ohne 
Erlaubnis das Haus verlassen. Das Problem 
ist, daß wir gegen kein Gesetz angehen, son- 
dern gegen das, was wir ”die Verfügungsge- 
walt des Mannes über die Frau” nennen. Die 
Frau muß nach der Hochzeit ihrem Mann 
gehorchen und darf das Haus nur verlassen, 
wenn sie gefragt hat - fertig. Das gilt auch, 
wenn die Frau berufstätig ist, wenn sie Leh- 
rerin oder Beamtin oder sogar Ministerin ist. 
In privaten Dingen ist sie immer der Aufsicht 
des Mannes unterstellt, wenn der sagt “Das 
geht nicht”, dann geht es eben nicht. 

Es bleibt auch nicht auf dieser privaten 
Ebene. Der Mann kann vor Gericht gehen 
und seine Frau anklagen, daß sie ihm nicht 
gehorcht. Er kann sich dann scheiden lassen 
ohne jegliche Unterhaltsansprüche von sei- 
ten der Frau. Das lassen unsere Gesetze zu, 
genauer gesagt, das "Gesetz über die per- 
sönliche Moral” im irakischen Gesetzbuch. 
Solange der Mann die Gerichte im Rücken 
hat, kann er sogar bestimmen, mit wem sei- 
ne Frau sich unterhalten darf. 


Frage: Habt ihr Probleme mit gesellschaftli- 
chen Gruppen, die eben diese Ordnung vertre- 
ten, den islamischen Gruppen zum Beispiel? 

C: Die islamische Bewegung kämpft 
natürlich gegen alles, was die persönlichen 
Freiheiten der Frau garantieren könnte. Sie 
führt erst einmal einen politischen Kampf 
gegen uns und alle, die Rechte der Frauen 
fordern. Sie berufen sich auf die Ehre und 
versuchen die Frauen damit zu terrorisieren. 

D: Ich will dir ein konkretes Beispiel 
geben: Am Tag vor dem 8. März kam eine 
Frau aus Halabja hierher, um an der Kund- 
gebung teilzunehmen. Als sie nach Halabja 
zurückkam, haben die Islamisten sie regel- 
recht terrorisiert, sie und ihre ganze Familie. 
Sie haben die Kinder bedroht und sie 
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mißhandelt. Die Frau ist jetzt hier, sie hat 
Angst, nach Hause zu gehen, denn in Halab- 
ja sind die Islamisten sehr stark. 

A: Wir müssen auch noch über körperli- 
che Gewalt gegen Frauen reden. Zur Zeit 
des Baath-Regimes wurden Frauen in den 
Gefängnissen fürchterlich behandelt, 
schlimmer als Männer. Aber auch jetzt in 
Kurdistan sind viele Frauen im Gefängnis 
ohne verurteilt worden zu sein, ohne 
Gerichtsverhandlung. Meistens handelt es 
sich dabei um Frauen, die sich gegen die 
"Ehre” vergangen haben, Mädchen, die von 
zu Hause weggelaufen sind oder Frauen, die 
vor den Schlägen ihres Mannes geflohen 
sind. 

Am 8. März haben wir gefordert, daß das 
geändert werden muß, keine Frau darf mehr 
ohne Gerichtsurteil eingesperrt werden. 
Wenn es hier Demokratie geben soll, dann 
ist das das mindeste. 

Das Gesetz "über die persönliche Moral” 
aus dem irakischen Gesetzbuch ist die 
Grundlage für ein solches Vorgehen gegen 
die Frauen. Wir wollen, daß dieses Gesetz in 
Kurdistan abgeschafft wird. Wir wollen, daß 
es kein Gefängnis mehr für ”Ehrenverbre- 
chen” gibt, das ist unsere Forderung an die 
kurdische Regionalregierung - und natür- 
lich auch, daß es keine politischen Gefange- 
nen mehr gibt, weder Frauen noch Männer. 


Frage: Wieviele Frauen sind denn heute z.B. 
in Sülaymania im Gefängnis. 

A: Natürlich waren es unter dem Baath- 
Regime viel mehr. Einige unserer Mitglieder 
hier haben das selber erlebt. Aber auch jetzt 
werden Frauen eingesperrt. Vielleicht wer- 
den wir als Mitglieder der UFU morgen auch 
eingesperrt. Bei Frauen ist das deshalb leich- 
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ter, weil man ihnen immer ein Ehrenverbre- 
chen andichten kann. 

D: Ich war unter dem Baath-Regime im 
Gefängnis. Mein Kind war damals gerade 
einen Monat und einige Tage alt. Ich mußte 
es bei meinen Eltern zurücklassen. Sie 
haben uns alle fürchterlich behandelt, aber 
die Frauen noch schlimmer als die Männer. 

E: Es gibt ein spezielles Frauengefängnis 
heute, einige der Frauen haben ihren Mann 
umgebracht, weil sie es nicht mehr ausge- 
halten haben. Andere, wie gesagt, sind weg- 
gelaufen, dafür werden sie bestraft. Aber 
makabrerweise geht es manchen Frauen im 
Gefängnis besser als zu Hause, wo Vater, 
Bruder oder Mann Gewalt anwenden. Viele 
haben Angst, entlassen zu werden und wie- 
der nach Hause zu müssen. 

Frage: Eine Frage zu einem anderen Punkt: 
ihr versucht in der UFU Entscheidungen basis- 
demokratisch zu fällen, das heißt ihr diskutiert 
und entscheidet in Vollversammlungen. Das ist 
in der kurdischen politischen Landschaft nicht 
eben üblich. Wie sieht es da mit euch selber aus, 
gibt es interne Schwierigkeiten, diesen Ansatz 
zu realisieren? 

E: Unser größtes Problem ist, daß es hier 
keine Demokratie gibt. Wenn es die gäbe, 
dann könnten wir ganz anders darüber dis- 
kutieren, wie wir Politik machen wollen. 
Aber solange Frauen noch nicht einmal das 
Recht haben, sich ihren Mann auszusuchen, 
solange sind wir noch weit unter Null. Die 
meisten Frauen haben auch keine Arbeit 
und lernen so nie, sich in einer größeren 
Gruppe zu verhalten. Wir sehen ja, daß die 
Arbeiterinnen und berufstätigen Frauen sich 
eher äußern können als die Hausfrauen. Das 
alles sage ich, damit du dir vorstellen kannst, 
wie schwierig es für uns ist, eine wirklich 
demokratische Vorgehensweise zu lernen 


und zu verinnerlichen. Da sehen wir den 
grundsätzlichen Unterschied zwischen 
unserer Vereinigung und den bürgerlichen 
Frauenorganisationen. Wir wollen zualler- 
erst, daß die Frauen Persönlichkeiten wer- 
den, die ihre Meinung und ihre Forderungen 
vertreten können. Das verstehen wir unter 
persönlicher Freiheit, nicht, ob Frauen 
abends auch ins Kasino gehen oder nicht. 
Grundlage für die Entwicklung der eigenen 
Persönlichkeit sind nicht ein paar mehr Frei- 
heiten, sondern Arbeit und finanzielle 
Eigenständigkeit. Das fordern wir hier, und 
das wollen wir lernen, noch effektiver zu 
fordern. j 

Frage: Wie sieht momentan eure Zusam- 
mensetzung aus, wieviele Arbeiterinnen, be- 
rufstätige Frauen, wieviele Hausfrauen machen 
bei euch mit? 

A: Genau können wir das noch nicht 
sagen, denn alles ist noch ziemlich in der 
Entwicklung, wir haben Arbeiterinnen hier 
bei uns, Angestellte und einige Lehrerinnen, 
aber die meisten von uns sind arbeitslos, 
also waren mal berufstätig. 

Frage: Es gibt innerhalb der verschiedenen 
ausländischen Initiativen eine Diskussion, Pro- 
jekte speziell für Frauen anzugehen. Was wären 
denn eurer Meinung nach da die Prioritäten, 
also wenn es Geld für Frauen in Kurdistan gibt, 
wozu sollte das verwendet werden? 

G: Für die Frau ist momentan das wich- 
tigste, daß sie nicht mehr im Haus festgehal- 
ten und daß ihre Hausarbeit vergesellschaf- 
tet wird. Also auch, daß es eine Möglichkeit 
gibt, Kinder unterzubringen, wenn eine Frau 
arbeiten will. Daß die Gesellschaft die Ver- 
antwortung dafür übernimmt. 

E: Wenn es um Projekte geht, dann 
möchte ich sagen, daß wir Arbeitsmöglich- 
keiten brauchen. Mit wir” meine ich Frauen 
und Männer. Und zwar solche, wo alle die 
gleichen Chancen auf einen Job haben. Es 
gibt ja schon Projekte von den Frauenverei- 
nigungen der beiden großen Parteien, z.B. 
eine Art Kleiderfabrik, aber da kommen nur 
die Mitglieder der jeweiligen Partei zu 
einem Arbeitsplatz. 

D: Wir wollen Fabriken hier, damit 
Arbeitsplätze entstehen, aber so, daß die 
Fabriken uns nutzen und nicht denen, die 
sie hier aufbauen. Wir fordern Arbeitsplätze, 
aber bitte nicht irgendwo 12 Stunden Arbeit 
zu einem Hungerlohn. Wenn hier z.B. von 
Projektgeldern eine Fabrik gebaut wird, 
dann soll die so kalkuliert werden, daß die 
Löhne dieser Fabrik ausreichen, Lebensmit- 
tel für die ganze Familie einzukaufen, also 
Arbeitsplätze, die uns in die Lage versetzen, 
mit der wirtschaftlichen Situation hier fertig- 
zuwerden. 

F: Auf jeden Fall muß das ein Projekt 
sein, das die Frauen aus ihren Häusern holt 
und zu einem aktivem Teil der Gesellschaft 
macht. Wenn für die Frauen nur Heimarbeit 
geschaffen werden soll - dann: nein danke. 

Frage: Wie sieht es denn mit Heimarbeit in 
Kurdistan aus? In der Türkei z.B. ist das sehr 
verbreitet. Gibt es das hier auch? 

A: Das gibt es hier auch. Früher noch 
mehr als heute. Als in den vergangenen 
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zehn Jahren die großen Fabriken gebaut 
worden sind, da hat die Heimarbeit stark 
abgenommen, denn in den Fabriken gab es 
wesentlich mehr Geld. Doch heute gibt es 
das auch noch, vor allem Näharbeiten 
machen viele Frauen zu Hause. Für ein 
lächerliches Geld. Viele Frauen machen nur 
dann Heimarbeit, wenn sie ein Kind bekom- 
men haben. Denn es gibt keinerlei Unter- 
stützung für sie, weder Kinderkrippen noch 
finanzielle Unterstützung. 

Dabei fällt mir noch etwas anderes ein: 
Viele Frauen nehmen ihre Kinder mit in die 
Fabrik, sobald sie alt genug sind mitzuarbei- 
ten. Wir arbeiten dafür, daß in den neuen 
Gesetzen hier Kinderarbeit verboten wird. 
Außerdem werden die Frauen in der Regel 
zumindest in den kleinen Privatbetrieben 
schlechter bezahlt als Männer. 

C: Viele Frauen produzieren auch ein- 
fach zu Hause und verkaufen ihre Sachen in 
Eigenregie. Kleinere Sachen für den Haus- 
halt .oder Kleidung. In den Dörfern 'um 
Sülaymania herum machen die Frauen 
Joghurt und verkaufen es auf dem Markt. 
Alles für extrem wenig Geld. Sie tragen so 
zum Unterhalt der Familie bei, ohne irgend- 
welche Rechte zu haben, ohne als berufs- 
tätig akzeptiert zu werden und vor allem 
ohne sich zu organisieren. Das wollen wir 
ändern. Du siehst, es läuft immer wieder 
aufs gleiche raus, Arbeitsmöglichkeiten für 
Frauen. 

F: Und soziale Rechte, also z.B. Arbeits- 
losengeld, natürlich nicht nur für Frauen. 
Das ist eine allgemeine Forderung, die auch 
für Männer gilt. 

C: Zum Schluß eine Bitte: Wir möchten 
Erfahrungen der Frauenbewegung und - 
organisierung in den europäischen Ländern 
kenneniernen. Wer immer Interesse hat, soll 
mit uns in Kontakt treten und uns Erfahrun- 
gen aus Europa übermitteln. Wir sind hier 
sehr neu und wollen wissen, was woanders 
auf der Welt in Bezug auf Frauenorganisie- 
rung passierte und passiert. 

me, Sülaymania, 
August 1993 
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Literatur aus und über Lateinamerika |. 


Ernesto Che Guevara: 

Ausgewählte Werke in Einzelausgaben. 

Bd. S: Das vollständige Bolivianische Tagebuch. 
Hrsg./Übers.: H.E. Gross. 278 S. 22,80 PRV 

Nr. 3-89144-008-1. Erstmals das legendäre bolivianische 
Tagebuch Che Guevaras in einer vollständigen deut- 
schen Übersetzung. 

Bd. 2: Cubanisches Tagebuch. 

300 5. 24,80 PRV Nr 3-89144-005-7. 

Bd. 1: Guerillakampf und Befreiungsbewegung. 
2158. 14,80 Nr. 004-9 

Bd. 3: Aufsätze zur Wirtschaftspolitik. 

240 S. 14,80 Nr. 006-5 

Bd. 4: Schriften zum Internationalismus. 

280 S. 19,80 Nr. 007-3 

Che Guevara: Der neue Mensch. Entwürfe für das 
Leben in der Zukunft. 180 S. 12,80 Nr. 051-0 

A. Granado: Mit Che durch Südamerika. PRV. 
14,80. Nr. 047-2: Zwei 20-jährige mit dem Motorrad 
durch einen Kontinent voller Gegensätze. Warum Che 
zum Revolutionär wird, erzählt hier sein engster Freund. 
Che. Ein fotografisches Album. Vorw. Jorge Amado. 
112 S. Großf. Mit ausführlichen Bildlegenden und 
eineın Abschiedsbrief von Che an Fidel Castro. 
Elefanten Press. 29,80 Nr. 3-88520-392-8. Vielfach 
unbekannte und unveröffentlichte Fotos als sinnlicher 
Ausdruck für den Mythos Che. Mehr als ein Kultbuch. 
Michael Löwy: Che Guevara. ISP 143 S. 17,80 

Nr. 3-929008-25-4. Der Autor verzichtet auf alles Anek- 
dotische, Sensationelle und Spekulative. Er untersucht 
die Schriften und Reden von Che Guevara auf ihren phi- 
losophischen, politischen und militärischen Gehalt. Er 
arbeitet heraus, was den Che so wichtig machte und 
macht: seine zutiefst undogmatische, humanistische und 
internationalistische revolutionäre Haltung. 

Roberto Massari: Che Guevara. Politik und Utople. 
Das politische und philosophische Denken Ernesto 
Che Guevaras. 342 S. dipa 29,80 Nr. 3-7638-04 70-6. 
Der Autor setzt sich mit wichtigen Themen Ches Den- 
kens auseinander, die im Eifer der politischen Polemiken 
bisher unterbewertet wurden. Aus vielen bisher unbe- 
kannten, kaum beachteten oder vergessenen Informa- 
tionen - darunter vor allem viele bislang nicht ins Deut- 
sche übersetzte Briefe Ches - entsteht das umfassende 
Bild der vielfältigen und weitverzweigten Ideenwelt 
dieser wohl bedeutendsten revolutionären Persönlichkeit 
Lateinamerikas. 

Miguel Barnet: Das Handwerk des Engels. Eine 
Jugend in Havanna. Roman. Geb. 348 S. Ammann 
44,- Nr. 3-250-10201-6. Barnets läßt seine Kindheit und 
Jugend im Schoß einer weitverzweigten kubanischen 
Familie aufleben. Sein Weg führt durch das farben- 


„prächtige, pulsierende Leben im Havanna der 40er und 


50er Jahre, aber auch durch die politische Welt der Dik- 
taturen und der Revolution Fidel Castro und Che. 
Roberto Massari: Geschichte Kubas. Von den 
Anfängen bis zur Revolution. 157 S. dipa 29,80 

Nr. 3-7638-0181-2. Der Autor setzt sich umfassend mit 
den historischen Wurzeln und den ideologischen Tradi- 
tionen der kubanischen Revolution von den Indioauf- 
ständen bis zum Sieg 1959 auseinander und liefert damit 
einen unverzichtbaren Beitrag für eine Diskussion der 
aktuellen und zukünftigen Entwicklung der Insel. 

Dieter Borls: Arbeiterbewegung in Lateinamerika. 
vag. 386 S. 35,- Nr.3-921630-94-0. Fast unbemerkt von 
der politischen und wissenschäftlichen Öffentlichkeit 
hierzulande haben sich in den letzten Jahrzehnten in der 
Dritten Welt städtische Arbeiterbewegungen entwickelt. 
In vielen Ländern sind sie zu einer wichtigen sozialen 
und politischen Kraft geworden; insbesondere in einigen 
Gesellschaften Lateinamerikas. Neben länderübergrei- 
fenden Analysen stehen Argentinien, Brasilien und 
Mexico im Mittelpunkt. 


Albert Sterr: Ches Erben. Gespräche zur aktuellen 
Politik der Guerilla in Lateinamerika. ISP 235 S. 28,- 
Nr. 3-929008-42-4. ‘‘Seien wir realistisch, versuchen 
wir das Unmögliche”’, forderte Ernesto Che Guevara 
einst von seinen Gefährten. Einige aus seiner Generation 
der Guerilla überlebten. Sie leiten heute unterschiedliche 
Befreiungsbewegungen, die in einigen Ländern Latein- 
amerikas weiterhin eine herausragende Rolle spielen. 
Ihre politischen Strategien sowie ihre Praxis haben sich 
jedoch gegenüber den 60er und 70er Jahren oft grund- 
legend verändert. j 


Köhler/Wannöffel: Gewerkschaften und Neoliberalls- 
mus in Lateinamerika. Westfälisches Dampfboot. 

163 S. 34,- Nr. 3-924550-74-3. Der mit den Etiketten 
“‘Neoliberalismus’’ und *‘'Demokratisierung’' belegte 
strukturelle Uinbruch seit den 80er Jahren trifft die 
lateinamerikanischen Gewerkschaften in ihren Grund- 
festen, zwingt sie zu einem Modernisierungsprozeß mit 
offenem Ausgang. In neun Länderbeiträgen werden 
Rahmenbedingungen, Komponenten und Strategien 
dieses Strukturwandels von Sozialwissenschaftlern und 
Gewerkschaftsexperten behandelt. 


Janette Habel: Kuba. Die Revolution in Gefahr. 

296 S. ISP 34,- Nr. 3-929008-28-9. Habel beschreibt 
ökonomische Schwierigkeiten sowie Prozesse der 
Verknöcherung und Entfremdung in Cuba. Sie vergißt 
nie den ungeheuren Druck von außen, dem das kleine 
Land seit über 30 Jahren durch die Wirtschaftsblockade 
der USA ünd ihrer Verbündeten unterworfen ist. Ihre 
Position: nur durch eine neue Politik revolutionärer 
Demokratie können die Errungenschaften der Revolution 
gesichert und ausgebaut werden. 

Martin Huthmann: Der Gott, der uns vorangeht. 
PRV 2488. 28.- Nr. 3-89744-303-X. Der 1932 ge- 
borene Martin Huthmann ist seit 30 Jahren Mitglied der 
Priestergemeinschaft von Charles de Foucauld. Er 
arbeitet seit 1982 als Priester im Matto Grosso (Brasi- 
lien). In seinen Erinnerungen reflektiert er seine theo- 
logisch-religiöse Entwicklung zum Priester an der Seite 
der Armen. Geprägt von den Ideen des Charles de 
Foucauld und Oscar Romeros entwickeit er eine poli- 
tische Theologie der Gerechtigkeit in Anlehnung an die 
Gedanken der lateinamerikanischen Bischofkonferenzen 
von Medellin und Puebla. An zentraler Stelle problema- 
tisiert er die *“Unmöglichkeit’” als Europäer mit den 
Armen eine Theologie der Armen und nicht für die 
Armen zu konstruieren. Er orientiert sich an der täg- 
lichen Praxis der Unterdrückung und stellt die Verheis- 
sung des Reiches Gottes ais praktisch-politsche Aufgabe 
der Gerechtigkeit gegen die normative Kraft des Fakti- 
schen. Eine exegetische Meditation über die Dialektik 
von Unterdrückung und Befreiung in der Heiligen 
Schrift beschließt diese als “‘summae vitae theologicae’’ 
angelegten Reflexionen. 
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Grenzbegehung 


Vom Stahl- über den Blau- 
zum Grünhelm 


Militarisierung der Flüchtlingsabwehr an den 
Grenzen nimmt zu 


Mobile Wärmebildgeräte, BGS-Hilfs- 
polizisten und Bundeswehrsoldaten 
sollen neben dem zuständigen Bun- 
desgrenzschutz die Ostgrenzen von 
BRD und EG gegen Migrantinnen 
sichern. Die Mauer hat sich nach 
Polen und die Tschechische Republik 
verschoben und wird von den östli- 
chen Nachbarn weiter gerückt. Diese 
neuen Mauern im Osten besuchte 
jetzt eine von der Grünen-Europaab- 
geordneten Claudia Roth und ihren 
Mitarbeiterinnen organisierte rund 
50köpfige Delegation mit VertreterIn- 
nen von Flüchtlings- und Asylgruppen 
sowie BürgerInnen- und Menschen- 
rechtsorganisationen. Die Reise dien- 
te der Untersuchung der Folgen der 
bundesdeutschen Flüchtlingsabwehr- 
politik an den Grenzen zu den östli- 
chen Nachbarn. Besonderes Augen- 
merk wurde auf die Militarisierung 
der Grenzsicherung gelegt. Es galt, 
die Auswirkungen von Asylpolitik und 
zunehmendem Rassismus in staatli- 
cher Politik wie in der Bevölkerung zu 
erfassen. 

”Seid froh, daß ihr nicht hier seid, es ist 
nicht gut hier”, umschreibt ein Insasse des 
"Berliner Abschiebungsgewahrsams” in der 
Kruppstraße die Bedingungen für die hier 
einsitzenden “Abschieber”, wie sie im Poli- 
zeijargon heißen. Jeweils acht Menschen 
unterschiedlicher Nationalität liegen Tag für 
Tag in als ”Verwahrräumen” verbrämten 
Zellen. Vor den vergitterten Fenstern befin- 
det sich eine weitere Gitterwand in einem 
Meter Abstand. Die Aufenthaltsräume sind 
ebenfalls mit mehreren Gitterwänden unter- 
teilt, hinter zwei Gittern steht der TV-Appa- 
rat, die einzige aktuelle Informationsquelle 
für die derzeit rund 130 dort auf ihre 
Abschiebung wartenden Menschen. Der 
Aufenthalt in der Kruppstraße dauert zwi- 
schen einer Woche und mehreren Monaten. 
Etwa 9 Menschen befinden sich seit mehr als 
200 Tagen in Abschiebehaft. Bei ihnen han- 
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delt es sich um Flüchtlinge, die nach einem 
abgelehnten Asylantrag einen Folgeantrag 
gestellt haben - keine StraftäterInnen. Die 
Häftlinge dürfen Besuch empfangen, 15-30 
Minuten lang pro Tag in einem Verschlag, 
getrennt vom Besucher durch eine Glas- 
scheibe - aus ”Sicherheitsgründen”, erfreut 
sich der Berliner Abschiebeknast doch sei- 
nes Rufs als "drogenfrei”. 

Der Besuch im Abschiebeknast Krupp- 
straße bildete den Auftakt der "Grenztour zu 
den neuen Mauern in Europa”, die zwischen 
dem 29. Oktober bis zum 3. November 93 
stattfand. Die Teilnehmerinnen der Delega- 
tion kamen aus Berlin, Rostock, Greifswald, 
Frankfur/Oder, Slubice (Polen), Görlitz, 
Seifhennersdorf, Zittau, Usti Nad Labem 
(Tschechische Republik - CR), Prag und dem 
oberpfälzischen Schwandorf. 


Abschottung 


“Seit bekannt ist, daß es in Deutschland 
kein Asyl und keine Sozialhilfe mehr gibt, ist 
die Zahl der hier illegal über die Grenze 
kommenden Menschen gesunken,” verkün- 


det sichtlich zufrieden ein Beamter des Bun- 
desgrenzschutzes am Grenzübergang vom 
brandenburgischen Schwedt nach Polen. 
Und die, welche die Grenze passieren, blei- 
ben meist nicht lange auf deutschem Territo- 
rium. Aufgegriffen vom Bundesgrenzschutz 
(BGS) werden sie unmittelbar verhaftet, 
einer vollständigen Leibesvisitation unterzo- 
gen, erkennungsdienstlich behandelt und 
bis zu ihrer Abschiebung in BGS-Gewahr- 
sam genommen. Ein Asylantrag nützt nach 
dem neuen deutschen Asylrecht wenig, da 
Polen als sicheres Drittland eingestuft ist - 
dorthin wird zurückgeschoben. Bis auf ein 
geringes Taschengeld wird den Aufgegriffe- 
nen ihr Geld abgenommen - zur Finanzie- 
rung eines Strafverfahrens wegen illegalen 
Grenzübertritts, welches nie durchgeführt 
wird, weil die Betroffenen längst außer Lan- 
des geschafft sind sowie zur Bezahlung der 
Abschiebekosten. Rumäninnen (überwie- 
gend Roma) und BulgarlInnen werden, da sie 
aus ”verfolgungsfreien Herkunftsländern” 
stammen, zum Berliner Flughafen Schöne- 
feld gebracht und zurückgeflogen. Die 
übrigen Flüchtlinge werden im Rahmen 
des deutsch-polnischen Rückübernahmeab- 


Von der Bundeswehr ausgeliehenes Wärmebildgerät mit Monitor - in einem VW-Bus des BGS 
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kommens auf dem Landweg durch Polen 
abgeschoben. 

"Illegale Einwanderung” ist in der Inne- 
ren Sicherheits-Philosophie der Bundesre- 
gierung in Übereinstimmung mit den ande- 
ren Staaten des Schengener Abkommens 
(Frankreich, Belgien, Niederlande, Luxem- 
burg, Spanien, Portugal, Italien und Grie- 
chenland) sowie der EG neben der soge- 
nannten Organisierten Kriminalität und dem 
Terrorismus” zur Hauptbedrohung für die 
"Innere Sicherheit” avanciert. Ein effektiver 
Schutz der Außengrenzen der Europäischen 

“Gemeinschaft und ihres Binnenmarkts ist 
demnach vordringliches Ziel der Schengen- 
Staaten. Nach Ost-Europa hin ist dies die 
Aufgabe der BRD, und sie erfüllt ihre Aufga- 
be mit deutscher Gründlichkeit. 25 Grenz- 
übergänge ermöglichen die legale Einreise 
von Polen in die BRD, 14 Grenzschutzstel- 
len “Grüne Grenze” dienen dem Bundes- 
grenzschutz als Basen zur Überwachung 
des Grenzverlaufs in enger Kooperation mit 
dem deutschen Zoll und dem polnischen 
Grenzschutz. Unterstützt werden die Grenz- 
schützer hier wie auch an der tschechischen 
Grenze von technischen Einrichtungen der 
Bundeswehr. Nachtsichtbrillen und Wärme- 
bildgeräte sollen Flüchtlinge auch zu Nacht- 
und Nebelzeiten beim Grenzübergang 
sichtbar machen. Über 1.600 ”Illegale” hat 
der BGS zwischen Februar und Juni 93 mit- 
tels der Wärmebildgeräte gefaßt. 


Soldaten auf Leihbasis 


Und künftig werden 465 Bundeswehrsol- 
daten ihren “Urlaub” an der deutschen Ost- 
Grenze verbringen und verkleidet mit BGS- 
Uniformen dort die von der Bundeswehr 
ausgeliehenen rund 60 Wärmebildgeräte, 
bedienen bis der BGS 105 neue, effizientere 
und ergonomischere Geräte angeschafft hat. 
Der für die Grenzsicherung im Bundesin- 
nenministerium zuständige Abteilungsleiter 
Horst Eisel versicherte der Delegation 
während eines Gesprächs in Frankfurt/Oder, 
verfassungsrechtliche Bedenken gegen den 
Einsatz der Bundeswehr an den Grenzen 
bestünden nicht, die Soldaten verrichteten 
diesen Dienst als "Privatpersonen im Wege 
der Beurlaubung oder Abkommandierung”. 
Diese Aufweichung der verfassungsmäßig 
gebotenen Trennung von Militär- und Poli- 
zeiaufgaben stößt nicht nur bei den Delega- 
tionsmitgliedern auf Protest. Auch die 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) wendet sich 
während der Frankfurter Veranstaltung ent- 
schieden gegen den Einsatz von Soldaten: 
"Wer plant, über den Einsatz von Bundes- 
wehrangehörigen schrittweise eine Militari- 
sierung vorzunehmen, schadet dem Anse- 
hen der deutschen Polizeibeamten und dem 
der Bundesrepublik bei unseren polnischen 
und tschechischen Nachbarn. An der strik- 
ten Trennung zwischen Polizei und Bundes- 
wehr darf kein Zweifel aufkommen”, heißt 
es in einer Erklärung des GdP-Bundesvor- 
standes. Und der bei der GdP für den Bezirk 


Absicherung der Wohlfahrtsgrenze auf amerikanisch: zwei Flüchtlinge im Visier einer Infrarotkamera beim Überklettern des US-Zauns 


BGS-Präsidium Ost zuständige Sven Hüber 
verortet auch sogleich Selbstverständnispro- 
bleme bei der Bundeswehr: ”Vom Stahlhelm 
über den Blauhelm zum Grünhelm?” 

Auf wenig Verständnis stößt dieses Vor- 
haben des Bundesinnenministeriums (BMI) 
auch bei dem im BGS-Amt FrankfurYOder 
für die Ausbildung an den Wärmegeräten 
zuständigen Beamten. ”Wir haben unsere 
Leute bislang selbständig an den Geräten 
trainiert. Wir brauchen keine Soldaten”. 
Pragmatisch gibt sich hingegen der Chef des 
Grenzschutzpräsidiums Ost, Lothar Pusch: 
"Das spart Personal für andere Einsätze”. 
Mehr Beamte braucht Pusch für den Einsatz 
an der deutsch-dänischen Grenze. Seit der 
High-Tech-Überwachung der deutschen 
Ostgrenzen ist es nach Beobachtungen von 
BCGS und BMI zu einer Verlagerung der 
Migrationsströme vom Osten sowohl in den 
Norden, aber auch an die deutsch-öster- 
reichische und die deutsch-schweizerische 
Grenze gekommen, so daß die Grenz- 
schutzeinheiten zumindest an der däni- 
schen Grenze auch durch Ost-BGSler 
bereits verstärkt wurden. 


Fluchthilfe 


Diese Verschiebung der Migration ist 
nach Ansicht der BGS-Beamten in erster 
Linie auf die Aktivitäten von Schleusern (zu 
DDR-Zeiten: Fluchthelfer) zurückzuführen. 
”Schleuseraktivitäten bewegen sich wie das 
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Wasser, sie suchen sich ihren Weg”, erläu- 
tert GdP-Funktionär Hüber. Und sowohl 
Politik wie BGS stehen dem recht ratlos 
gegenüber. "Wir kriegen nur die kleinen, die 
die Drecksarbeit leisten, die Leute über die 
Grenze schaffen und dort dem BGS in die 
Arme laufen” gibt BMI-Abteilungsleiter Eisel 
zu und deutet damit die Existenz mächtiger 
Schleuserkartelle im Hintergrund an. Dem 
will Eisel (BMI) mit einem europäischen 
Abkommen entgegentreten, welches die 
Verfolgung von Schleppern nicht nur in dem 
Land, in das sie schleusen, sondern auch in 
dem Land, von dem aus sie schleusen, 
zuläßt. 

Daß Fiuchthilfe jedoch noch immer auch 
Familien- und Freundessache ist, ergibt sich 
bei einem Besuch an der grünen Grenze 
zwischen der BRD und der CR im sächsi- 
schen Seifhennersdorf nahe Zittau. Dort 
wurden vom BGS AsylbewerberInnen aus 
ost- und westdeutschen Städten sowie ehe- 
malige vietnamesische Vertragsarbeiter als 
Schleuser von Familienangehörigen und 
Landsleuten aufgegriffen. Jede Nacht kom- 
men nach Angaben des Leiters des Grenz- 
schutzamtes Pirna, Steffen Claußner, zustän- 
dig für den sächsisch-tschechischen Grenz- 
abschnitt, Nicht-Deutsche ohne Einreisepa- 
piere über die grüne Grenze. Bei 2.450 ver- 
suchten illegalen Einreisen zwischen dem 
1.7. und dem 1.11.93 wurden 76 Asylbe- 
gehren gestellt, 10 durften tatsächlich in die 
BRD einreisen. 


Armutsgrenze 


Seit 1945 war die Grenze zwischen der 
CSSR, jetzt Tschechischen Republik, und 
der DDR, jetzt BRD-Land Sachsen, bis auf 
eine kurze Phase 1968 infolge des Prager 
Frühlings offen, der Zaun war abgerissen, 
Bäume und Gestrüpp wuchsen beiderseits 
der Grenzen, Häuser, und ganze Dörfer sie- 
delten unmittelbar am Grenzrand. Seit 
Anfang November haben ABM-Kräfte in 
Seifhennersdorf viel zu tun. Sie heben einen 
Graben zwischen der BRD und der CR aus, 
Bäume und Gestrüpp werden gerodet, um 
dem BGS ein freies Sichtfeld bis weit in die 
CR zu gewähren. Eine Vielzahl von Ein- 
brüchen, Fahrrad- und KFZ-Diebstählen, 
auch körperliche Angriffe haben die Bevöl- 
kerung Seifhennersdorfs wie auch anderer 
unmittelbarer Grenzdörfer wütend werden 
lassen. Deutsche wie tschechische Kleinkri- 
minelle kommen weitgehend ungesehen 
über die Grenze und verschwinden ebenso 
schnell wieder mit ein bißchen Diebesgut, 
ohne daß die Polizei eingreifen kann. Selbst- 
organisierte Streifen mit bissigen Hunden 
sollten Polizei und BGS deshalb auf Trab 
bringen. Ein unauffälliges orangefarbenes 
Schild mit der Darstellung eines gesprengten 
Steines, an einem direkt an der Grenze ste- 
henden Baum angebracht, deutet jedoch auf 
mehr: BürgerInnen haben selbst Sprengkör- 
per entlang ihrer Grundstücke verlegt. "Hier 
wird soviel eingebrochen, weil wir soviel 
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haben”, erkennt der zuständige Dezernent 
im Landratsamt Zittau, Alfred Röthig. Vor 
der “Wende”, zu DDR-Zeiten hat es “das 
nicht gegeben”, versichert der Seifhenners- 
dorfer Bürgermeister Christof Lommatzsch. 
“Damals gab es bei uns nichts zu holen und 
drüben auch hicht“. 


Mauer-Verschiebung 
nach Osten 


Heute ist diese Grenze EG-Außengrenze 
und damit auch Armutsgrenze. Täglich ver- 
suchen Menschen insbesondere aus Bulgari- 
en, Rumänien, aus den GUS-Staaten, aber 
auch aus Asien, vornehmlich den Philippi- 
nen und Sri Lanka über die CR in die BRD zu 
gelangen. Und täglich werden rund 70 Men- 
schen zurück in die CR geschickt, erklärt im 
Haus der Kulturen in Prag Marian Zajicek, 
Vertreter des tschechischen Innenministeri- 
ums. Derzeit vollziehen sich die Rückschie- 
bungen von der BRD in die CR noch auf 
Grundlage des “Passauer Protokolls”, einer 
Vereinbarung zwischen Bayern und der 
CSFR. Ein Rückübernahmeabkommen mit 
der BRD analog zum deutsch-polnischen 
Abkommen wird jedoch gegenwärtig ver- 
handelt. Dabei wird die CR finanzielle 
Zuwendungen bekommen, um ihre OÖst- 
grenze (zur Slowakei) zu befestigen und zu 
überwachen. “Noch ist die tschechisch-slo- 
wakische Grenze sehr offen, aber es wird 
eine klassische Grenze werden. Denn in 
Zukunft müssen alle Grenzen wie die 
deutsch-tschechische Grenze befestigt wer- 
den, da der Flüchtlingsstrom aus dem Osten 
und vom Balkan her am stärksten ist”, erläu- 
tert Zajicek die tschechische Grenzpolitik. 
Mit einer Reihe von bilateralen Abkommen 
schafft die CR überdies die rechtlichen Vor- 
aussetzungen, um ihrerseits Flüchtlinge 
zurückschieben zu können. Bislang hat sie 
Rückübernahmeabkommen mit ihren Nach- 
barstaaten Österreich, Polen und der ehe- 
maligen Föderationspartnerin Slowakei 
abgeschlossen. Verträge mit Ungarn, Kroati- 
en und Rumänien sind in Vorbereitung. “Es 
handeltsich tatsächlich um eine Kette, die in 
Gang gesetzt wurde und noch kein Ende 
gefunden hat”, beschreibt Zajicek den 
Dominoeffekt, den die rigorose Flüchtlings- 
abwehrpolitik von BRD und EG Richtung 


Osten in Gang gesetzt hat. 

Neue Mauern im Östen - es gibt sie! Es 
werden High-Tech-Mauern an den deut- 
schen Östgrenzen hochgezogen gegen 
Migrantinnen. Die Nachbarländer Polen 
und Tschechische Republik übernehmen 
weitgehend das deutsche Asylrecht und 
deutsche Grenzsicherungsregime. Doch 
geschieht dies nicht gegen ihren Willen 
oder ihre Absicht. Sie ziehen ihrerseits wei- 
tere Mauern weiter östlich hoch, um sich 
und dem reichen Westeuropa Migrantinnen 
fernzuhalten und hoffen dadurch, in die 
Familie der westeuropäischen Staaten auf- 
genommen zu werden, sich gemeinsam 
gegen Armut und Flucht abschotten zu dür- 
fen. 

Katina Schubert 
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Weltmarkt Arbeitskraft 


Dienstplan ohne Grenzen 


Zur Migration von Krankenschwestern 


In der gängigen Asyl- und Migrationspolitik werden Migrantinnen als Problem definiert. 
Eine Diskussion um die Ursachen von Migration wird dadurch verhindert. Stattdessen steht 
die Regulierung der Einwanderung und die Begrenzung der Migrantinnenzahlen im Vor- 
dergrund. Ignoriert wird dabei, daß die Globalisierung der Waren- und Arbeitsmärkte, die 
Migrations- und Fluchtbewegungen und die Brandstifter an den Schreibtischen und auf der 
Straße zusammengehören. Wer vom Rassismus redet, sollte vom Weltmarkt nicht schwei- 
gen. 

Das jüngst im iz3w-Verlag erschienene Buch “Heute hier - morgen fort” versucht, die 
soeben angesprochenen defizitären Diskussionen um die Zusammenhänge von Migration 
und Rassismus auf ihre weltmarktpolitischen Füße zu stellen. Herausgeberin ist die 
Arbeitsgruppe 501, ein Nachfolgeprojekt der Kampagne “500 Jahre Kolonialismus und 
Widerstand.” 

im folgenden veröffentlichen wir den Buchbeitrag “Dienstplan ohne Grenzen. Zur 
Migration von Krankenschwestern” von Hanna Beneker und Eva Wichtmann. Zuvor wol- 
len wir, entsprechend der Vorgehensweise im Buch, noch kurz auf die Situation der 
“Migrantinnen im Weltmarkt für Arbeitskraft” - so der Titel des Buch-Beitrags von Lydia 
Potts - eingehen. Lydia Potts gibt darin einen Überblick über die historischen, rassistischen 
und sexistischen Strukturen der weltweiten Arbeitsmigration. 

Transfers lebendiger Arbeit im Interesse europäischer Ökonomien sind so alt wie die 
europäische Expansion und zentrale Bestandteile von Kolonialismus und Imperialismus in 
allen ihren Phasen. Mit “Feminisierung der Migration’ - ein noch relativ neues Phänomen - 
bezeichnet Potts die Zunahme des weiblichen Anteils an der Migration bzw. an den Ein- 
wanderInnenzahlen. In den USA machen Frauen mehr als die Hälfte der jährlichen Ein- 
wanderInnen aus. Die Mehrheit der Flüchtlinge weltweit sind Frauen und kleine Kinder. 
Zudem haben sich spezifische Formen der Migration entwickelt, die ausschließlich weibli- 
che sind: Heiratsmigrantinnen, Hausangestellte, Krankenschwestern, Prostituierte. Frauen 
haben auf dem Weltmarkt für Arbeitskraft im Gegensatz zu männlichen Migranten mehre- 
re Funktionen - oftmals gleichzeitig - zu erfüllen: sie werden wie Männer als Arbeitskräfte 
rekrutiert, sollen als Produzentinnen zukünftiger Arbeitskräfte dienen und werden welt- 
weit als Sexualobjekte verschoben. Die Nachfrage seitens der patriarchalen, stark auf‘ 
Dienstleistung ausgerichteten Industriestaaten des Nordens nach möglichst rechtlosen 
Frauen aus den Ländern des Trikonts und zunehmend auch aus Osteuropa als Sexualobjek- 
te wächst. Die Möglichkeiten der Transport- und Kommunikationstechnologie führen über 
Militärpräsenz und Tourismus zu neuen Formen der Migration. Die legalen, illegalen und 
halblegalen Formen der Immigration berauben die Eingewanderten wesentlicher Rechte 
und machen ihren Verbleib davon abhängig, ob sie die ihnen zugedachte(n) Funktion(en) 
erfüllen. Traditionell als weiblich definierte Arbeiten und Tätigkeiten, die Frauen in hoch- 
industrialisierten Gesellschaften teilweise verweigern, werden weder abgeschafft noch 
zwischen Männern oder Frauen geteilt. Sie werden Frauen anderer Kontinente und Kultu-' 
ren zugewiesen: Tätigkeiten wie Fließband- und Putzarbeit, Prostitution, das Gebären und! 
Aufziehen von Kindern sowie die Reproduktion der Arbeitskraft und natürlich: der Einsatz’ 
als Pflegekräfte zur Stabilisierung der Dauerkrise des Gesundheitssystems. 


usländische Krankenschwestern im 
As Stationsdienst werden 
gemeinhin nicht mit Frauenhandel in 
Verbindung gebracht. Die Beschreibung der 
“sanften Engel” aus Korea und den Philippi- 


nen und der “leisen Zuverlässigkeit” der ost- 
europäischen Pflegerinnen sind allerdings 


auffällig, und für die ausländischen Frauen 
sind irritierende “Weiblichkeitserwartun- 
gen“ alltäglich. Der allgemeine Pflegenot- 
stand in den Industrieländern belegt den 
gesellschaftlichen Verlust an Fürsorglichkeit 
und zwingt zum forcierten Rückgriff auf die 
Kapazitäten des freien Weltmarktes. 


Seit mehr als zwei Jahrzehnten sind welt- 
weit Frauen in Bewegung gesetzt. Hausan- 
gestellte, Tages- und Leihmütter, Prostituier- 
te und Krankenschwestern folgen als Wan- 
derarbeiterinnen den Gesetzen von Angebot 
und Nachfrage und überwinden das Kauf- 
kraftgefälle zwischen reicher und armer 
Welt. Sie sollen die Zuwendungsbedürfnisse 
der Länder höherer Marktordnung befriedi- 
gen, deren Wirtschaftsrationalität auch die 
letzten Privatsphären durchdrungen hat. 

Bereits mit dem Vertrag zur Gründung 
der Europäischen Gemeinschaft war 1977 
eine Richtlinie über die gegenseitige Aner- 
kennung der Diplome und Titel der jeweili- 
gen Krankenschwestern und -pfleger für die 
EG in Kraft getreten. Zugleich sollte die Nie- 
derlassung und Berufsausübung in den Ein- 
wanderungsländern erleichtert werden. Für 
Portugal und Spanien trat die volle Freizü- 
gigkeit innerhalb der Gemeinschaft erst 
Anfang 1992 in Kraft. 

Ob die damals intendierte Mobilisierung 
des europäischen Pflegepersonals auf eine 
Initiative der reicheren EG-Länder zurück- 
ging und man sich davon Abhilfe für den 
nationalen Mangel an Krankenschwestern 
und -pflegern versprach, bleibt dahinge- 
stellt. Jedensfalls hatten die geschaffenen 
rechtlichen Grundlagen keine beein- 
druckenden Folgen: Für Deutschland, 
Irland, Griechenland und Spanien sind kei- 
ne Migrationszahlen bekannt, aber die 
Daten der übrigen acht Länder weisen zwi- 


“schen 1979 und 1990 lediglich 9.174 einge- 


wanderte Krankenschwestern und -pfleger 
aus!. 

Obwohl die Zahlen also alles andere als 
voliständig sind und zudem je nach Quelle 
erheblich voneinander differieren, läßt sich 
keine große ‘Flexibilisierung‘ von europäi- 
schen Krankenschwestern und Krankenpfle- 
gern erkennen. Nur ein Promille der 1,7 Mil- 
lionen examinierten Krankenpflegekräfte 
sind innerhalb der zwölf EG-Länder als 
Migranten und Migrantinnen erfaßt. Zu sehr 
unterschieden sich die Gesundheitssysteme 
und zu unterschiedlich seien die Aufgaben 
und Rolien des Pflegepersonals in den 
jeweiligen Systemen, meinen die Sachver- 
ständigen. Dies gelte sowohl für die Kran- 
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kenhäuser als auch für die Heimpflege. Als 
weitere Gründe werden die Sprachunter- 
schiede genannt und die Migrationsbe- 
schränkungen der überwiegend weiblichen 
Pflegekräfte, insbesondere der verheirateten 
Frauen’. 


Anwerbungspraxis und 
Einreisebedingungen 


Bei Frauen aus der ‘Dritten Welt’ wird 
diese Flexibilität aber durchaus vorausge- 
setzt: Migrationsbereitschaft mit jahrelanger 
Trennung von der Familie, Einpassung in ein 
fremdes Gesundheitswesen mit völlig ande- 
rem Pflegerollenverständnis und Integration 
in eine rassistische und sexistische kultur- 
fremde Gesellschaft. Damit diese Belastun- 
gen aber nicht die Arbeitsfähigkeit ein- 
schränken, wurden zum Beispiel in einem 
‘Philippinenprogramm’ von deutscher Seite 
ausdrücklich eine psychologische Begut- 
achtung der Streßfähigkeit unter Berücksich- 
tigung eines mindestens dreijährigen Famili- 
enentzugs für jede Arbeitsvermittelte gefor- 
dert. 

Großbritannien erleichtert die Einreise 
von Krankenschwestern aus ‘Dritte-Welt- 
Ländern’, wenn diese Einladungsbriefe von 
englischen Krankenhäusern besitzen. Ein 
Studienvisum wird in solchen Fällen zugesi- 
chert. Staatsangehörige aus dem Common- 
wealth bekommen umstandslos die Einrei- 
seerlaubnis, wenn sie sich für eine ‘Arbeits- 
freizeit’ von bis zu 2 Jahren bewerben. 
Arbeitsmärkte werden von Pflegezeitschrif- 
ten in Großbritannien organisiert, wo sich 
Arbeitnehmer und - ausländische - Pflege- 
kräfte ‘kennenlernen’ können. Sie müssen 
allerdings auf eigene Kosten und mit unkal- 
kulierbarem Risiko einreisen und auch die 
mehrmonatige Überprüfung mit eigenen 
Mitteln überbrücken. Andererseits wandern 
englische Krankenschwestern in die USA, 
nach Kanada, Australien oder Singapore ab. 
In den USA sind Pflegekräfte aus 102 Natio- 
nen, von Argentinien bis Zaire eingestellt 
und die Anwerbekommissionen sind in über 
32 Ländern aktiv, mit Schwerpunkten in 
London, Dublin und Manila. 

Manche Kritiker problematisieren zwar 
die Praktiken der Kommissionen, die kein 
Recht hätten, eine Anwerberazzia in Län- 
dern mit kritischer Pflegestellenbesetzung 
wie England, Kanada oder Australien durch- 
zuführen, aber dort wie auch in Deutsch- 
land wird mit dem Vorteil für die Exportlän- 
der argumentiert, die ja schließlich die neu- 
esten Modelle der Betriebsorganisation und 
die neuesten Behandlungstechnologien mit 
dem zurückkehrenden Personal transferiert 
bekämen. An Betriebsorganisation haben 
die ehemaligen Kolonien durch die jahr- 
zehntelange Migrationsgeschichte und den 
privilegierten Fachkräfteaustausch jedoch 
vor allem die krankenhauszentrierte 
Gesundheitsversorgung mit hauptstädti- 
scher Zentralisierung und eine geschlechtli- 
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Der Paß “Great States of Humana” verspricht viel - ist aber keine Gewähr für dauerhaften 
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che Arbeitsteilung bei den medizinischen 
Berufsgruppen gelernt. Sie haben gelernt, 
daß mit der neuesten Technik vieles für 
wenige machbar ist zu Kosten, die für die 
überwältigende Mehrheit nicht aufgebracht 
werden können, und daß deshalb dem Pri- 
vatsektor ein hoher Stellenwert eingeräumt 
werden muß. Sie haben auch gelernt, daß 
diese Technologien nur von fachärztlichem 
Personal richtig genutzt werden können und 
daß es die Spezialisierung verbietet, sich um 
präventive, sozialmedizinische Programme 
zu kümmern. 

Nicht alle Herkunftsländer sind von die- 
sen Vorteilen überzeugt. So wehren sich 
inzwischen Länder wie Australien, Neusee- 
land und Südafrika gegen die Abwerbung 
und stellen den Kommissionen kein Visum 
für ihre Rekrutierungsreisen mehr aus. Der 
philippinische Krankenschwesternverband 
protestiert lauthals gegen das ‘Ausbluten’ 
der eigenen Gesundheitsversorgung, und 
Indien verbietet, wie auch andere Länder, 
daß Eignungsprüfungen für eine Kandidatin- 
nenauswahl im Lande gemacht werden. 

Die amerikanischen Krankenhausträger 
werben nun um so intensiver mit Anzeigen 


und dem seltenen Privileg offener Grenzen: 
Der Paß der ‘Great States of Humana’ bietet 
alle Einreisemöglichkeiten, die eine 
schlechtverdienende Krankenschwester der 
‘Dritten Welt’ sich nur wünschen kann, 
inklusive freier Auswahl zwischen 80 ver- 
schiedenen Arbeitsstandorten und einer 13- 
wöchigen ’Arbeitsfreizeit‘. Ist die Auslände- 
rin aber erst einmal eingeflogen, hat sie 
angesichts der verschärften Einwanderungs- 
bedingungen und Quotierung trotzdem 
Mühe, eine dauerhafte Aufenthaltsberechti- 
gung zu erhalten. 

Kongreßabgeordnete plädieren für eine 
Ausnahmeregelung: Alle diejenigen, die 
sich nach fünf Jahren verpflichten, noch 
weitere fünf Jahre in chronischen Mangelre- 
gionen zu arbeiten, sollen automatisch ihre 
Aufenthaltsberechtigung erhalten. Analog 
zu der geringen europäischen Pflegemobi- 
lität kann auch von den US-amerikanischen 
Krankenschwestern kein überregionales 
Arbeitsinteresse erwartet werden; sie sind 
familiär gebunden und vom lokalen Stellen- 
markt abhängig. Ortsferne Alternativen gibt 
es für sie kaum, bei Mangel an akzeptablen 
Arbeitsplätzen in der Umgebung oder 


Unzufriedenheit mit der ausgeübten Tätig- 
keit geben sie ihre Berufstätigkeit auf. 


Koloniale Bande 


Fast alle westlichen Industrieländer litten 
während der 60er und 70er Jahre unter ern- 
stem Pflegenotstand und behalfen sich in 
dieser Zeit mit Krankenschwestern und - 
pflegern aus der sogenannten Dritten Welt. 
In Großbritannien waren 1972 mehr als 
10.000 ausländische Pflegekräfte beschäf- 
tigt, in Deutschland waren es noch weit 
mehr. Allein der Pharmakonzern Boehringer 
Ingelheim behauptet mit Stolz, die Vermitt- 
lung von mehr als 10.000 Filipinas in deut- 
sche Krankenhäuser angebahnt zu haben. 

Weltweit wird für 1972 ein Nettotransfer 
von etwa 4.300 Krankenschwestern in die 
Industrieländer geschätzt, eine Zahl, die bei 
dem massiven Rückgriff westeuropäischer 
und nordamerikanischer Gesundheitssyste- 
me auf die Personalressourcen der ‘Dritten 
Welt’ unglaublich niedrig klingt und eine 
mangelhafte Erfassung nahelegt. Untersu- 
chungen über die migrationsbedingten 
Gesamtgewinne an qualifiziertem Pflege- 
personal fehlen bedauerlicherweise. 

Europaweit wurden die noch immer 
bestehenden ‘kolonialen Bande’ neu 
genutzt; England importierte Pflegepersonal 
aus dem Commonwealth, Australien, Neu- 
seeland, Westindien, der Karibik, Mauritius, 
dem südlichen Afrika und Irland, Frankreich 
und Luxemburg überwiegend aus dem Ma- 
ghreb, Belgien aus dem Kongo. 

Die kirchlich getragenen Krankenhäuser 
hatten den Vorteil noch bestehender missi- 
onsärztlicher Beziehungen in Südkorea, 
Indien, Philippinen und Schwarzafrika, über 
die sie ganz selbstverständlich und in ständi- 
ger Bedarfsentsprechung Krankenschwe- 
stern und pflegeausgebildete Ordensfrauen 
zu ‘Fortbildungs-" und ‘Austauschzwecken’ 
einreisen lassen konnten. Die Verbindun- 
gen ließen sich auch staatlicherseits nutzen. 
So fand die Bundesrepublik Deutschland ihr 
Pflegereservoir vor allem in den ausbaufähi- 
gen ‘Exportländern’ Philippinen und Süd- 
korea, die auch Italien, die Schweiz, 
Holland und die skandinavischen Länder, 
vor allem Schweden, ‘mitversorgten’. Auch 


wenn ‘der Beschäftigung ausländischen 
Krankenpflegepersonals durch die 
beschränkten Integrationskapazitäten der 


nationalen Krankenhausträger enge Gren- 
zen gesetzt waren und sich das eigene Pfle- 
gepersonal häufig der plötzlichen “Über- 
fremdung’ des Stationsdienstes und der 
zusätzlichen Einarbeitungsbelastung vehe- 
ment widersetzte, war der Pflegekraftimport 
aus der ‘Dritten Welt’ fast immer die ent- 
scheidende Katastrophenhilfe für die krisen- 
haft verschärfte stationäre Versorgung. 

In der BRD pflegten 1973 über 5.000 
Koreanerinnen, über 2.000 Filipinas, über 
500 Indonesierinnen, in Hessen 150 junge 
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Frauen aus Taiwan und in Rheinland-Pfalz 
22 Pflegekräfte aus Mauritius. Während die 
bundesdeutschen Krankenschwestern nach 
durchschnittlich - eineinhalb Jahren ihre 
Arbeit aufgaben, war das Pflegepersonal aus 
Fernost auf drei Jahre an ein Krankenhaus 
verpflichtet. 

Bleiben konnten sie zunächst für fünf Jah- 
re, danach sollte eine Weiterbeschäftigung 
in der Regel ausgeschlossen sein, denn 
“dann erwirbt die Schwester ja erst das erste 
Anrecht auf spätere Rente”. Nach fünf Jah- 
ren sollte ausgewechselt, neue Kräfte heran- 
geholt werden. Bis 1976 wollte man 14.000 
Pflegekräfte einfliegen. Das Geld für den 
Rückflug wurde ihnen monatlich vom Lohn 
abgezogen. 

Nach den ersten Ausweisungen waren 
Mitte Juli 1978 noch ca. 12.000 der ange- 
worbenen Fachkräfte in Deutschland. Bei 
den Ausländerinnen, die vor 1972 gekom- 
men waren, setzten sich vielfach die Kran- 
kenhausinteressen zur Weiterbeschäftigung 
der eingearbeiteten Krankenschwestern 
durch und die Arbeitsverträge wurden auch 


i 


Die ersten japanischen Krankenschwestern trafen 1965 in der Bundesrepublik ein und wurden 
für die Krupp-Krankenanstalten in Essen engagiert 


über die Fünf-Jahresschwelle hinaus verlän- 
gert. Damit war ihre Ausweisung schwieri- 
ger als bei den späteren Migrantinnen, die 
ab 1977 mehr oder weniger freundlich ver- 
abschiedet wurden. 

Die Bleibenden hatten jedoch, bei verän- 
derter deutscher Arbeitsmarktlage, oft nur 
die Möglichkeit, an unbesetzbaren Arbeits- 
plätzen eingestellt zu werden. So etwa hatte 
sich eine Inderin 50 mal beworben und 
schließlich eine Anstellung als Nachtschwe- 
ster gefunden. Beim Arbeitsamt erklärte man 
ihr deutlich, daß ihre Arbeitserlaubnis sich 
auf den Nachtdienst beschränke, weil kaum 
eine deutsche Bewerberin diese strapaziöse 
Arbeit auf sich nehmen wolle. Nachfrage 
bestand auch nach 1977 in der schlechtbe- 
zahlten Altenpflege, die viele der Frauen als 
letzte Chance zu bleiben betrachteten. 
Besonders diejenigen, die mit dem Verspre- 
chen auf Pflegeausbildung und anschließen- 
der Berufstätigkeit in der Bundesrepublik 
angeworben waren, sahen sich bei‘ ihrer 
Rückkehr großen Problemen gegenüber, da 
die meisten Herkunftsländer die kürzere 
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Ausbildung in der BRD nicht anerkannten’. 


Weltweiter ‘brain drain’ 


Inzwischen haben sich die Migrationsbe- 
wegungen diversifiziert: Die asiatischen 
‘Billigproduzenten’ exportieren, wo immer 
bezahlte Stellen in Aussicht gestellt werden. 
Die ölexportierenden Länder haben zwi- 
schen 1965 und 1980 einen Zuwachs von 
Pflegepersonal in Höhe von 110 Prozent 
verzeichnet. Dieser ist im Wesentlichen auf 
Arbeitsmigrantinnen und -migranten aus 
Indien, Pakistan, den Philippinen und Korea 
zurückzuführen. 

Ab etwa 1983 wurde versucht, das 
fernöstliche Gesundheitspersonal durch ara- 
bische WanderarbeiterInnen auzutauschen, 
quantitativ jedoch anscheinend nur ein 
äußerst ungenügender Ersatz. Vor allem aus 
den reichen Ölländern migrieren auch Pati- 
enten und Patientinnen, die sich vom hoch- 
entwickelten westlichen Medizinsystem für 
gutes Geld ‘reparieren’ lassen. Für die 
Bevölkerungsmehrheit muß jedoch weiter- 
hin Pflegekraft importiert werden. In Saudi- 
arabien kamen 1987 ca. 95 Prozent oder 
knapp 24.000 Pflegekräfte aus dem Aus- 
land, überwiegend aus den Philippinen und 
Indien. 

In manchen indischen Bundesländern, 
vor allem in der katholischen Enklave 
Kerala, die die kirchlich getragenen Kran- 
kenhäuser vieler Industriestaaten versorgte, 
soll die wirtschaftliche Erfolgsstory vor allem 
an den Export von Pflegekräften geknüpft 
sein. Das Verbot der Tätigkeit ausländischer 
Anwerbeagenturen im Lande hatte auch für 
die Krankenschwestern und Pfleger aus 
Bangladesh Konsequenzen. Sie hatten näm- 
lich zuvor ihre Aufnahmeprüfungen in Indi- 
en absolviert. Nach Einführung der indi- 
schen Maßnahmen gegen den brain drain’ 
reisten auch sie auf eigene Kosten und eige- 
nes Risiko nach Thailand. 

Knapp die Hälfte des pakistanischen Pfle- 
gepersonals arbeitete Ende der 80er Jahre im 
Ausland. Dabei benötigte das Land dringend 
eigene Fachkräfte. 1983 war jede Pflegekraft 
statistisch für die unrealisierbare Versorgung 
von knapp 17.250 Personen zuständig 
gewesen und auch 1990 war die Pflegesitua- 
tion nur vor diesem Hintergrund "deutlich 
verbessert“. In Singapore arbeitet ein wach- 
sender Anteil von Pflegekräften aus Malay- 
sia, das wiederum Krankenschwestern aus 
den Philippinen anwirbt. 

Aber auch Europa wirbt wieder an: Seit 
Ende der 80er Jahre sind die osteuropäil- 
schen Arbeitsmärkte vielversprechend und 
die hohen Investitionen, die die 'realsoziali- 
stischen Länder’ im Gesundheitsbereich 
gemacht haben, werden im nachhinein von 
den westlichen Marktwirtschaften hoch 
gepriesen. Ein ‘Überschuß’ an Pflegekräften 
läßt sich rein statistisch behaupten, ohne 
daß die Proteste der Krankenpflegeverbände 


" über faktischen Personalmangel berücksich- 


tigt werden müssen. In den enormen gesell- 
schaftlichen und ökonomischen Umbruch- 
situationen ist die Migrationsbereitschaft all- 
gemein hoch. 


Die Ökonomie der Migration 


Der Transfer von Pflegepersonal vollzog 
sich lautlos. Wenn ef überhaupt thematisiert 
wurde, brachte man ihn meist nur mit dem 
Vorteil von Devisengewinnen für die Her- 
kunftsländer in Zusammenhang. In den 
Exportländern sind die Geschäftsinteressen 
auch kaum zu übersehen. Für eine Stellen- 
vermittlung in die USA läßt sich die behörd- 
lich vorgeschriebene philippinische Agentur 
2.300 US-Dollar bezahlen (Angabe von 
1988). 

Etwa 300 kommerzielle Maklerbüros 
haben sich auf die Vermittlung von Pflege- 
personal spezialisiert. Hunderte von jungen 
Frauen und Männern studieren dort täglich 
die Arbeitsangebote in Kuwait, Hongkong, 
Italien, Kanada, USA. Wer nach der Ausbil- 
dung bereits in Spezialabteilungen, etwa 
Neurochirurgie, Intensivmedizin, Geriatrie 
oder Rehabilitationsmedizin gearbeitet hat, 
besitzt einen deutlich höheren Marktwert. 

Für die philippinische Pflegelaufbahn ist 
Migration seit Jahrzehnten der Normalfall. 
Von 160.000 diplomierten Krankenschwe- 
stern und -pflegern arbeiteten Ende der 80er 
Jahre immerhin 127.000 im Ausland, 1990 
waren nur noch knapp 10.000 in philippini- 
schen Einrichtungen beschäftigt. Das ergibt 
ein Vermittlungsgeschäft von mehr als 300 
Millionen Dollar für die philippinischen 
Agenturen. Ein kompliziertes Netz von zuar- 
beitenden Informanten wird über immer 
kleinere Prämien beteiligt. Krankenschwe- 
stern und -pfleger erhalten ein gutes 
Taschengeld, wenn sie Ausreisewillige an 
eine bestimmte Agentur vermitteln. 

Die versteckten Profite der Pflegemigrati- 
on sind unvergleichlich größer. Die philip- 
pinischen Helferinnen haben, sind sie erst 
einmal eingestellt, eine deutlich niedrigere 
Ausfallquote. Sie bleiben und bemühen sich 
sogar intensiv um wiederholte Verlängerung 
ihrer Verträge, die auf ein bis drei Jahre befri- 
stet sind. Die eigene hohe Berufsausstiegsra- 
te von 11 bis 30 Prozent verursacht den 
amerikanischen Krankenhausträgern jährli- 
che Kosten in Höhe von zirka drei Milliar- 
den Dollar und läßt sie langfristigere Not- 
standsplanungen umsetzen, die diese Aus- 
gaben drastisch senken sollen. 

Die amerikanischen Hospitalketten, die 
gleich in den Herkunftsländern produzieren 
lassen, indem sie Ausbildungsinstitute unter- 
halten und die Aufnahme mit dem Anstel- 
lungsvertrag in ihren überseeischen Häusern 
verbinden, scheinen auch in Deutschland 
Nachahmung zu finden. Als geeignete billi- 
ge Produktionsstandorte werden neben Por- 
tugal neuerdings auch osteuropäische Län- 
der genannt. 

Nach Ansicht der amerikanischen Kolle- 


ginnen hat aber die Filipina eigentlich ein 
Glückslos gezogen. Zuhause würde sie nur 
etwa 1.800 US-Dollar im Jahr verdienen, in 
Taiwan 6.000, in England oder Irland kaum 
mehr als 15.000, in Kanada vielleicht 
20.000 US-Dollar. In den USA hat sie aber 
mindestens 23.000 US- Dollar. 

Allerdings gibt es einige Abzüge: 1986 
wurden von allen philippinischen Arbeits- 
migrantinnen und -migranten allein an Steu- 
ern über 680 Millionen US-Dollar an die 
philippinische Regierung abgeführt, dazu 
kam die Versteuerung im Aufnahmeland. 

Von ihrem Nettogehalt können die 
Migrantinnen aber immer noch außer ihrem 
eigenen Lebensunterhalt den der Angehöri- 
gen daheim bestreiten. Manche finanzieren 
die Ausbildung für alle Geschwister und 
danach die ihrer entfernteren Verwandt- 
schaft. Manche schicken monatlich ein 
Viertel oder gar ein Drittel ihres Gehaltes 
zurück. Die Kombination von traditioneller 
Familienverpflichtung und die absolute 
Armut zuhause schafft ein hohes Maß an 
‘freiwilliger Abhängigkeit‘ und macht den 
eigentlichen Marktwert der philippinischen 
Krankenschwester aus: Ihre Arbeitsmoral 
und Motivation ist ungewöhnlich hoch. Fili- 
pinas beschweren sich selten über Arbeits- 
bedingungen oder Arbeitspensum; im 
Gegenteil, bereitwillig arbeiten sie sogar in 
Zusatzschichten. 

Oft genug lassen sie sich - als Voll- oder 
Teilzeitkraft - in zwei oder mehreren Kran- 
kenhäusern einstellen, so daß ihnen letztlich 
nur zwischen vier und sechs Stunden 
arbeitsfreier Zeit bleiben. Wie sie die ver- 
schiedenen Schichten kombinieren und 
nicht selten zuhause noch Kleinkinder ver- 
sorgen, bleibt vielen Pflegedienstleitungen 
ein Rätsel. 


Fremde Hilfe bei der Reform 
des Gesundheitswesens 


Filipinas sind die idealen Lückenbüßerin- 
nen, die Perfektionierung ihres weltweiten 
‘Vertriebs‘ ermöglicht vielen Industrielän- 
dern, die ursächlichen Faktoren für die Pfle- 
gelücke auf Dauer zu tolerieren. Die finanzi- 
elle Aufwertung des Pflegeberufes sei eine 
Grundvoraussetzung für eine größere 
Attraktivität, heißt es nahezu einhellig. Die 
Personalkosten im Krankenhaus seien einer 
der größten Posten im galoppierenden 
Gesamtbudget der Gesundheitsversorgung 
und angesichts des allgemeinen sozialstaat- 

“lichen Notstandes kaum zu erhöhen, wird 
dem entgegengehalten. 

Bei einem derartigen Spardruck muß, wo 
immer es geht, rationalisiert werden. ‘Frem- 
de Hilfe‘ ist willkommen. Daß dabei das 
hochentwickelte, aber ‘momentan’ krisen- 
geschwächte Sozialstaatskonzept an das 
“unterentwickelte‘, familiengetragene Für- 
sorgesystem der ‘Drittländer‘ appelliert und 
um Katastrophenhilfe ersucht, während man 
gleichzeitig vorgibt, den Familien der Helfe- 
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rinnen aus Not und Elend zu helfen, ist 
sowohl bittere Ironie wie auch ein gutes 
Geschäft. Auf der strukturellen Ebene wer- 
den nämlich weitaus größere Gewinne mit 
der ‘Vermittlung’ von Krankenschwestern 
gemacht als auf der der Kleinmaklerbüros, 
deren Profitspanne durch einen harten Kon- 
kurrenzkampf eingeschränkt ist. 

Personalintensive Bereiche wie die Pfle- 
ge sind bei den Bemühungen um Senkung 
der Lohnnebenkosten vorrangig ‘reformbe- 
dürftig‘. Nicht nur die Gehälter fallen dabei 
ins Gewicht, sondern ebenso alle Kosten, 
die für Familie und Gesellschaft entstehen, 
bis die Krankenschwester ihren ersten Stati- 
onsdienst antritt. Allein die Ausbildungko- 
sten einer examinierten Pflegekraft wurden 
1988 in Deutschland mit mindestens 20.000 
DM beziffert. Da die Schülerinnen und 
Schüler unterbezahlt auf die Stellenschlüssel 
angerechnet werden, verbergen sich diese 
Beträge. Aber kostenfrei, wie Verantwortli- 
che im Gesundheitsministerium behaupten, 
ist die Ausbildung keinesfalls. Der Preis 
dafür wird in den leeren Krankenpflegeschu- 
len sichtbar: Jugendliche verweigern sich 
auch der Zumutung, ihre Ausbildung durch 
‘Abarbeit’ selbst zu finanzieren. 

Erst die Aufschlüsselung dieser versteck- 
ten Ökonomie der Migrationspolitik erklärt 
die weltweite Wanderbewegung von Kran- 
kenschwestern und den weltweit existieren- 
den Pflegenotstand. In den reichen Ländern 
wirkt dieser als Anziehungskraft, in den 
armen Ländern als zusätzliches Druckmittel 
zur Emigration. An der Ausweisung des 
enormen Transfers von Humankapital in 
Geldbeträgen fehlt offenbar hier wie dort 
das öffentliche Interesse. 

In manchen Ländern, so etwa Norwegen, 
sieht man langfristig jedoch auch wirtschaft- 
liche Nachteile bei dem Rückgriff auf aus- 
ländische Pflegekräfte. Bei der deutlichen 
Veränderung des Krankheitsspektrums und 
des Pflegebedarfs von chronisch Kranken 
und alten Menschen käme es wesentlich auf 
eine rasche psychosoziale Rehabilitierung 
der Patienten und Patientinnen an. Ausge- 
zeichnete Kommunikationsfähigkeit und 
hervorragende Kenntnisse der gesamtgesell- 
schaftlichen Angebote seien für ein rasches 
Selbständigwerden der Kranken in jeder 
Wirtschaftlichkeitsrechnung unverzichtbar. 
Dies könnten Ausländerinnen aber so gut 
wie gar nicht erwerben. 

Wirtschaftlichkeitsüberlegungen führen 
heute zu neuen Tendenzen: Extrem teure 
Operationen wie etwa Transplantationen 
werden in Ländern der ‘Dritten Welt’ durch- 
geführt, wo auch der Zugriff auf Organe in 
einer kaufkraftgeregelten Grauzone gesi- 
chert ist. Der Handel mit menschlichen 
Ersatzteilen in die Industrieländer ist nicht 
nur sehr viel teurer, sondern auch sehr viel 
skandalgefährdeter. In Grenzgebieten mit 
Kaufkraftgefälle findet sich oft eine 
Ansammlung therapeutischer Zentren auf 
der ärmeren Seite. So gibt es etwa im Nord- 
westen Mexikos eine Konzentration von 
“Reproduktionszentren’, von Bars, Bordellen 


und Schönheitsfarmen angefangen bis hin 
zu medizinischen Ambulatorien und 
modernsten Therapiezentren. Zahnprotheti- 
sche Behandlung wird angeboten, aber 
auch ein umfangreiches Apothekensorti- 
ment sowie Heilmittel, für die im kostenge- 
dämpften Gesundheitswesen des reicheren 
Landes eine Selbstfinanzierung verlangt 
wird und die dort entsprechend der größe- 
ren Kaufkraft auch auf höherem Preisniveau 
vermarktbar ist. 

In der BRD machte die Drohung eines 
Vertreters der gesetzlichen Krankenversi- 
cherung Schlagzeilen: Wenn die Kassen- 
zahnärztliche Vereinigung nicht in der Lage 
sei, die zahnärztliche Versorgung der Kas- 
senversicherten sicherzustellen, dann müsse 
man eben bei einfachen Zahnschäden per 
Bus nach Österreich oder in die Schweiz 
fahren, bei aufwendigem Zahnersatz sei es 
samt Flugkosten und Ferienaufenthalt immer 
noch preiswerter, eine Behandlung in 
Südostasien zu organisieren’. 

Kranke mit schulmedizinisch aussichtslo- 
ser Diagnose versuchen nicht selten, bei tra- 
ditionellen ‘Wunder-’ oder ‘Geist‘- Heilern 
in der ‘Dritten Welt‘ von Krebs- oder 
Schmerzleiden befreit zu werden. Die Über- 
gänge zur Reiseerwartung von Normaltouri- 
sten sind fließend. Frustrierte Deutsche las- 
sen ihre ‘Pflege’ von exotischen Frauen 
besorgen und tanken in fremden Naturres- 
sourcen wieder auf. 

Hanna Beneker / Eva Wichtmann 


Anmerkungen: 

1) Davon zogen 83 nach Portugal, 121 nach Däne- 
mark, 484 nach Italien, 841 nach Belgien, 870 in die 
Niederlande, 1.566 nach Luxemburg, 1.940 nach 
Frankreich und 3.269 nach Großbritannien. Von dieser 
letzten Gruppe stammten 2.485 Pflegekräfte aus Irland, 
dem traditionellen Anwerbeland für das britische 
Gesundheitswesen. 1990 wurden schätzungsweise 150 
ausländische Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer an 
deutsche Gesundheitseinrichtungen überlassen, in der 
Mehrzahl britische, irische und französische Leihar- 
beitskräfte, wobei weniger als 100 ausländische Lea- 
singfirmen die deutsche Lizenz hatten. 

2) Deutsche Krankenpflegezeitschrift 9/1992 *...im 
Hinblick auf den europäischen Binnenmarkt nach 
1992”, Prof. Dr. George C.M.Evers 

3) Der einen Not - der anderen Nutzen, Die Zeit, 
12.1.73, Zeitmagazin 11.11.77: Der Dank: ein Fußtritt 
4) Medical Tribune, November 1990 
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Türkisch-Kurdistan 


Auf dem Weg 
zum totalen Krieg? 


Der folgende Beitrag spiegelt die 
Diskussionen in der bundesdeut- 
schen Solidaritätsbewegung zu 
Kurdistan wider. Gerade in der 
Auseinandersetzung mit den der 
Kurdischen Arbeiterpartei (PKK) 
zugeschriebenen Aktionen wird 
deutlich, für wie schmal die Kurdi- 
stansolidarität den Grat zwischen 
der Kritik an der PKK und dem 
Verrat an der Sache der Kurden 
und Kurdinnen hält. 


it der Ausweitung der Dorfzer- 
störungen bis zur Entvölkerung 
ganzer Landstriche im Stile ”ethni- 


scher Säuberungen” und der Bombardie- 
rung und weitgehenden Zerstörung von 
Städten wie der Kreisstadt Lice mit zahlrei- 
chen Todesopfern zeigt der türkische Staat 
derzeit, wie ernst es ihm diesmal mit der 
angekündigten Vernichtung der kurdischen 
Rebellen der PKK bis zum Frühjahr ist. Der 
Übergang zum offenen Völkermord an der 
kurdischen Zivilbevölkerung wird dabei eis- 
kalt einkalkuliert. Solche martialischen 
Ankündigungen hat es schon mehrfach 
gegeben, dennoch offenbaren die Begleit- 
umstände der türkischen Innenpolitik und 
das Ausmaß der militärischen Angriffe eine 
neue Qualität. Unisono reden Generalstabs- 
chef Güres und andere Militärs, aber auch 
Staatspräsident Demirel, Ministerpräsiden- 
tin Ciller und fast alle ”zivilen” VertreterIn- 
nen der türkischen Politik von ” Ausrottung” 
der kurdischen Rebellion. 

Seit der Beendigung des einseitigen Waf- 
fenstillstandes der PKK Ende Mai 1993 sind 
durch militärische Aktionen beider Seiten 
über 1.600 Menschen, zu einem großen Teil 
Zivilpersonen, ums Leben gekommen. 
Schätzungen über die Zahl der entvölkerten 
Dörfer bewegen sich für die letzten drei Jah- 
re auf 800 bis 900 Ortschaften. Zur Zeit istes 
nichts Ungewöhnliches, wenn pro Woche 
20 bis 30 Dorfzerstörungen gemeldet wer- 
den. Medico international äußerte jüngst die 
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Befürchtung, daß ein großer Teil der etwa 
1,7 Mio. Menschen, die sich derzeit auf der 
Flucht oder in Elendsquartieren befinden, 
den Winter kaum überleben dürfte. 


Die Militarisierung 
des Kurdistankonfliktes 


Die Schätzung der aktiven PKK-Unter- 
stützerInnen auf 300.000 - 400.000 KurdiIn- 
nen seitens des Generalstabes, der eine Mas- 
senbasis der PKK bislang geleugnet hat, läßt 


den wachsenden Kontrollverlust des türki- - 


schen Staates über die kurdischen Gebiete 
erkennen - auch wenn gleichzeitig die Exi- 
stenz einer kurdischen Frage weiter verneint 
und auf ein ”Terrorismusproblem” reduziert 
wird. Für den Fall, daß sich die angestrebte 
"militärische Lösung” des kurdischen Kon- 
fliktes bis zum Frühjahr nicht verwirklichen 
läßt, wurde vom Militär bereits die Verhän- 
gung des Kriegsrechts über die ’Gebiete im 
Ausnahmezustand’ - so die offizielle 
Bezeichnung der kurdischen Provinzen - 
angekündigt. Bereits jetzt ist von einem 
schleichenden Staatsstreich” die Rede, 
denn mit dieser Eskalation vollzog sich eine 
Entwicklung in der Türkei, die als völliges 
Abdanken der Politik gegenüber dem Militär 
bezeichnet werden kann. 

Die mit 18 Mitgliedern im Parlament in 
Ankara vertretene prokurdische Partei HEP 
wurde im Sommer diesen Jahres verboten, 
ihre Nachfolgepartei DEP wird jetzt schon 
massiv bedroht. Zahlreiche Parteivorstände 
aus den Provinzen der "Gebiete im Ausnah- 
mezustand’ sitzen in Haft. Mehrere Partei- 
funktionäre wurden ermordet und am 4.9. 
wurde mit Memed Sincar erstmals einer 
ihrer Parlamentsabgeordneten von der Kon- 
terguerilla getötet. Auch die prokurdische 
Tageszeitung Özgür Gündem, von deren 
Journalistinnen bisher zehn von Todes- 
schwadronen der Konterguerilla ermordet 
wurden, ist von einem Verbot bedroht, der 
Gerichtsbeschluß wird Anfang Dezember 
erwartet. Gündem-Herausgeber und DEP- 
Vorsitzender Yasar Kaya sitzt im Gefängnis, 
weil er bei Veranstaltungen Lösungsvor- 


schläge über die kurdische Frage formuliert 
und diskutiert hat, was ihm als strafbare, 
separatistische Propaganda nach dem Anti- 
terrorgesetz ausgelegt wird. 

Das Antiterrorgesetz wird gerade ver- 
schärft durch ein Zensurgesetz (Zeitungen 
müssen vor ihrem Erscheinen der Staatsan- 
waltschaft vorgelegt werden) und weitere 
Bestimmungen die fast jede mit Kurdistan in 
Zusammenhang stehende kritische ÄAuße- 
rung oder Aktion wie Ladenschließungen 
oder Streiks als Terrorismus einstufen und 
mit extrem hohen Geld- und Haftstrafen 
bedrohen. Im Ergebnis wird die bloße 
Erwähnung der Existenz einer kurdischen 
Frage heute wieder kriminalisiert. 

Während die politischen Repräsentanten 
des türkischen Staates zunehmend nur noch 
die Durchhalteparolen der Militärs nachbe- 
ten, stellt sich Generalstabschef Güres 
immer mehr mit bewußt ”politisch” gehalte- 
nen Erklärungen in den Vordergrund. Die 
neue Ministerpräsidentin Tansu Ciller, die 
vor ihrem Aufstieg von der Wirtschaftsmini- 
sterin im Demirel-Kabinett zur Ministerprä- 
sidentin keine Stellung zur Kurdistanfrage 
bezogen hatte, hat nun mehrfach die Exi- 
stenz einer Kurdistanfrage verneint und hält 
sich völlig an die Vorgaben der Militärs. 
Diese werden von Generalstabschef Güres 
regelmäßig auf "Besprechungen’ verkündet, 
zu denen etwa die Chefs aller wichtigen 
Tageszeitungen oder der im Parlament ver- 
tretenen Parteien - bis auf die prokurdische 
DEP oder die Zeitung Özgür Gündem ver- 
steht sich - eingeladen oder besser zitiert 
werden. 

Das beharrliche Schweigen der Bundes- 
regierung zur türkischen Kurdistanpolitik 
und die bundesdeutsche militärisch-materi- 
elle Unterstützung für den schmutzigen 
Krieg in Kurdistan hat die Durchsetzung der 
rein militärisch orientierten Vorstellungen in 
der türkischen politischen Elite begünstigt, 
da sie dem türkischen Staat die Fortsetzung 
des schmutzigen Krieges mit seinen enor- 
men Kosten überhaupt erst ermöglichte. 
Selbst so eindeutige Beweise für den Einsatz 
deutscher Waffen gegen die kurdische Zivil- 
bevölkerung, wie sie zuletzt in der Fernseh- 
sendung ”Monitor” am 18.11. vorgelegt 


Kriegsrecht in den Kurdischen Provinzen 


wurden, haben bisher zu keinem Überden- 
ken dieser Politik geführt. Im Interesse einer 
effektiven Bereinigung der “Irritationen” im 
deutsch-türkischen Verhältnis wird fast 
widerspruchslos die Reduzierung des Kurdi- 
stankonfliktes auf die Bekämpfung des “Ter- 
rorismus” der PKK übernommen und Entge- 
genkommen beim von der Türkei geforder- 
ten Verbot der PKK in der BRD signalisiert. 
Die friedlichen Großdemonstrationen der 
kurdischen Bewegung mit bis zu 100.000 
TeilnehmerInnen werden ignoriert, wäh- 
rend die von Entgleisungen überschatteten 
und von Verzweiflung über diese ganze Ent- 
wicklung gekennzeichneten kurdischen 
Anschlagsserien gegen türkische Einrichtun- 
gen auf deutschem Boden zum willkomme- 
nen Anlaß genommen werden für massive 
Repressionsmaßnahmen (Durchsuchung 
von über 40 kurdischen Vereinen und Insti- 
tutionen am 4./5. November) und letztlich 
das Verbot der PKK, Ende November. Auch 
die mehr als zögerlichen Bemühungen um 
die Freilassung unseres in der Türkei wegen 
seiner Recherchen in Kurdistan zu drei Jah- 
ren und neun Monaten Gefängnis verurteil- 
ten Freundes und Kollegen Stephan Wald- 
berg, der von der türkischen Regierung ganz 
offen als Faustpfand gegenüber der BRD ein- 
gesetzt wird, sprechen Bände. Im Fall des 
britischen Journalisten Norman Penny, der 
ebenfalls nach einem Rechercheaufenthalt 
in einem PKK-Lager im Nordirak bei seiner 
Rückkehr in die Türkei unter der Anschuldi- 
gung verhaftet wurde, durch Kurierdienste 
die PKK unterstützt zu haben, brauchte die 
britische Regierung, als sie auf Druck aus 
der Öffentlichkeit und dem Unterhaus bei 
der Türkei interveniert hatte, ganze zehn 
Tage für dessen Freilassung. 


Stärke der Guerilla 


Die Stärke der Guerilla und die damit 
verbundene politische Autorität der PKK im 


Türkisch-Kurdistan 


türkischen Kurdistan ist seit dem Ende des 
Waffenstillstandes so offensichtlich gewor- 
den, daß heute die von der PKK selbst ange- 
gebene Stärke von ca. 15 000 Guerillas und 
bis zu 60.000 milizartig organisierten akti- 
ven UnterstützerInnen kaum noch in Zwei- 
fel gezogen werden. Der Zustrom aus der 
zornigen und verzweifelten kurdischen 
Jugend ist so groß, daß die Kapazitäten der 
zahlreichen PKK-Camps inner- und außer- 
halb der Türkei gar nicht zur Ausbildung 
aller kampfwilligen Frauen und Männer aus- 
reichen. Heute wird der von PKK-Chef 
Öcalan angekündigte Ausbau der Guerilla- 
kräfte auf 30.000 im nächsten Jahr trotz der 
hohen Verluste bei den Kämpfen mit der tür- 
kischen Armee nicht mehr als völlig über- 
trieben angesehen. Klar ist auch, daß jeue 
weitere militärische Eskalation des türki- 
schen Staates, jedes neue Massaker an der 
kurdischen Zivilbevölkerung den Zulauf zur 
Guerilla weiter erhöht. 

Der PKK wird in letzter Zeit wieder ver- 
stärkt vorgeworfen, bei ihren militärischen 
Aktionen vor allem gegen die für den türki- 
schen Staat kämpfenden Dorfschützer rück- 
sichtslos auch gegen deren Familien vorzu- 
gehen und auch anderweitig kurdische Zivi- 
listen zu töten, die von ihr als Kollaborateure 
eingestuft werden. Fast jede Woche gehen 
Meldungen durch die Presse, nach denen 
PKK-Guerillas bei Überfällen Frauen und 
Kinder ermordet haben. Die Wahrheit ist 
schwer zu ermitteln, da die betreffenden 
Gebiete meist von den Sicherheitskräften 
tagelang völlig von der Außenwelt abgerie- 
gelt werden und jeder freie Zugang für die 
Presse vereitelt wird. Oft handelt es sich bei 
den Berichten um Propagandameldungen 
der halbamtlichen türkischen Nachrichten- 
agentur Anadolu oder um die Übernahme 
türkischer Medienberichte, die auf den 
Angaben der Militärkommandeure beruhen. 
Bei Recherchen, die unter Lebensgefahr von 
den Korrespondentinnen von Özgür Gün- 


dem unternommen werden, stellt sich oft 


heraus, daß es sich in Wahrheit um Massa- 
ker von Sicherheitskräften oder der mit die- 
sen in Verbindung stehenden Konterguerilla 
gehandelt hat, die der PKK in die Schuhe 
geschoben werden sollen. Ein solcher Fall 
war das Massaker an 23 Kindern und Frauen 
auf einer Hochweide bei Bahcesaray. 

Es hat sich jedoch in zahlreichen Befrei- 
ungskämpfen weltweit gezeigt, daß ein all- 
gemeines Klima der Brutalisierung und der 
Gewalt, auch wenn es von der Uhnter- 
drückerseite ausgeht, auch’bei den Kämpfen 
der Unterdrückten Wirkung zeigt. Gerade 
Gnadenlosigkeit gegenüber tatsächlichen 
oder mutmaßlichen Kollaborateuren tritt 
dabei meist in Erscheinung, und so gut wie 
keine Befreiungsarmee hat sich gänzlich 
von Praktiken freihalten können, die als 
Menschenrechtsverletzungen zu werten 
sind. Allerdings muß auch gesagt werden, 
daß die PKK gerade den Dorfschützern 
gegenüber immer wieder Amnestieangebote 
für den Fall gemacht hat, daß diese ihre Waf- 
fen niederlegen. 

Der Autoritätsverlust des türkischen Staa- 
tes in Kurdistan manifestiert sich in vielerlei 
Hinsicht. So haben die Aktivitäten der Gue- 
rilla inzwischen die Entwicklung des gigan- 
tischen GAP-Projektes praktisch zum Erlie- 
gen gebracht, an den meisten Staudämmen 
finden derzeit keine Arbeiten mehr statt. 
Auch im Bereich der zivilen Verwaltung ist 
der türkische Staat in Kurdistan kaum mehr 
existent, bei zivilen Streitfällen wenden sich 
die Menschen zunehmend an die Guerilla 
statt an die regulären Gerichte. Vor diesen 
finden praktisch nur noch politische Prozes- 
se statt. Nachdem die Guerilla zahlreiche 
türkische Lehrer erschossen hat, die nicht 
der Aufforderung gefolgt waren, den kemali- 
stischen Schulunterricht zu quittieren, sind 
die meisten Schulen in Kurdistan geschlos- 
sen worden. Im ganzen Ausnahmezustands- 
gebiet führt die Guerilla regelmäßig Straßen- 
und Personenkontrollen durch, ohne daß 
die Sicherheitskräfte dies verhindern könn- 
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ten. Über einige Regionen und Städte wie 
z.B. Cizre hat die PKK ein Alkoholverbot 
verhängt, das auch von allen Läden und der 
Gastronomie befolgt wird. Die kurdische 
Bevölkerung wurde aufgefordert, die Fern- 
sehantennen abzumontieren und den “Emp- 
fang der Sendungen der türkischen Kolonial- 
macht” einzustellen. 


Handeln wie ein Staat 


Eine ganze Reihe von Maßnahmen der 
PKK gehen also in eine Richtung, die sich als 
Beginn der Ausübung einer Art staatlicher 
Autorität durch die PKK werten läßt. Daß die 
Guerilla bei Firmen und staatlichen Institu- 
tionen Steuern eintreibt, läßt sich durchaus 
mit der Ausbeutung des kurdischen Volkes 
durch diese Institutionen rechtfertigen und 
es entbehrt nicht einer gewissen Ironie, 
wenn heute die meisten Institutionen des 
türkischen Staates in Kurdistan Steuern an 
dessen Erzfeind zahlen, um überhaupt noch 
arbeiten zu können - so jedenfalls die Aus- 
kunft von Guerillakommandanten. Bei man- 
chen Maßnahmen läßt sich jedoch der Ein- 
druck kaum vermeiden, daß es der PKK 
auch darum geht, sich demonstrativ Attribu- 
te staatlichen Handelns anzueignen und so 
dem türkischen Staat direkt entgegenzutre- 
ten. Nur so lassen sich Verfügungen wie die 
Einführung einer Art Wehrpflicht für die kur- 
dische Jugend bei der Guerilla in Form eines 
“Militärdienstgesetzes” verstehen. Bereits 
seit längerem verlangt die PKK von Kurdi- 
stanreisenden aus Europa, daß sie sich eine 
Art Visum bei der Europavertretung der PKK- 
Frontorganisation ERNK ausstellen lassen 
und sie hat die Entführung mehrerer Touri- 
stinnen damit begründet, daß sie bei Kon- 
trollen ohne ein solches Visum angetroffen 
worden seien. 

Heftige Kritik hervorgerufen hat hierzu- 
lande jedoch das vor kurzem von der PKK 
erlassene Parteien- und noch mehr das Pres- 
severbot. Beide werden damit begründet, 
daß die türkische Presse wie die bürgerli- 
chen Parteien der Türkei zu Instrumenten 
der schmutzigen Kriegsführung des türki- 
schen Staates geworden seien. Für die staats- 
tragenden Parteien der Türkei trifft dies 
durchaus zu, auch wenn sich einzelne kur- 
dische Lokalpolitiker dieser Parteien (ohne 
großen Erfolg) immer wieder für die Belange 
der Menschen in ihren Gemeinden einge- 
setzt haben, auch bei Morden der Konter- 
guerilla und bei staatlichen Übergriffen. Um 
der Aufforderung zur Schließung der Par- 
teibüros in. Kurdistan Nachdruck zu verlei- 
hen, wurde von der PKK der Vorsitzende der 
sozialdemokratisch orientierten SHP in 
Diyarbakir entführt. Das Parteienverbot 
dürfte auch mit den bevorstehenden Kom- 
munalwahlen im nächsten Frühjahr zusam- 
menhängen, deren Aussetzung auch vom 
türkischen Militär bereits angedroht wurde. 
Der Knackpunkt für die kurdische Bewe- 
gung besteht in der Frage, ob eine Teilnah- 
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Türkisch-Kurdistan 


me der DEP an den Wahlen möglich sein 


wird oder vom Staat verhindert wird. 
Auch auf die bürgerliche Presse der Tür- 


kei trifft es zu, daß sie sich mit einer verzerr- 
ten Berichterstattung in den Dienst der 
Kriegspropaganda des Staates stellt, oft nur 
die Erklärungen der Sicherheitskräfte oder 
von Anadolu nachdruckt und meinungsbil- 
dend im Sinne der Armee tätig wird. Auch 
der Vorwurf, daß die bürgerliche Presse sich 
oft nur allzu gerne an die vom Generalstabs- 
chef ausgegebenen Anweisungen hält und 
zu den Morden an den Journalistinnen der 
oppositionellen Presse schweigt, ist berech- 
tigt. Fragt sich nur, ob ein von der PKK ver- 
hängtes Zugangsverbot für diese Presse in 
Kurdistan daran irgend etwas ändert. In Ver- 
lautbarungen der kurdischen Kräfte wurde 
das Verbot auch als Protest gegen die Ermor- 
dung und Verfolgung kurdischer Journali- 
stInnen bezeichnet. Besondere Aufregung 
rief in der Bundesrepublik die Tatsache her- 
vor, daß auch die ausländische Presse in das 
Verbot mit einbezogen wurde. Dies wurde 
zum einen damit begründet, daß auch die 
bürgerliche Presse in Europa verzerrt über 
den Konflikt in Kurdistan berichtet, zum 
anderen wurde darauf verwiesen, daß zahl- 
reiche türkische Journalistinnen auch für 
ausländische Zeitungen oder Agenturen 
arbeiten und dort ihre Propaganda im Dien- 
ste des Staates treiben. Das Verbot für die 
ausländische Presse wurde dann allerdings 
schnell (von der Europavertretung der 
ERNK) wieder aufgehoben und durch eine 
Einladung an die. internationale Presse nach 
Kurdistan zu kommen ersetzt. Ein Sprecher 
des Deutschland-Büros von Özgür Gündem 
bestätigte, daß von ausländischen Journali- 
stInnen eine Art Akreditierung bei der ERNK 
erwartet wird, wenn sie in Kurdistan arbei- 
ten wollen. 


Kurdische Anschläge und 
staatliche Repression in Europa 


Seit der Serie kurdischer Anschläge auf 
türkische Einrichtungen Anfang November 
1993 steht, wie bereits nach der Anschlags- 
serie Ende Juni, statt der verzweifelten Situa- 
tion der kurdischen Menschen angesichts 
des türkischen Vernichtungskrieges in ihrer 
Heimat, die PKK und ein Verbot dieser 
Organisation im Mittelpunkt erregter Dis- 
kussionen. Daß die Eskalation des schmutzi- 
gen Krieges in Kurdistan, die auch die hier 
lebenden KurdInnen täglich mit Nachrich- 
ten über Tod, Vertreibung, Verhaftung und 
Folter von ihren Verwandten konfrontiert 
sowie die bundesrepublikanische Unterstüt- 
zung des türkischen Staates und dessen 
Ignoranz gegenüber den legitimen demokra- 
tischen Forderungen der kurdischen Bevöl- 
kerung, den eigentlichen Hintergrund sol- 
cher Verzweiflungstaten bildet, steht außer 
Frage. Nicht erst durch die militanten Aktio- 
nen kurdischer Menschen wird die BRD in 
diesen Krieg “hineingezogen“, sondern sie 
ist durch Waffenlieferungen und Türkeipoli- 


tik längst involviert. In diesem Punkt ist der 
Erklärung der PKK-Europavertretung und 
ähnlichen Erklärungen anderer kurdischer 
Organisationen und Vereine zu den 
Anschlägen zuzustimmen. 

Anschläge allerdings, welche sich wie 
der auf das türkische Lokal in Wiesbaden 
gegen alle zufällig anwesenden türkischen 
Menschen richten und nur durch glückli- 
chen Zufall nicht noch mehr Todesopfer 
gefordert haben, sind durch nichts zu recht- 
fertigen und lassen sich kaum noch von ras- 
sistisch motivierten Anschlägen unterschei- 
den. Gerade von einer Organisation mit lin- 
kem Selbstverständnis wie der PKK, die 
immer erklärt hat, daß sie gegen den türki- 
schen Staat und nicht gegen das türkische 
Volk kämpft, kann hier eine deutliche Stel- 
lungnahme erwartet werden. Indem die PKK 
lediglich erklärt, daß sie mit den Anschlägen 
nichts zu tun hat, aber diese als “verständli- 
che Reaktion gegen die Massakrierung und 
Vernichtung einer Nation” bezeichnet, !äßt 
sie genau diesen Punkt offen. 

Es geht allerdings völlig an der Sache vor- 
bei, wenn die Problematik auf eine Diskussi- 
on um den Charakter der PKK reduziert 
wird. Hinter der PKK steht heute eine Mas- 
senbewegung, die alle Bereiche der kurdi- 
schen Gesellschaft umfaßt. Dies wird durch 
die eindrucksvolle Demonstration von über 
20.000 KurdInnen in Bonn am 20.11. gegen 
die Durchsuchung kurdischer Vereine und 
gegen die Verbotsdrohung gegenüber der 
PKK ebenso deutlich, wie durch die Tatsa- 
che, daß sich im Zusammenhang mit den 
Anschlägen nach vorliegenden Informatio- 
nen keine einzige kurdische Organisation 
aus der Türkei von der PKK distanziert hat. 
Über den umstrittenen Aktionen darf nicht 
aus den Augen verloren werden, daß noch 
nie in der Geschichte der BRD eine hier 
lebende ethnische Minderheit mit so zahl- 
reichen friedlichen Demonstrationen ihre 
legitimen Forderungen zum Ausdruck 
gebracht hat wie die KurdInnen aus der Tür- 
kei. In der Türkei machen seit langem gesell- 
schaftliche Organisationen wie z.B. Berufs- 
verbände und auch die legale kurdische 
Opposition klar, daß sie keinen Keil zwi- 
schen sich und die Guerilla der PKK treiben 
lassen. Ein Aufkündigen der Solidarität 
gegenüber der PKK und ihr nahestehenden 
kurdischen Organisationen und Institutio- 
nen träfe daher automatisch den legitimen 
kurdischen Freiheitskampf in der Türkei ins- 
gesamt. 

Das jetzt erlassene Verbot der PKK und 
der kurdischen Vereine in der BRD als 
angebliche Unterorganisationen der PKK 
kann nur zu einer noch weiteren Diskrimi- 
nierung und Unterdrückung der hier leben- 
den Kurdinnen führen, als dies schon auf- 
grund der bestehenden Ausländergesetze 
und Abschiebepolitik ohnehin der Fall ist. Es 
muß auf den entschiedenen Protest und 
Widerstand aller demokratischen und fort- 
schrittlichen Kräfte in der BRD treffen! 

U.Wolter 


Türkisch-Kurdistan 


Bonner Interessenpolitik 
contra.Menschenrechte 


Die Interessenlage der bundesdeutschen 
Politik gegenüber der Türkei hat jüngst der 
Direktor des Hamburger Orient Institutes 
Udo Steinbach in einem Essay auf den Punkt 
gebracht: “Die Türkei liegt am Berührungs- 
punkt von drei für die internationale Politik 
wichtigen Großräumen: dem Raum des Bal- 
kans/Schwarzen Meeres - Zentralasiens - 
und des mittleren Ostens. Mit allen dreien 
durch geographische Lage, Geschichte und 
Kultur verbunden, muß das Land für den 
Westen ein wichtiger Partner bei der Ver- 
wirklichung politischer und wirtschaftlicher 
Interessen sein” (FAZ 29.10.'93). Und hinter 
diesen Interessen treten die Menschenrechte 
immer deutlicher zurück. 

Nicht nur, daß der von dem Waffenem- 
bargo 1992 kurzfristig unterbrochene Waf- 
fenfluß in die Türkei längst wieder funktio- 
niert. Unbeeindruckt von der gegenwärtigen 
Eskalation und zahlreichen Berichten über 
den Einsatz deutscher Waffen gegen die kur- 
dische Zivilbevölkerung sind 155 Mio.DM 
Militärhilfe für nächstes Jahr bereits 
beschlossene Sache. Am 24.September bei 
der “aktuellen Stunde” im Bundestag zu Kur- 
distan hat der Staatsminister im Auswärtigen 
Amt Schäfer einen Einsatz deutscher Waffen 


Türkisches Militär in der kurdischen Stadt Cizre j 


beim staatlichen Morden in Kurdistan noch 
abgestritten. Auf der außenpolitischen Büh- 
ne werden die Themen Kurdistan und Men- 
schenrechte fast vollständig ausgeklammert. 
Der Besuch der türkischen Ministerpräsi- 
dentin Ciller war dafür ebenso ein gutes Bei- 
spiel wie der Besuch von Bundeskanzler 
Kohl in der Türkei im Mai 1993. Im Interesse 
einer Bereinigung der “Irritationen” im 
deutsch-türkischen Verhältnis (entstanden 
durch den kurzzeitigen Lieferstopp von 
Rüstungsgütern 1992) wird fast wider- 
spruchslos die Reduzierung des Kurdistan- 
konfliktes auf die Bekämpfung des “Terroris- 
mus” der Arbeiterpartei Kurdistans (PKk) 
übernommen. 

Gegen die Bundesregierung haben bereits 
im Januar 1993 zahlreiche kurdische Institu- 
tionen und deutsche Solidaritätsgruppen 
sowie Menschenrechtsgruppen (u.a. medico 
international, der Bundeskongreß entwick- 
lungspolitischer Aktionsgruppen (BUKO), 
das Rüstungsinformationsbüro) und der 


Bundesvorstand von Bündnis 90/DIE GRÜ-. 


NEN, Anzeige wegen Beteiligung am Völ- 
kermord am kurdischen Volk gestellt. Daß 
diese von der Bundesanwaltschaft bisher 
ohne Antwort geblieben ist, ist nicht weiter 


verwunderlich - schließlich wird dort gegen- 
wärtig in Sachen Kurdistan ein neues Ermitt- 
lungsverfahren gegen die PKK wegen “Bil- 
dung einer terroristischen Vereinigung 
innerhalb der Partei” konstruiert und durch- 
geführt. 

Abgesehen von außenpolitischen Interes- 
sen sind für die Bundesregierung die rassisti- 
schen Anschläge auf türkische Menschen in 
der BRD erklärtermaßen ein Grund, von Kri- 
tik an den Menschenrechtsverletzungen in 
der Türkei abzusehen. Daß es sich um einen 
zynischen politischen Deal handelt, wenn 
im gegenseitigen Interesse ein Mantel des 
Schweigens über die Vernichtung von Men- 
schenleben gebreitet wird, wird hier gar 
nicht mehr als politischer Skandal wahrge- 
nommen. So hat der in Deutschland lebende 
kurdische Journalist und Schriftsteller Namo 
Aziz am 12.11.'93 in der ZEIT Verständnis 
dafür geäußert, daß die Bundesregierung 
“nach den Brandanschlägen von Rechtsradi- 
kalen gegen türkische Mitbürger zurückhäl- 
tender bei ihrer Kritik an den Menschen- 
rechtsverletzungen in der Türkei geworden” 
sei. 


U. Wolter 
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Kultur 


Indonesische Literatur (I) 


Lyrik 


Ein Verleger, der einen Lyriker 
bekannt machen will, muß nicht nur 
großen Idealismus haben, sondern er 
darf auch keine hohen Umsätze 
erwarten. Um wieviel mehr muß dies 
gelten, wenn sich ein Verlag daran 
macht, Literaten, die zudem nicht aus 
dem europäischen Kulturkreis kom- 
men, dem deutschen Publikum vorzu- 
stellen. Der Horlemann-Verlag in Bad 
Honnef macht sich seit einigen Jahren 
um die Veröffentlichung literarischer 
Werke aus Indonesien verdient. Als 
erster Band wurde der Roman ‘Däm- 
merung in Jakarta’ von Mochtar Lubis 
vorgelegt, der die politischen und 
sozialen Verhältnisse der indonesi- 
schen Hauptstadt in den fünfziger 
Jahren unter der Regierung des dama- 
ligen Präsidenten Sukarno beschreibt 
(vgl. blätter Nr. 174, Juli 1991). Seit- 
her sind mehrere Bücher erschienen, 
die in dieser und späteren Ausgaben 
der “blätter des iz3w” vorgestellt 
werden. 

F ine der eindrucksvollsten und zugleich 


einflußreichsten Gestalten der literari- 


schen Szene Indonesiens ist der Dichter. 


und Dramatiker Rendra, von dem jetzt zum 
ersten Mal mit ’Weltliche Gesänge und 
Pamphliete’ eine Auswahl seiner Gedichte in 
deutscher Sprache zugänglich ist. 

Rendra wurde 1935 in der mitteljavani- 
schen Stadt Solo in eine javanisch-katholi- 
sche Familie hineingeboren. Beide Eltern 
entstammten dem niederen javanischen 
Adel, so daß die höfischen und literarischen 
Traditionen des Landes neben dem Katholi- 


zismus des Elternhauses zu den prägenden‘ 


Einflüssen wurden. Schon während seiner 
Schulzeit veröffentlichte Rendra vereinzelt 
Gedichte, die 1957 in seinen ersten 
Gedichtband "Balladen Geliebter Men- 
schen” mit aufgenommen wurden. In den 
folgenden Jahren kamen weitere Publikatio- 
nen hinzu. Die Gedichte der fünfziger und 
frühen sechziger zeigen einen jungen Dich- 
ter, der sich im Ablösungsprozeß von Eltern- 
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haus und vertrauter Umgebung befindet und 
sich auf den Weg in seine Lehr- und Wan- 
derjahre begibt. 

Entscheidende Impulse erhielt Rendra 
dabei durch seinen Aufenthalt in den Verei- 
nigten Staaten (1964-1967). In dieser Zeit 
wandte er sich mit großer Intensität dem 
Theater als neuer Ausdrucksform zu. 
Zugleich studierte er in New York Soziolo- 
gie, um die politischen Vorgänge in seinem 
Lande, die er nur diffus wahrgenommen hat- 
te, besser einordnen und verstehen zu kön- 
nen. Der Wunsch nach fundiertem politi- 
schen und ökonomischen Wissen entsprang 
der Einsicht Rendras, daß sich Literatur in 
die politischen Prozesse eines Landes einmi- 
schen müsse. 

Den künstlerischen Durchbruch erlebte 
Rendra nach seiner Rückkehr nach Indone- 
sien, die in die kurze Phase einer kulturellen 
Entspannung und Kreativität nach dem Ende 
der ”gelenkten Demokratie” Sukarnos fiel 
(1967/1968). Rendra gründete in Yogyakarta 
das "Werkstatt-Theater”. In seinen Stücken, 
die meistens improvisiert und ohne Text- 
buch auf die Bühne gebracht wurden, griff er 
aktuelle Themen auf. Dieses experimentelle 


Theater erregte großes Aufsehen in Indone- 
sien und fand großen Widerhall beim Publi- 
kum. Die politischen und sozialkritischen 
Teile der Inszenierungen stießen jedoch auf 
das Mißfallen der Sicherheitsorgane. Ren- 
dras öffentliche Wirksamkeit erhöhte sich 
noch, als er 1971 mit seiner Truppe in die 
Hauptstadt Jakarta übersiedelte. 1978 wurde 
er vorübergehend in Haft genommen und 
darüber hinaus mit einem Auftrittsverbot 
belegt. Daß diese erzwungene Abwesenheit 
von der politischen und der Theaterbühne 
seiner Popularität keinen Abbruch tun konn- 
ten, bewiesen die 5.000 Zuhörer, die 1985 
zu seiner ersten öffentlichen Dichterlesung 
nach dem Auftrittsverbot kamen. Auch in 
den darauffolgenden Jahren geriet Rendra 
immer wieder in Konflikt mit den Behörden, 
Texte durften nicht veröffentlicht werden, 
Theateraufführung mußten kurzfristig abge- 
setzt werden. 


ie Gedichte des vorliegenden Bänd- 
|) sind zwei wichtigen Samm- 

lungen entnommen. Der erste Teil 
”Pamphlete” entstammt der Sammlung 
“Porträt des nationalen Aufbaus in der Poe- 
sie” (1980), der als dichterisches Echo auf 
die Modernisierungspolitik der indonesi- 
schen Militärregierung bezeichnet werden 
kann. Der: zweite Abschnitt ”Weltliche 
Gesänge” stelit eine Auswahl aus dem Band 
“Blues für Bonnie” (1971) dar, in dem Ren- 
dra seine amerikanischen Erfahrungen 
reflektierte und mit der er 1971 als Lyriker in 
Indonesien populär wurde. 

Die vom Übersetzer gewählten Über- 
schriften ”Pamphlete” und ”Weltliche 
Gesänge” beinhalten gewissermaßen eine 
“Regieanweisung” und deuten damit den 
Charakter der Gedichte an. Denn Rendras 
Gedichte sind nicht für den stillen Konsum 
geschrieben, sondern sind auf Außenwir- 
kung angelegt; sie fordern den öffentlichen 
Vortrag. Und wenn Rendra selbst seine 
Gedichte rezitiert, geraten diese Dichterle- 
sungen immer wieder zu ”Gedichtinszenie- 
rungen“. Der starke Eindruck und die Wir- 
kung, die Rendras Gedichte in der indonesi- 


‘schen Öffentlichkeit hinterlassen, sind zu 


einem guten Teil auf diese Disposition 
zurückzuführen. Der Dichter stellt sich 


damit bewußt in die Tradition der Literatu- 
ren Indonesiens, die davon lebten, öffentlich 
zu Gehör gebracht und dargestellt zu wer- 
den. In der formalen Gestaltung seiner Lyrik 
löst er sich jedoch aus den Beschränkungen 
der javanischen Literatur und kommt zu 
neuen zeitgemäßen, seinen Zeitgenossen 
zugänglichen Ausdrucksweisen. 

Die in diesem Band versammelten 
Gedichte zeigen Rendra als einen politi- 
schen Dichter, der Anteil nimmt am Leben 
der Randgruppen. Außenseiter stehen häufig 
im Mittelpunkt. Sie verfallen jedoch nicht in 
Agonie, sondern wollen aktivieren. Ein 
Gedicht, das allerdings nicht in diesem Band 
abgedruckt ist, trägt den herausfordernden 
Titel "Huren von Jakarta, vereinigt Euch!”. 


Subagio Sastrowardoyn 


Wirf dies Wort! 


Gedichte 


BORI.EMANN 


us dem gleichen kulturellen Umfeld 
A: stammt der Autor des zweiten 

Gedichtbandes, den der Horlemann- 
Verlag vorlegt: Subagio Sastrowardoyo, 
‘«Wirf dies Wort!’ Etwa zehn Jahre älter als 
Rendra gehört Subagio (geboren 1924 in 
Ostjava) zu jener Generation von Indone- 
siern, die nach dem Ende des Zweiten Welt- 
krieges in der Unabhängigkeitsbewegung 
engagiert waren und den neu errichteten 
Staat mitgestaltet haben. Nach seinem Studi- 
um in Indonesien und den Vereinigten Staa- 
ten lehrte er an verschiedenen indonesi- 
schen und australischen Universitäten. 
Außerdem ist er stellvertretender Direktor 
von Balai Pustaka, einem der ältesten Buch- 
verlage in Indonesien. 

Zwischen Subagio und Rendra gibt es 
rein äußerlich einige Parallelen. Auch Suba- 
gio legt 1957 seinen ersten Gedichtband 
unter dem Titel “Symphonie” vor, er hielt 
sich wie Rendra für mehrere Jahre in den 
USA auf (und darüberhinaus in Australien), 
seine Interessen gingen ebenfalls über die 
Literatur hinaus (er studierte neben Malerei 
und Literatur- und Theaterwissenschaften 
auch Psychologie und Philosophie). Die 
Wahrnehmung und Reflexion der ihn umge- 


Kultur 


benden Wirklichkeit führten bei Subagio 
jedoch zu formal und literaturästhetisch 
ganz anderen Ergebnissen. Seine Gedichte 
sind kurze und dicht ausformulierte Gedan- 
ken und Assoziationen. Selten bemüht er die 
Form einer Ballade. Eine ruhige und nuan- 
cenreiche Tonart herrscht vor, die die Leser 
und Leserinnen zu genauem Lesen und Hin- 
hören veranlassen. Was für die Gedichte 
Rendras gilt, trifft auf diejenigen Subagios 
erst recht zu: die des Indonesisch mächtigen 
Leser und Leserinnen wünschten sich an 
manchen Stellen, einen Blick auf den Ori- 
ginaltext auf der gegenüberliegenden Seite 
werfen zu können, um sich über die (Be-) 
Deutung des Gelesenen zu vergewissern. 


ie Gedichte in diesem Buch wollen 
|) Überblick über das poetische 

Werk Subagios geben, der daneben 
auch als Autor von Kurzgeschichten sowie 
von literarischen und kulturkritischen Essays 
hervorgetreten ist. Das Spektrum reicht von 
frühen Gedichten aus dem Debütband 
“Symphonie” von 1957 bis hin zu Dichtun- 
gen aus den achtziger Jahren, die er 1990 als 
“Symphonie 11” veröffentlichte. In ihnen 
zeigt sich Subagio als ein Dichter, der aus 
seinen indonesischen und javanischen 
Quellen schöpft, ohne dabei provinziell zu 
sein. In vielen Versen sind allgemein 
menschliche Erfahrungen und Gedanken 
formuliert, die die Leser und Leserinnen 
ohne Rücksicht auf ihren Kulturkreis anspre- 
chen. Dabei sind es nicht nur individuelle 
und individualistische Reflexionen. Subagio 
verarbeitet ebenso politische Entwicklungen 
und soziale Verhältnisse (an Titeln erkenn- 
bar wie “Südafrika”(1957), “Ostern im Ken- 
tucky Fried Chicken (1990), S. 104 bzw. 
120). 

Die Lektüre dieser beiden Bücher lohnt 
sich nicht nur, weil man in ihnen zwei aus- 
drucksstarke Dichter kennenlernt, sondern 
sie stellen eine wichtige Brücke dar, auf der 
sich die deutschen Leser und Leserinnen der 
scheinbar exotischen und fremden Kultur 
Indonesiens nähern können. Literatur und 
insbesondere Dichtung sind ein bedeuten- 
des Element der kulturellen Tradition dieses 
Landes. Umso wichtiger ist es, wenn uns mit 
diesen Texten ein Zugang zu den zeitgenös- 
sischen Entwicklungen und Veränderungen 
dieser Traditionen eröffnet wird, in denen 
wir uns an manchen Stellen als Mensch und 
als Europäer widergespiegelt finden. 

Klaus H. Schreiner 


Rendra, Weltliche Gesänge und Pam- 
phlete, mit einem Vorwort, zusam- 
mengestellt und aus dem Indonesi- 
schen übersetzt von Beate und Rainer 
Carle, Bad Honnef, Unkel: Horlemann 
1991; 95 Seiten. 

Subagio Sastrowardoyo, Wirf dies 
Wort!, Gedichte, aus dem Indonesi- 
schen von Helga Blazy, Bad Honnef, 
Unkel: Horlemann 1992, 158 Seiten. 


Politische Krıtik 
mit theoretischem 


Anspruch 


links im November 1993: 
Thema: Abgründe der Entwick- 
lung ®e Debatte: Offene Gren- 
zen?! ®@ Roland Freisler und die 
Nationalsozialistische Justiz @ In- 
terview mit Agnes Heller über 
die Linken und den Umbruch in 
Ungarn e Hochschulpolitik und 
SIEKI e Nicaragua: Interview mit 
W. Santana (FSLN) e El Salvador 
e Chile: Medienlandschaft nach 
der Diktatur e Südostasien: Dem 
Tiger auf der Spur 


| h 
l N $ Mit Beiträgen von: 


Ulrich Brand, Claudia von Braun- 


mühl, Frieder Dittmar, Christoph 
Görg, Rolf Gössner, Reiner Hartel, 
Uwe Jungfer, Mohssen Massarrat, Jo- 
achim Perels, Bernd Röttger, Boris 
Scharlowski u.a. 


Ich bestelle 

O ! Exemplar links Heft 11/93 
zum Preis von 7,— DM 
(nur gegen Vorauskasse: 
Briefmarken, Scheck etc.) 


Name: 
Straße: 


Ort: 
links, PF 10 20 62, 63020 Offenbach 


blätter des iz3w, Nr. 194, Dez.’93/Jan.’94 47 


Kultur 


Der Dichter 
als Interpret seiner Zeit 


Interview mit Rendra 


Wann wird Indonesien demokratisch sein ? 

Es ist eine dringende Notwendigkeit, daß 
Indonesien demokratisch wird. Wir brau- 
chen die Demokratie so schnell wie mög- 
lich. Was wir besonders brauchen, ist eine 
besser funktionierende Legislative und Juris- 
diktion. Sie werden zur Zeit noch zu stark 
von der Exekutive [einer Militärregierung, 
d.Ü.] beherrscht. Ohne eine echte Demo- 
kratie wird es keine gerechte Verteilung des 
Wohlstandes geben. 

Sie haben als Oppositioneller im Gefängnis 
gesessen und Sie hatten auch Berufsverbot. In 
der Presse liest man, daß es schwierig sei, seine 
Meinung offen zu vertreten, weil man Repres- 
sionen fürchten muß; Suhartos Zensoren haben 
große Ohren. Können Sie sich, wenn Sie sich im 
Ausland aufhalten, frei äußern? 

Ich glaube fest an die Verfassung. Und 
ich bin nicht der Meinung, daß ich gegen die 
Verfassung verstoße, wenn ich meine Mei- 
nung sage. Darum habe ich nichts zu 
befürchten. Wenn die Regierung Probleme 
hat, mit dem was ich sage, dann steht sie im 
Gegensatz zur Verfassung. 

Für die Javanen ist Harmonie ein ganz zen- 
traler Wert. Sie sind ein Oppositioneller und 
zugleich Javaner. Wie lassen sich Harmonie- 
streben und Opposition miteinander vereinba- 
ren? 


Die Handlungen der Regierungsbehör- 
den in Indonesien zerstören die Harmonie 
des Lebens. Ohne Demokratie wird es keine 
Harmonie geben. Die Energien des Lebens 
wurden und sind noch immer gestört. Hinzu 
kommt, daß es keine Harmonie zwischen 
der Seele und den Gedanken gibt, wenn 
man seine Meinung nicht frei aussprechen 
kann. Die Ausgeglichenheit zwischen Ver- 
nunft, Seele und Körper ist gestört, weil 
zuviel Macht in den Händen der Exekutive 
angesammelt ist. Und es kann auch solange 
keine Harmonie des Lebens geben, so lange 
es keine Sicherheit im Leben gibt. Das tägli- 
che Leben ist ungewiß und unsicher, wenn 
die Gesetze nicht gerecht sind und richtig 
angewandt werden, sondern nur den Herr- 
schenden dienen. Um Sicherheit und Har- 
monie im Leben zu erreichen, ist es notwen- 
dig, daß die Gesetze über den Mächtigen 
stehen. Das ist unser Problem in Indonesien. 
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Die Menschen haben keine gesetzlichen, 
verbrieften Rechte. 


Sie gelten als Erneuerer des indonesischen 
Theaters. In den sechziger Jahren konnten Sie 
sich mit einem Stipendium in den USA aufhal- 
ten, u.a. um das dortige Theater zu studieren. 
Inwieweit trägt die Erneuerung des indonesi- 
schen Theaters US-amerikanische Züge? 

Der amerikanische Einfluß auf das indo- 
nesische Theater ist nicht sehr groß. Auch 
der Einfluß auf die bildende Kunst und die 
Literatur ist gering. Es gibt einige Einflüsse 
aus dem westlichen, d.h. vor allem aus dem 
europäischen Theater, so z. B. der Gebrauch 
von Textbüchern. Traditionelles indonesi- 
sches Theater kennt kein Skript. Die Dialoge 
sind improvisiert. Von den Europäern und 
Japanern haben wir gelernt, Rollenbücher 
zu schreiben und Bühnenproben zu 
machen. Meine Art, Theater zu machen, ist 
wesentlich von indonesischen Traditionen 
inspiriert. Sie ist nicht einfach eine Kopie der 
Traditionen, sondern ein Zwiegespräch mit 


Rendra 


ihr. Deshalb sehen die indonesischen Kriti- 
ker in meinen Inszenierungen auch einen 
neuen Trend, eine Weiterentwicklung. Mein 
Hauptinteresse liegt nicht darin, etwas Neu- 
es zu schaffen, sondern es gilt dem Dialog. 
Durch diesen Dialog mit den Traditionen 
des indonesischen Theaters und denen des 
europäischen Theaters entsteht das Neue. 

Sie haben einmal gesagt “Als Dichter bin ich 
auch Heiler, bin ich auch ein Schamane.” Wenn 
Sie ein Gedicht rezitieren, sprechen Sie es als 
Heiler oder als Schamane? 

[Lacht] Wissen Sie, die Indonesier im all- 
gemeinen und die Javanen im besonderen 
sind sehr religiöse Menschen; sie sind es 
immer gewesen. Wir [die Javanen, d.Ü.] 
haben Religionen, aber ohne heilige Bücher 
und ohne Propheten.' Wir haben Schama- 
nen. Schamanen waren Dichter; sie über- 
setzten und interpretierten die Ereignisse im 
Leben. Das ist der Grund, warum die Dich- 
ter in Übereinstimmung mit der Tradition 
eine sehr starke und machtvolle Stellung in 
der Gesellschaft eingenommen haben. Und 
diese Tradition lebt bis heute weiter. Dichter 
wie Chairil Anwar: und Sitor Situmorang?’ 
und auch ich haben eine besondere und 
starke Position in der indonesischen Gesell- 
schaft, indem wir unseren Zeitgenossen das 
Leben interpretieren und verständlich 
machen. Deshalb ist es in der Vergangenheit 
häufig geschehen, daß die Regierenden ner- 
vös geworden sind, wenn sie mit einem sol- 
chen Dichter konfrontiert wurden. 


Übersetzungung: 
khs 


Anmerkungen: 

1) Javanen, die ungefähr die Hälfte der indonesischen 
Bevölkerung ausmachen, bekennen sich zu einem 
größeren Teil nominell zum Islam. In der täglichen Reli- 
gionsausübung folgen viele jedoch verschiedenen 
Richtungen der hindu-javanischen Mystik. 

2) Chairil Anwar (1922 - 1949) gilt als einer der bedeu- 
tendsten Lyriker der indonesischen Sprache, der in sei- 
nen Gedichten dem Lebensgefühl vieler Indonesier in 
den Jahren des Unabhängigkeitskampfes gegen die 
Niederländer Ausdruck verlieh. 

3) Sitor Situmorang (geb. 1923) ist ein anderer wichtiger 
Dichter, der sich neben seiner literarischen Arbeit auch 
politisch engagierte. Unter dem gegenwärtig noch herr- 
schenden Militärregime mußte er eine langjährige 
Haftstrafe absitzen und lebt seit seiner Entlassung aus 


dem Gefängnis im Exil. 


tion. Bereits Anfang des Jahrhun- 

derts, noch vor der Gründung der 
1.G. Farben, gelang es der deutschen phar- 
mazeutischen Industrie, zur “Apotheke der 
Welt” aufzusteigen. Und auch heute sorgen 
die deutschen Pharmakonzerne mit dem 
weltweit größten Export von Arzneimitteln 
für die Gesundheit in anderen Ländern. Auf 
den ersten Blick jedenfalls. 

Die Autoren des Buches “Arzneimittel in 
der Dritten Welt“ untersuchen, welche 
Pharmaprodukte diese Firmen in die ‘Ent- 
wicklungsländer’ exportieren und warum 
sie daran so gut verdienen. Während die 
Versorgung mit notwendigen Medikamen- 
ten für immer mehr Menschen unbezahlbar 
wird und das Ziel einer medizinischen Ver- 
sorgung aller Menschen in weite Ferne 
gerückt ist, überschütten die Pharmakonzer- 
ne die Menschen in den Ländern der ’Drit- 
ten Welt’ mit freiverkäuflichen Produkten 
zweifelhaften medizinischen Nutzens. Die 
hohe Auslandsverschuldung und die bittere 
Pille, die der IWF mit der Kürzung der 
Staatsausgaben verordnete, haben in den 
meisten Ländern einen flächendeckenden 
Ausbau der basismedizinischen Versorgung 
verhindert. 

Die Autoren widmen sich dabei insbe- 
sondere der klinisch- therapeutischen Qua- 
lität der aus der BRD exportierten Arzneimit- 
tel. Dies geschieht in Anlehnung an das 
bereits 1976 von der Weltgesundheitsorga- 
‚nisation (WHO) entwickelte Konzept 
“essentieller Arzneimittel” zur Befriedigung 
der medizinischen Grundbedürfnisse. Und 
sie kommen zu interessanten Ergebnissen: 
so würden zum Beispiel im Durchschnitt 
nur ca. 15 Prozent aller von BRD-Firmen in 
die ‘Dritte Welt‘ exportierten Medikamente 
von der WHO als “wichtig” eingestuft wer- 
den. Den Einsatz fast der Hälfte aller Exporte 
bewerten die Autoren gar als klinisch- phar- 
makologisch unbegründet. 

Das Buch bietet eine Fülle an wissen- 
schaftlichen Fakten und Daten. Eine Ände- 
rung der bundesdeutschen *Entwicklungs- 
hilfe” und Wirtschaftspolitik erscheint - 
auch medizinisch gesehen - dringender 
geboten denn je. 


Die pharmazeutischen Firmen in 
2 diesem Land haben eine lange Tradi- 


Robert Hartog, Hermann Schulte-Sasse 
Arzneimittel in der Dritten Welt. Die Rolle 
der deutschen Pharmaindustrie. Mabuse- 
Verlag Wissenschaft, Frankfurt 1993, ISBN 
3-925499-55-5 235 Seiten, DM 42,- 


Anfang des Jahres begann die schritt- 
weise Rückkehr der über 50.000 
Menschen, die seit ihrer Flucht vor 
dem Terror der guatemaltekischen 
Armee in den Flüchtlingslagern Mexikos um 
ihr Überleben und für ihre Rückkehr kämpf- 
ten. Daß die Flüchtlinge jetztendlich wieder 
auf ihr eigenes Land zurückkehren können, 
ist erst durch langwierige Verhandlungen 
mit der Regierung Guatemalas und auf inter- 


Kurzrezensionen 


nationalen Druck hin möglich geworden. 
Doch nicht nur neue Hoffnung, auch alte 
Ängste kehren mit ihnen zurück. Denn die 
meisten der Wiederansiedlungsgebiete wer- 
den von den Militärs kontrolliert, die die 
Indigenas Guatemalas zuvor mit Massener- 
schießungen und dem Niederbrennen ihrer 
Dörfer ermordet oder vertrieben hatten, und 
sie liegen in der Nähe der noch umkämpften 
Gebiete. InternationalistInnen aus verschie- 
denen Ländern begleiten nun die Zurück- 
kommenden in der Hoffnung, als ständige 
BeobachterInnen neue Übergriffe des 
Militärs verhindern zu können. 

Während dieser Begleitung ist der im 
Trotzdem-Verlag erschienene Bildband 
“Ojalä” entstanden. Dieses Buch dokumen- 
tiert mit vielen Fotos und kurzen Interviews 
den (Über)lebenskampf der Menschen, die 
Bedrohung durch das Militär, den Umgang 
mit der jahrelangen Flüchtlingssituation und 
die Hoffnung auf eine bessere Zukunft in 
den wieder aufgebauten Dörfern. Internatio- 
nale Unterstützung ist noch auf lange Zeit 
notwendig. Sie ist zu einer Überlebensfrage 
für die Indigenas Guatemalas geworden. 


Ojalä. Guatemalas Flüchtlinge kehren 
zurück. Mit einer Rede von Rigoberta Men- 
chü an die Flüchtlinge. Herausgegeben von 
der Informationsstelle Guatemala e.V. und 
medico international, 100 Seiten mit ca. 60 
SW-Fotos, Trotzdem-Verlag, 71117 Gra- 
fenau, ISBN 3-922209-47-5 DM 28,- 


Mit derselben Thematik setzt sich der 

Film ‘»Ojalä« - Hoffnung aufein neu- 

es Land’ von Uli Stelzner und Tho- 

mas Walther auseinander. Es werden 
Bilder vom Leben in den guatemaltekischen 
Lagern gezeigt. Ein älteres Ehepaar erzählt 
seine Geschichte, untermalt mit kurzen ver- 
fremdeten Bildern der Flucht. Campesinos 
auf dem Feld, Frauen bei der Arbeit und 
Sprecher eines Lebensmittelladens schil- 
dern die schwierigen Jahre des (Über- 
)Lebens im Exil. Außerdem zeigen die Bilder 
die Situation in den Rücksiedlungsgebieten 
vor der Ankunft der ersten RückkehrerInnen. 


Der Film liegt auf VHS vor (50 min) und 
kann bestellt werden bei: autofocus, Ora- 
nienstraße 45, 1000 Berlin 61, Tel.: 
030/6155458. Verleih: 35,- DM + Porto; 
Verkauf: 250,-. 


Das Bild der Welt als kontrollierter 
Rear heißt der im Herbst 
von medico international und den 
anderen deutschen Trägerorganisa- 
tionen der internationalen Landminenkam- 
pagne herausgegebene Kampagnen-Reader. 
Das Buch gibt als Aufsatzsammlung unter- 
schiedlicher Autoren einen möglichst brei- 
ten Überblick über die Minen-Problematik. 


Das fängt an bei sehr detaillierten techni- 
schen Informationen über die Waffengat- 
tung Mine, geht über eine Auflistung deut- 
scher Minenhersteller und einen histori- 
schen Abriß der Entstehung und Entwick- 
lung dieser Waffe bis hin zu einer Analyse 
der Minenwerbung in der militärischen 
Fachpresse. 

Die internationale Minen-Kampagne ging 


zunächst von der ‘Stiftung der US-amerika- 
nischen Vietnamveteranen‘ aus. In Deutsch- 


land griffen verschiedene in der Friedensar- 
beit aktive Gruppen das Thema auf. Sie stre- 
ben sowohl das weltweite Verbot von Pro- 
duktion, Export und Anwendung von Land- 
minen an als auch die Regelung der Minen- 
räumung und der Rehabilitation nach dem 
Verursacherprinzip. Diese Forderungen 
knüpfen an die 1981 von der UNO verab- 
schiedete Konvention zu ’wahllos wirken- 
den Waffen’ an, für welche nun, zwölf Jahre 
später, eine Überprüfungskonferenz einbe- 
rufen werden soll. 

In dem Reader wird natürlich auch der 
politische Umgang mit Minen innerhalb der 
UNO wie auch innerhalb des deutschen 
Bundestages analysiert. Dabei bleibt der 
Ansatzpunkt nicht immer auf die Minenpro- 
blematik beschränkt, sondern sie wird in 
einen größeren Kontext gestellt. So spricht 
Mechthild Jansen die Minenkriegführung in 
ihrem ausgezeichneten Beitrag “Westliche 
Minenkriegführung nach dem Ende des Kal- 
ten Krieges’ gar nicht direkt an. Aber indem 
sie den Wandel vom Anspruch der Selbst- 
verteidigung zur aggressiven Interessensi- 
cherung der westlichen Militärpolitik auf- 
zeigt, wird deutlich, in welchem Kontext die 
technologische Aufrüstung, die eben auch 
Minen beinhaltet, zu verstehen ist. 

Neben der Schilderung der Situation in 
Kurdistan und Mosambik widmen sich die 
Beiträge in der zweiten Hälfte des Buches 
hauptsächlich den unterschiedlichen For- 
men der Minenräumung und der Rehabilita- 
tion der Minenopfer. 

Sozusagen zum Abschluß erweitert Her- 
bert Leuninger von Pro Asyl mit seinem Bei- 
trag ‘Die Militarisierung der Grenzsiche- 
rung’ noch einmal den thematischen Rah- 
men, indem er die bereits hochgezogenen 
Mauern der ‘Festung Europa’ anhand kon- 
kreter Beispiele darstellt. 

Ein informativer Anhang rundet dieses 
lesenswerte Buch ab. Es treten zwar gele- 
gentlich inhaltliche Wiederholungen auf, 
wohl bedingt durch die Form der Aufsatz- 
sammlung, und leider sind auch einige 
Druckfehler zu finden, aber als Beitrag zur 
internationalen Landminenkampagne ist der 
Band den Taschenbuchpreis von 10.-DM 
auf jeden Fall wert. 

dm 


Das Bild der Welt als kontrollierter Explosi- 
vkörper, medico international, Frankfurt/ 
M. 1993, 150 Seiten, 10.-DM, Bezug: medi- 
co international, Obermainanlage 7, 60314 
Frankfurt/M.,Tel.:069/24438-0, 
Fax:069:436002 
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Neue Bücher 


Demokratendämmerung 


urch das Aufgreifen linker Positionen 
|) und deren Neuinterpretation 

gewann die neue Rechte lange Zeit 
Terrain. Aus dem von links formulierten 
Recht jeder Kultur auf eigenständige Ent- 
wicklung, die gegen den westlichen, verein- 
heitlichenden Universalismus gerichtet war, 
machte die Rechte die Pflicht für Migrantin- 
nen, ihre “Andersheit’ in ihren eigenen, 
nationalen Grenzen auszuleben. Diese Zei- 
ten sind vorbei. Heute sind keine U-Boote 
von rechts mehr notwendig - der herrschen- 
de Diskurs hat längst rechte und linke Posi- 
tionen zu einer ‘vernünftigen’ Mitte zusam- 
mengeschweißt. Deutlich wird das auch in 
dem von Christoph Butterwegge und Sieg- 
fried Jäger herausgegebenen Sammelband 
“Europa gegen den Rest der Welt?“. Das Fra- 
gezeichen am Ende des Titels dient mehr der 
moralischen Entlastung der Herausgeber als 
der Infragestellung herrschender Flücht- 
lingspolitik. 

In drei Kapiteln wird zu den Ursachen 
der aktuellen Fluchtbewegungen in und 
nach Europa Stellung bezogen, die Situation 
in der Bundesrepublik analysiert und 
europäische Entwicklungstendenzen in der 
Flüchtlingspolitik ausgelotet. Dabei domi- 
niert die Einschätzung: Es kommen zu viele 
Migrantinnen aus Süd und Ost, politische 
Regulierung der ‘Ströme’ tut Not. Die von 
den westlichen Industrieländern verursach- 
ten Bedingungen der Migration werden 
unterschlagen zugunsten einer Perspektive, 
die die “Sozialverträglichkeit” der Zuwan- 
derung für die einheimische Bevölkerung in 
den Mittelpunkt stellt. 

Aus dieser Perspektive istes nur noch fol- 
gerichtig, daß MigrantInnen nur noch kom- 
men dürfen, wenn ihre Arbeitskraft von der 
deutschen Wirtschaft gebraucht wird. Und 
gerade wenn sich Christoph Butterwege von 
dieser kapitalkompatiblen Lösung abgrenzt, 
ohne den herrschenden “Regulierungsdis- 
kurs” infrage zu stellen, verstrickt sich der 
selbsternannte humanistische Krisenmana- 
ger in negativ-sexistische Konstruktionen. Er 
fordert eine Kontingentierung der Zuwande- 
rung nach Geschlechtszugehörigkeit, um 
den ’Ängsten der männlichen, einheimi- 
schen Bevölkerung’ - daß der “ausländische 
Mann” * die deutsche Frau” verführt - 
gerecht werden zu können ($. 217). 

Auch wenn der allgemeine Tenor von 
einzelnen Autoren durchbrochen wird (z.B. 
von Jürgen Link in seinem Beitrag ”“Asylan- 
ten’ - Zur Erfolgsgeschichte eines deutschen 
SchlagWorts” oder von Werner Ruf ”Neue 
Risiken - alte Antworten: Migration und 
militärpolitische Emanzipation Deutsch- 
lands”), ist dieses Buch alles in allem ein Plä- 
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doyer für den Erhalt des Status quo. Aus die- 
sem zieht zweifelsohne auch die ehemalige 
Metropolenlinke viele Vorteile. Sie sollte 
sich aber hüten, dieses Interesse als ‘fort- 
schrittliche und menschenfreundliche Stra- 
tegie’ zu verkaufen. 

Gegen den Trend einer parteienübergrei- 
fenden ‘Das Boot ist voll’-Politik liegt das 
von den Nürnberger Krisis-Leuten herausge- 
gebene Buch “’Rosmaries Babies‘. Die 
Demokratie und ihre Rechtsradikalen”. 
Ganz tm Gestus ihres wohl bekanntesten 
Vertreters Robert Kurz wird hier nicht isoliert 
an dem ’Migrationsproblem’ herumgedok- 
tert, sondern weltwirtschaftliche Umstruktu- 
rierungsprozesse, das Versagen der Demo- 
kratie, die neuen Migrationsbewegungen 
und der sich ausbreitende Rassismus als 
integrale Bestandteile behandelt. 

Demokratie und die heutigen Versuche, 
über die Mobilisierung demokratischen 
Bewußtseins rechtsextreme und rassistische 
Tendenzen im Zaum zu halten, müssen 
nach Robert Kurz zwangsläufig ins Leere 
laufen. Denn: die demokratische Form bil- 
det nur die Kehrseite eines an der gesell- 
schaftlichen Basis wirkenden Zwangsver- 
hältnisses, das die Subjekte der Logik des 
Marktes und der Herrschaft des Geldes 
unterwirft. Die Freiheit auf der Basis der 
Marktwirtschaftsdemokratie impliziert einen 
unerbittlichen Konkurrenzkampf um Mög- 
lichkeiten der “Selbstverwertung”, d. h. um 
Arbeitsplätze, durch die erst Existenzberech- 
tigung unter Beweis gestellt wird. 

Diese “Herrschaftslogik” der Demokratie 
ist für Kurz die Basis für rechtsextreme 
Denkformen. Denn mit der Globalisierung 
der kapitalistischen Produktion und den 
damit verbundenen Krisenprozessen verall- 
gemeinert sich das Prinzip des ”survival of 
the fittest”; in der Angst, durch das löchrig 
gewordene Netz der sozialen Sicherung her- 
auszufallen, wird auf rassistische Konstruk- 
tionen und nationale Mythen zurückgegrif- 
fen, um potentielle Konkurrenz aus dem 
Süden oder Osten auszuschalten. 

Die "ideologische Schwäche” des nur am 
materiellen Mammon orientierten und nicht 
auf einer “wahren” nationalen Überzeugung 
basierenden Nationalismus bildet für Kurz 
den Kern dafür, daß sich ein nationalsoziali- 
stisches Herrschaftsregime nicht wiederho- 
len wird. Es kann auch keine Verbindung 
mehr zwischen rechtsextremer Bewegung 
und dem Kapital geben: Weder innenpoli- 
tisch noch in einer vom Weltmarkt abhängi- 
gen Ökonomie hätten faschistische Regime 
die Möglichkeit, Krisenprozesse zu regulie- 
ren. Vielmehr driften heute am Endpunkt 
kapitalistischer Entwicklung Ökonomie und 


politische Regulation unwiderruflich aus- 
einander - bis zum Zusammenbruch. 

Auch auf der Subjektseite wird nach den 
Nürnbergern diese Entwicklung nachvollzo- 
gen. Johanna W. Stahlmann beschreibt die 
rassistischen Gewaltexzesse als Form, die es 
dem zwischen seinem Verstand und Gefühl 
aufgespaltenen Individuum ermöglicht, sich 
“ganz” zu fühlen. Die Subjektwerdung voll- 
zieht sich nicht mehr nach dem alten philo- 
sophischen Prinzip “Ich denke, also bin 
ich”, sondern verkehrt sich heutzutage in 
“Ich töte, also bin ich“. Das vernunftgeleite- 
te, bürgerliche Individuum ist am Ende ; 
werte-, bindungs- und beziehungslose 
Monaden rotten sich in rechtsextremen 
Grüppchen zusammen, sie könnten sich 
aber genausogut im Fitness-Center oder 
beim Drachenfliegen treffen. 

Hier zeigt sich das Manko, der ansonsten 
lesenswerten Analysen, ein Manko aller- 
dings, das schon aus früheren Aufsätzen und 
Büchern der Gruppe bekannt ist. In dem 
Versuch, alle aktuellen Krisenerscheinun- 
gen als Endkrise des Kapitals darzustellen, 
werden gesellschaftliche Prozesse, die die- 
ser Prognose entgegenstehen, einfach aus- 
geblendet, oder uminterpretiert. Für die 
theoretische Konstruktion des bevorstehen- 
den Zusammenbruchs brauchen sie das von 
allen Bindungen und Idealen befreite Indivi- 
duum - den auch aus den Medien bekannten 
Einzeltäter - und verkennen dabei die orga- 
nisatorische Kraft und Restrukturierungsver- 
suche im rechten Lager. Auch mag es bei 
oberflächlicher Betrachtung gerechtfertigt 
sein, Rassismus und Antisemitismus in 
einem Zuge mit religiösem Spiritualismus 
und Abenteuersport zu nennen; erklärt wird 
dabei aber nicht die spezifische Funktion 
rassistischer Denkformen für die Reproduk- 
tion hiesiger “*Dominanzkultur” bzw. der 
psychische Gewinn, den die Individuen 
heute aus ihnen ziehen. Das alles mag vom 
theoretischen Ausgangspunkt der Autoren 
betrachtet nebensächlich und belanglos 
sein, geht es doch ihrer Meinung nach dem 
großen Show-Down entgegen. Für die Ent- 
wicklung antirassistischer Strategien ist die 
Beantwortung dieser Fragen jedoch unerläß- 
lich. Christine Parsdorfer 
Christoph Butterwegge/Siegfried 
Jäger (Hrsg.): Europa gegen den Rest 
der Welt? Flüchtlingsbewegungen - 
Einwanderung - Asylpolitik, Bund Ver- 
lag 1993, 330 S., 29,90 DM 
Edition Krisis: Rosemaries Babies. Die 
Demokratie und ihre Rechtsradikalen, 
Horlemann 1993, 220 S., 24,- DM 


Neue Bücher 


Weder arm noch ohnmächtig 


a muß ein Nerv getroffen worden 
|) sein - die Heftigkeit der öffentlichen 

Reaktionen, die Häme der Kritik wie 
der Enthusiasmus der Befürworter bewiesen, 
daß die Autorin eine längst fällige Debatte 
provoziert hatte. "Un cri de colere", ein Auf- 
schrei des Zornes, sei dieses Buch, so die 
Autorin in einem Interview, und leiden- 
schaftlicher Zorn vibriert denn auch in 
jedem Kapitel dieser "Streitschrift gegen 
schwarze Eliten und weiße Helfer“, gele- 
gentlich zugespitzt zu wutschnaubenden 
Attacken oder giftigen Pointen. Mit "Weder 
arm noch ohnmächtig" (das französische 
Original erschien 1991 mit einem rhetorisch 
gemeinten Fragezeichen unter dem Titel "Et 
si l'’Afrique refusait le developpement?“) hat 
Axelle Kabou in einem essayistischen Hand- 
streich so ziemlich alle Tabus verletzt, die 
die internationale Entwickiungshilfe für den 
afrikanischen Kontinent betreffen. 

Schon die als unantastbar geltende Prä- 
misse, daß sich Afrika überhaupt entwickeln 
will, hält Axelle Kabou für eine groteske 
Fehleinschätzung, ja für ein Art unausrottba- 
res Gerücht, das freilich aus guten Gründen 
sowohl von den afrikanischen Oligarchien 
als auch von den internationalen Kartellen 
der Entwicklungshilfe hingebungsvoll gehät- 
schelt wird: "Je weniger sich Afrika ent- 
wickelt, desto stärker wird der Mythos von 
seinem angeblichen Verlangen nach Fort- 
schritt". Entwicklungshilfe, noch dreieinhalb 
Jahrzehnte nach der Unabhängigkeitsära als 
einklagbare Reparationszahlung für die Ver- 
brechen der - vor allem französischen und 
britischen - Kolonialherrschaft begriffen, 
kann inzwischen die afrikanische Misere 
nur noch vollenden, nicht aber abwenden. 
Sie zementiert, dies ist eine Kernthese der 
Streitschrift, den politischen wie ökonomi- 
schen Status quo in Afrika, mit verheerenden 
Konsequenzen; die Afrikaner sollten schleu- 
nigst aufhören, vom Westen weitere Ent- 
wicklungshilfe zu fordern, "da die Hilfspro- 
jekte, gerade weil sie die traditionellen Wer- 
te respektieren wollen, lediglich dazu bei- 
tragen, daß Fatalismus und Armut fortbeste- 
hen." Kolonien sind nach wie vor ein 
Geschäft - und so hat es etwas von einer sub- 
tilen Rache, wenn gerade in den mit zig 
Dollarmilliarden bei Weltbank und Interna- 
tionalem Weltwährungsfonds verschuldeten 
Armutsländern noch die wohlmeinendsten 
Hilfsprojekte ins Kontraproduktive umschla- 
gen. Der schiere Mythos vom afrikanischen 
Willen zur Entwicklung, sagt Axelle Kabou, 
erfüllt drei wesentliche Funktionen: Er entla- 
stet die politische Klasse vom Vorwurf der 
Inkompetenz, indem denkbare Kritik auf ein 
vermeintliches, permanentes internationales 


Komplott umgeleitet und also neutralisiert 
wird; er sanktioniert unter Vorspiegelung 
falscher Tatsachen (die Medien als "eigentli- 
che Lautsprecherboxen der lokalen Oligar- 
chien") die Maßnahmen der afrikanischen 
Einheitsparteien und Militärdiktaturen; er 
versorgt schließlich ganze Expertenstäbe 
und Heerscharen von Entwicklungshelfern 
"mit nie endenden Dienstreisen und For- 
schungsaufträgen", deren Zwecklosigkeit für 
die Autorin offensichtlich ist. 


tarker Tobak für jene westlichen "tiers- 
Graue‘ {Anhänger der Dritten- 

Welt-Bewegungen), die das Phantom 
des seiner "negritude", seiner kulturellen 
Identität beraubten und noch immer zum 
edlen Wilden stilisierten Afrikaners ja nicht 
zuletzt deshalb aufrechterhalten, um auf 
ihrer eigenen Ideologie bestehen zu können. 
Alle Konzepte von Afrikanisierung haben 
sich für Axelle Kabou als gefährliche intel- 
lektuelle Denkmalspflege zu erkennen gege- 
ben, die den Kontinent endgültig aus der 
Geschichte zu entlassen drohen. "Es besteht 
gar kein Zweifel, daß die Auffassung von 
Kultur und Tradition, die sich in Afrika nach 
Erlangung der Unabhängigkeit durchgesetzt 
hat, ein Bremsklotz für die Entwicklung ist. 
Das Recht auf kulturelle Eigenart hat in Afri- 
ka lediglich Stillstand, Widerstand gegen- 
über der Moderne und intellektuelle Verkal- 
kung legitimiert." 

Axelle Kabou, 1955 in Douala (Kamerun) 
geboren, hat lange genug als Koordinatorin 
von Entwicklungsprojekten sowie im Präsi- 
dialamt der 1989 aufgelösten Konförderati- 
on zwischen Senegal und Gambia (Sene- 
gambia) gearbeitet, um die Hintergründe 
afrikanischer Zustände, vor allem die Pro- 
bleme um Ethnizität und Demokratisierung 
sowie "das Theoretische" vieler afrikanischer 
Nationen und Nationalstaaten, profund 
beurteilen zu können. Ihr Essay, in der Tradi- 
tion des literarischen Pamphletes geschrie- 
ben, besticht durch argumentative Strin- 
genz, lustvolle Polemik wie furiose Schärfe, 
in der Klage und Anklage zusammenfallen. 
Ein Pamphlet betreibt keine Grundlagenfor- 
schung, es pfeift auf Wissenschaftlichkeit 
und schert sich den Teufel um objektivieren- 
de Ausgewogenheit. So ist es gerade das 
kraß Subjektive in Axelle Kabous kritischer 
Generalabrechung, das den Leser hier 
bewußt provoziert. Hätte ein Nichtafrikaner 
diese Streitschrift verfaßt, es hätte - jede 
Wette - postwendend geharnischte Rassis- 
mus-Vorwürfe gehagelt. 

So vernichtend wie einleuchtend etwa 
Kabous Kritik an jenen schwarz-afrikani- 
schen Managementmodellen, die sich "nur 
mittels Tribalismus und Denunziation" hal- 


ten können. Vernichtend ihre Kritik an Struk- 
turanpassungsprogrammen wie ökonomi- 
schen Konzepten. Vernichtend ihre Kritik 
der politischen Klasse: "Unseren Staatschefs 
fehlt es in höchstem Maß und in jeder Hin- 
sicht an Format". Vernichtend ihre Kritik an 
der 1963 gegründeten Organisation für afri- 
kanische Einheit ("Es geht mir vielmehr dar- 
um, deutlich zu machen, weshalb die OAU 
schnellstens aufgelöst oder boykottiert wer- 
den müßte"). Und vernichtend schließlich 
ihre Kritik an jenen "tiers-mondistes", die 
Afrikas vorkoloniale Geschichte zu einem 
Goldenen Zeitalter umlügen, die im Wahn 
die "magische Seele" des Kontinents zu ret- 
ten, Afrika eine maschinen- und techniklose 
Kultur diktieren und damit endgültig mar- 
ginalisieren. "Intellekt, technisches Wissen, 
Finanzen und Organisation" sind für Kabou 
unabdingbare Voraussetzungen wenigstens 
für eine Verheißung von Entwicklung - dies 
umso mehr, da es für Afrika keinen Mar- 
shallplan geben wird und "das Manna der 
westlichen Hilfe" in Form von Technologie- 
transfer und Kreditgarantien ohnehin längst 
nach Osteuropa umgeleitet wurde. 


uch wenn die in diesem Pamphlet 
geäußerte Kritik in Details wider- 


sprüchlich und übertrieben ist - bri- 
sant und zutreffend bleibt die Diagnose 
gleichwohl. Gravierender ist die Unbeküm- 
mertheit, mit der die Autorin- durchgängig 
von "Afrika", "den Afrikanern", "der afrikani- 
schen Mentalität" spricht. Da wäre eine fei- 
nere Differenzierung dringend notwendig 
gewesen: Allein zwischen den Staaten des 
arabischen Maghreb und Schwarzafrikas 
klaffen riesige Differenzen. Mag sein, daß 
ein großer Essay von einer argumentativen 
Wucht, wie sie Axelle Kabou entwickelt, 
den Beginn einer innerafrikanischen 
grundsätzlichen Selbstkritik signalisiert, die 
womöglich produktiver ist als alle weiteren 
Entwicklungshilfemilliarden. "Afrika ist 
weder arm noch ohnmächtig", weiß die 
Autorin, und sie läßt ihren Text in der apo- 
diktischen Feststellung gipfeln: "Das Afrika 
des 21. Jahrhunderts wird rational sein - 
oder nicht sein". 
Hartmut Buchholz 


Axelle Kabou: Weder arm noch ohn- 
mächtig. Eine Streitschrift gegen 
schwarze Eliten und weiße Helfer. 
Aus dem Französischen von Monika 
Brüninghaus und Regula Renschler. 
Lenos Verlag, Basel. 260 Seiten, 34 
Mark. 
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“Demokratisierung”: Herr- 
schaftsmittel in der Dritten 
Welt | 


arum sind seit dem Ende des Ost- 
West-Konfliktes westliche Regie- 
rungen und südliche Eliten an 


einer Demokratisierung in der Dritten Welt 
interessiert? Diese Frage stand im Mittel- 
punkt der Tagung “Demokratisierung” als 
Herrschaftsmittel in der Dritten Welt“, die 
am Samstag, den 13.11., in Köln stattfand. 
“Für afrikanische Eliten ist die Demokratisie- 
rung eine Strategie der Anpassung, um die 
Macht zu behalten”, sagte Claude Ak& auf 
der vom Transnational Institute (Amsterdam) 
und dem Buntstift e.V. (Göttingen) durchge- 
führten Tagung. "Dies bedeutet Wahlen, bei 
denen nichts wirklich zu entscheiden ist. 
Statt zum Subjekt mit Macht zu werden, 
bleibt das Volk Objekt der Macht,” so der 
nigerianische Politikwissenschaftler Ake. 
Dies sei “Demokratie der Entmachtung”. 

Auch die Weltbank hat nach Meinung 
der amerikanischen Verschuldungsexpertin 
Susan George Demokratisierung inzwi- 
schen auf ihre Fahnen geschrieben: “In der 
Terminologie der Bank heißt dies "Gutes 
Regieren’ (Good Governance). Die Welt- 
bank kann sich die Verwendung des Begrif- 
fes Demokratie offiziell nicht leisten, da die 
Schuldnerstaaten es sonst als Einmischung 
in innere Angelegenheiten ablehnen wür- 
den.“ Gegen Gutes Regieren könne aber 
niemand etwas sagen. Dabei würde die 
Bank, so George, ihre eigenen Kriterien für 
Gutes Regieren wie z.B. Transparenz und 
Verantwortlichkeit selbst überhaupt nicht 
erfüllen. George erntete nur Schweigen, als 
sie die 70 überwiegend intellektuellen Teil- 
nehmer der Tagung fragte, ob sie denn etwa 
wüßten, wer der deutsche Exekutivdirektor 
bei der Weltbank sei. 

George verwies darauf, daß Globalisie- 
rung die Rolle der Nationalstaaten und ihre 
Spielräume verringert habe und damit auch 
die Demokratisierung aushöhle. Wenn die 
Regierungen der Dritten Welt nicht mehr 
über ihr nationales Zinsniveau, den Wech- 
selkurs und den Brotpreis entscheiden könn- 
ten, lassen sich andere Entscheidungen aus 
Sicht westlicher Regierungen risikoloser 
demokratisieren. Für letztere sei Demokrati- 
sierung ohnehin mit der Übernahme der 
freien Marktwirtschaft identisch, wie mehr- 
fach festgestellt wurde. Dies werde zum Bei- 
spiel auch an der Vermischung von Begrif- 
fen wie Freie-Marktwirtschaftsdemokratie 
(“Free market democracy”) deutlich. 

Laut Jochen Hippler, Direktor des Trans- 
national Institutes, habe der Westen gelernt, 
daß diktatorische Formen vielfach nicht 
geeignet seien, die Herrschaft über die Dritte 
Welt zu behalten. Denn sie würden den 
Widerstand anstacheln, wie die Diktaturen 
von Somoza (Nikaragua), dem Schah (Iran) 
und Duvalier (Haiti) gezeigt hätten. Dage- 
gen biete Demokratisierung als Export des 
westlichen Modells die Möglichkeit, 
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bestimmte Bevölkerungsschichten in das 
System zu integrieren und es so zu stabilisie- 
ren. “Die Staaten, die heute den Globus 
managen, fürchten Unordnung so sehr, wie 
sie früher die Sowjetunion gefürchtet 
haben,” sagte Hippler. Die Aufbruchsphase, 
die von 1989 bis 1991 geherrscht habe, sei 
inzwischen vorbei. Stabilisierung rangiere 
vor Demokratisierung, falls beide für nicht 
kompatibel eingestuft werden sollten. Dies 
habe der Fall Algerien gezeigt: Die westli- 
chen Regierungen haben geschwiegen, als 
das Militär putschte, um den Wahlsieg der 
Islamischen Heilsfront zu verhindern. 
Hippler verwies auf das Dilemma, daß 
die Instrumentalisierung des Begriffes 
Demokratisierung durch westliche Regie- 
rungen und südliche Eliten für die fortschritt- 
lichen Kräfte bedeute: “Sie können nicht 
gegen Demokratisierung vorgehen, müssen 
sich aber gegen die Instrumentalisierung 
wehren”. Einig waren sich alle Redner, daß 
trotz der Risiken und Unzulänglichkeiten 
die mit dem Demokratisierungsprozeß ver- 
bundenen Chancen wahrgenommen wer- 
den müssen. Auch wertete niemand die bis- 
herige Demokratisierung als unterm Strich 
negativ. Doch es müsse um die Wiederher- 
stellung des Begriffes und damit weiter um 
wirkliche Demokratisierung gekämpft wer- 
den. Wie das aussehen könnte, wurde nicht 
gesagt. 
Sven Hansen 


HIV-Positive vernetzen 
sich auf Weltkonferenz 


om 23.9. - 29.9.93 fand in Acapulco, 
ra die 6. internationale Konfe- 

renz für Menschen mit HIV/AIDS 
statt. Rund 250 HIV-Positive trafen sich bei 
tropischen Temperaturen, tauschten die 
unterschiedlichsten Erfahrungen aus und 
begaben sich auf die Suche nach Gemein- 
samkeiten. Vorbereitet wurde die Konferenz 
vom Global Network Of People Living With 
HIV/AIDS (GNP+), einer Organisation, die 
aus früheren Konferenzen hervorgegangen 
ist und eine weltweite Vernetzung von HIV- 
positiven Menschen anstrebt. Unter dem 
Hauptmotto “Kommunikation und Solida- 
rität für ein besseres Leben mit HIV und 
AIDS“ gab es fünf thematische Schwerpunk- 
te: Identitäten, Menschenrechte, Gesund- 
heit, Kommunikation und Techniken der 
Organisierung. 

Zu spezielleren Themen fanden mehrere 
Workshops statt, die die Problemlagen in 
den verschiedenen Regionen der Welt zum 
Thema hatten. Allerdings sprachen hier 
nicht - wie so oft auf Konferenzen - soge- 
nannte Experten über AIDS, sondern Betrof- 
fene stellten ihre Sicht der Lage in ihren Hei- 
matländern dar, besonders auch im Hin- 
blick auf Schwierigkeiten der Selbstorgani- 
sierung. Nach wie vor ist ein großes Gefälle 
zwischen der Situation in Westeuropa bzw. 
Nordamerika und “dem Rest” der Welt fest- 


zustellen. Zwar gibt es auch in Westeuropa 
diskriminierende Rechtsvorschriften, Män- 
gel in der Gesundheitsversorgung und aus- 
grenzende Diskurse über HIV-Positive. 
Allerdings scheinen die hier allgemeingülti- 
gen Standards für die allermeisten Länder 
der sog. Dritten Welt unerreichbar. Armut ist 
der entscheidende Co-Faktor, der zu einer 
schnelleren epidemischen Entwicklung 
führt und die Lebensdauer wie -qualität für 
HIV-Positive erheblich einschränkt. AIDS 
wird immer mehr zu einer Krankheit der 
Frauen und Armen werden, darauf wies 
Michael Merson, Direktor des weltweiten 
Aidsprogrammes der Weltgesundheitsorga- 
nisation (WHO) und Gastredner auf der 
Konferenz, hin. Schon längst sind HIV-Infek- 
tion und Aidserkrankung nicht mehr nur 
Symptome der Unterentwicklung, sondern 
in zunehmenden Maße deren Ursache. 

Diese Überlegungen waren auch ein 
Grund, die Konferenz in Lateinamerika statt- 
finden zu lassen. Auch wenn die epidemi- 
sche Entwicklung in Lateinamerika noch 
nicht so weit fortgeschritten ist wie in Afrika 
oder Asien, so folgt sie inzwischen doch 
den gleichen Verbreitungsmustern. Im gast- 
gebenden Land Mexiko gibt es inzwischen 
ca. eine halbe Million HIV-Infizierte, AIDS 
als Todesursache steht bei Männern im Alter 
zwischen 25 und 34 Jahren inzwischen an 
vierter Stelle. Zunehmend breitet sich die 
Krankheit in ländlichen Gebieten aus, eine 
regierungsunabhängige Präventionskampa- 
gne ist hingegen unlängst von der Regierung 
des katholischen Mexikos wegen Pornogra- 
phie verboten worden. 

Leider erwies sich die Wahl des Veran- 
staltungsortes als ein sehr aufgesetztes 
Unterfangen. Der Großteil der Konferenzor- 
ganisation lief über ein in London eingerich- 
tetes Büro, mexikanische Selbsthilfegruppen 
vor Ort wurden in die Planung zwar als 
Handlanger, nicht aber konzeptionell einge- 
bunden. Kein Wunder also, wenn es schon 
kurz nach Beginn der Konferenz von seiten 
der LateinamerikanerInnen Unmut gab. Die 
Kritik richtete sich aber nicht nur auf die 
mangelnde Vorbereitung der Konferenz 
durch das GNP+, sondern auch auf die 
schlechten internen Kommunikationsstruk- 
turen und auf den Mangel an Transparenz 
und Basisnähe. Als Ergebnis wurde ein vom 
Sekretariat des GNP+ in Eigenregie ent- 
wickeltes Grundsatzpapier, welches eine 
hierarchische Grundstruktur nahelegt, nicht 
von der Konferenz gebilligt und fast alle 
gewählten Vertreterinnen im GNP+ zum 
Ende der Konferenz ausgetauscht. 

Trotz aller Querelen war auf der Konfe- 
renz der Wunsch nach weiterer Vernetzung, 
gegenseitigem Lernen voneinander und 
nach dem Aufbau einer effektiven Lobbyar- 
beit unüberhörbar. Übereinstimmend spra- 
chen sich die Teilnehmenden für eine welt- 
weite Verbesserung ihrer medizinischen, 
rechtlichen aber auch sozio-politischen 
Lage aus. In diesem Zusammenhang stehen 
die heftigen Angriffe, die sich Michael Mer- 
son als Vertreter der Weltgesundheitsorgani- 


sation im Anschluß an seinen Vortrag seitens 
der Teilnehmenden zuzog. Vorgeworfen 
wurde der WHO vor allem eine “Politik der 
Lippenbekenntnisse”. Zwar werden HIV- 
Positive betreffende Menschenrechtsverlet- 
zungen bestimmter Staaten kritisiert, eine 
praktische Politik folgt hieraus aber nicht. 
Insbesondere restriktive Ein- und Ausreise- 
bestimmungen für HIV-Infizierte etwa durch 
die USA waren Stein des Anstoßes. 

Allen Beteiligten war aber klar, daß auch 
in den eigenen Reihen solidarisches Verhal- 
ten verlangt ist, gerade im Hinblick auf eine 
Umverteilung von Geldern von ”Nord” 
nach “Süd”. Für die nächste Konferenz 1995 
in Johannesburg, Südafrika ist bei einer anvi- 
sierten GesamtteilnehmerlInnenzahl von 
600 angestrebt, mindestens für 200 Men- 
schen aus ärmeren Regionen Förderungen 
zu organisieren, mit dem das neuzusam- 
mengesetzte GNP+ beauftragt wurde. 

Einhellig war der Standpunkt vertreten, 
daß eine Bekämpfung von AIDS nicht ohne 
die Betroffenen möglich ist, zu vielverspre- 
chend sind die Konzepte und Überlebens- 
strategien, die HIV-Positive zusammen auf 
der ganzen Welt aus ihrer alltäglichen Erfah- 
rung heraus entwickeln. In diesem Sinne ist 
auch der Slogan des GNP+ zu verstehen: 
“Wir sind nicht das Problem, sondern Teil 
seiner Lösung”. 

Armin Stickler, 
Informationsbüro Nicaragua e.V., 
Wuppertal 


7. EADI-Konferenz 
in Berlin 


om 15. bis 18. September fand in der 
\Yence Universität zu Berlin die 
7. Generalkonferenz der European 
Association of Development Research and 
Training Institutes statt. Hierbei handelt es 
sich um einen Verband von Instituten, der 
sich um den Austausch unterschiedlicher 
Ansätze und Positionen zur Entwicklungs- 
politik und -forschung bemüht. Das Thema 
der alle drei Jahre stattfindenden Konferenz, 
“Transformation und Entwicklung - Osteuro- 
pa und der Süden”, mobilisierte über 500 
Leute, darunter um die 50 OÖsteuropäerln- 
nen. Diese sehen sich in ihren Ländern mit 
der Situation konfrontiert, daß ein zuneh- 
mend starkes Forschungsinteresse von 
außen auszumachen ist, wobei noch vor 
wenigen Jahren diese Länder selbst Aus- 
gangspunkt entwicklungspolitischer For- 
schung und Zusammenarbeit waren. Dieser 
Zwiespalt führte beispielsweise dazu, daß 
entwicklungspolitische Theoriebildung auf 
deren Gebrauchswert für die Anpassung des 
Ostens an die westlich determinierten politi- 
schen und wirtschaftlichen Entwicklungs- 
vorgaben reduziert wurde. Insgesamt wurde 
auf der Konferenz stark auf die Unterschiede 
der Transformation und Entwicklung zwi- 
schen Osteuropa und dem Süden abgeho- 
ben. 
Natürlich berührte diese Problematik 
nicht alle 24 AGs, die insgesamt das Spek- 
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trum aktueller und wichtiger Entwicklungs- 
fragen gut abdeckten. Die AG “Hilfeleistun- 
gen und Politik“ konnte beispielsweise erar- 
beiten, wie stark Vergabebedingungen für 
Entwicklungshilfe nach dem offiziellen Ende 
der Ost-West-Konfrontation an Bedeutung 
gewonnen haben. Doch während in Teilbe- 
reichen und in einzelnen Ländern Entwick- 
lungsfortschritte festzustellen sind, erscheint 
eine nicht-länderspezifische Auflistung von 
Vergabekonditionen (wie z.B. vom BMZ 
praktiziert) als ein unzureichender Ansatz 
zur Bewältigung von Entwicklungsproble- 
men. Wichtig und notwendig bleiben Maß- 
nahmen, die sich nicht primär an politischen 
und wirtschaftlichen Interessen der Geber- 
länder orientieren, sondern die als koordi- 
nierte Entwicklungspolitik (z.B. im Rahmen 
der EG und der Lome-Konventionen) ihre 
Prioritäten im Dialog mit den Entwicklungs- 
ländern finden und umsetzen. Angesichts 
der allgemein zurückgehenden Leistungen 
bei der bi- und multilateralen Entwicklungs- 
hilfe besteht jedoch geringe Aussicht auf viel 
mehr als Schadensbegrenzung- und öffent- 
lichkeitswirksame Nothilfemaßnahmen. 

Jene Arbeitsgruppen, die vom Thema her 
über Bestandsaufnahmen und Problembe- 
schreibungen hinausreichten, konnten am 
ehesten auf Wege und Potentiale zur ”Trans- 
formation und Entwicklung” hinweisen. So 
wurde in zwei AGs die Bedeutung der spe- 
kulativen monetären Märkte samt der Ver- 
schuldungszwänge wie auch die besonders 
für den Süden restriktiven Handelsbedin- 
gungen des Weltmarktes debattiert. Dabei 
zeigte sich, daß sich sowohl im Osten wie 
seit längerem im Süden ein strukturelles 
Dilemma für nachhaltige Entwicklung im 
Kontext des Weltmarktes abzeichnet: näm- 
lich die Unregulierbarkeit privater Investitio- 
nen. Diese Investitionen sind einerseits von 
potentiell sehr großer Bedeutung zur Intensi- 
vierung von produktiver Entwicklung im 
Süden wie im Osten. Doch das Ausbleiben 
bzw. die länder- (oder sektor-) spezifische 
Allokation solcher Entwicklungsressourcen, 
die in der Regel dem Profitmotiv und nicht 
dem Bedarfsmotiv folgen, läßt ganze Regio- 
nen und Ländergruppen im Schwebezu- 
stand zwischen Entwicklungsfortschritten 
und endlosem Zerfall verharren. 

So wichtig Fragen der Entwicklungsqua- 
lität und zur sozialen und politischen Dyna- 
mik im Osten aus der Sicht der Betroffenen 
auch sind - durch Vernachlässigung der 
Erfahrungen der unterentwickelten Länder 
und Regionen des Südens, einschließlich 
deren durchaus vorhandenen Entwicklungs- 
erfolge, sind erfolgversprechende Entwick- 
lungsalternativen nicht zu realisieren. 

(Zusfg. eines Kommentars von G.Brigal- 
dino) 


EPK gibt 
4 Themenhefte 
im Jahr heraus, z.B.: 


ENTWICKLUNGS! 
KORRENPU! 


4/92 Horn von Afrika 
1/93 Deutsche im Ausland (6, 
2/93 Südafrika im Umbruch (6 - 


3/93 Mode Macht Märkte (6, 


4/93 Ethnizität [ö,- 
Konflikimuster der Zukunft® 


Außerdem: 
Deutscher Kolonialismus 
Ein Lesebuch zur Kolonialgeschichte 


Aufsätze + Dokumente 
Hamburg 1991, 2405. {14,,) 


Probehefte und Prospekte anfordern! 


Bezug: EPK 
Nernstweg 32-34, 
22765 Hamburg 
Tel. 040/390 52 21 


Abo: 
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Bleiberecht für Roma! 
Keine Einzelfallprüfung! 


eit Jahren machen Roma, die sich in 
Geescneienn Gruppen organisiert 

haben, auf ihre Situation aufmerksam 
und kämpfen für ihre Rechte. Im Mai diesen 
Jahres besetzte eine Gruppe von Roma aus 
dem ehemaligen Jugoslawien die KZ- 
Gedenkstätte Dachau, um gegen ihre dro- 
hende Abschiebung zu protestieren. Sie 
erklärten: “Bis heute schiebt die Bundesre- 
gierung Angehörige der am schlimmsten 
verfolgten Minderheit nach Kroatien, Bosni- 
en-Herzegowina, Restjugoslawien und 
Mazedonien ab, wo ethnische Massaker 
stattfinden oder drohen“ (Presseerklärung, 
5.5.93). In Bosnien waren moslemische 
Roma, die äußerlich durch ihre Hautfarbe 
und Tracht zu erkennen waren und in abge- 
schlossenen Siedlungen wohnten, die ersten 
Opfer dieser gezielten Masssaker. Sie for- 
der(te)n unter anderem von der Bundesrepu- 
blik: 

- Die Anerkennung als ethnische und kul- 
turelle Minderheit vor dem Hintergrund der 
besonderen Verantwortung des deutschen 
Volkes gegenüber den überlebenden Roma 
und Sinti des Holocaust. 

- Roma aus dem ehemaligen Jugoslawien 
im Rahmen einer einmaligen humanitären 
Aktion ein gesichertes Bleiberecht zu 
gewähren, analog der Aufnahme von Juden 
aus der ehemaligen Sowjetunion. 

- Sich verbindlich zur konkreten Umset:- 
zung der bisherigen europäischen Resolu- 
tionen und Empfehlungen (Genfer Flücht- 
lingskonvention von 1956) durch besondere 
Maßnahmen zu verpflichten. 

- Die Resolution 62 der Menschenrechts- 
kommission der Vereinten Nationen vom 
5.März mit dem Titel ”Schutz der Roma” 
nachträglich als letztes europäisches Land 
zu unterzeichnen. 

Knapp zwei Monate gewährte die evan- 
gelische Landeskirche der zu diesem Zeit- 
punkt 300 Menschen umfassenden Gruppe 
Kirchenasyl, dann entzog sie ihnen ihre 
Unterstützung. Daraufhin entschieden sich 
die Roma, ihren Kampf um Bleiberecht auf 
zwei verschiedenen Ebenen weiterzu- 
führen: während eine Gruppe des Roma 
National Congress nach Straßburg ging, um 
dort eine Petition beim europäischen 
Gerichtshof einzureichen, begannen die 
Roma der Süddeutschen Roma Union ihren 
Symbolmarsch durch Südbaden, um Öffent- 
lichkeit herzustellen. Zu Fuß bewältigten 
etwa 120 Roma die Strecke von Karlsruhe 
bis Konstanz. Eine Delegation wurde nach 
Genf entsandt, um einen Appell an das 
Hohe Flüchtlingskommisariat der UN zu 
richten. 

Fast vier Monate waren die Roma unter- 
wegs, bei schlechter Witterung, trotz kran- 
ker Kinder, den Strapazen des ständigen 
Weiterziehens und der latenten Angst vor 
Übergriffen von rechts und von der Polizei. 

Erst nachdem Baden-Württembergs 
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Kurz belichtet 


Innenminister Birzele (SPD) den Roma das 
Ultimatum gestellt hatte, sich bis zum 10.9. 
auf Einzelprüfungen einzulassen, beendeten 
die Roma ihren Marsch durch Süddeutsch- 
land, da ihnen ein sofortiges Eingreifen der 
Polizei angedroht wurde, und fuhren direkt 
nach Stuttgart, um dort mit Birzele zu ver- 
handeln. 

Die Roma lehnen die herkömmliche Ein- 
zelfallprüfung ab, da sie bei der Stiftskir- 
chenaktion in Tübingen (1990/91) die Erfah- 
rung gemacht haben, daß trotz anderslau- 
tender Versprechungen nur ein kleiner Teil 
der Gruppe als Alibi anerkannt, der Großteil 
aber abgeschoben wurde. Sie wollen die 
Aussetzung der Abschiebungen der an der 
Aktion beteiligten Roma nach $ 54 Auslän- 
dergesetz aus humanitären und völkerrecht- 
lichen Gründen. Als Verhandlungsangebot 
an Birzele sind die Roma jedoch bereit, sich 
auf Einzelfallprüfungen einzulassen, wenn 
Stellungnahmen angesprochener internatio- 
naler Gremien abgewartet und in die ‘Ein- 
zelfallprüfung’ miteinbezogen werden. Das 
heißt, sie fordern weiterhin eine politische 
Lösung. 

Momentan gibt es aus dem Innenministe- 
rium keine Bewegung mehr. Birzele zog 
mittlerweile seine indirekte Zustimmung zu 
einem befristeten Abschiebstopp zurück, als 
klar wurde, daß es doch nicht wie erwartet 
zu einem Eilverfahren im EG-Parlament auf- 
grund der Eingabe der Roma kommt. Nun 
werden die Einzelfallprüfungen voraussicht- 
lich in nächster Zeit beginnen und ungefähr 
zwei Monate laufen, so daß mit einer 
Abschiebung der Roma im Januar/Februar 
zu rechnen ist. Daher ist es wichtig, daß 
gerade jetzt, während die Verhandlungen 
von Birzeles Seite aus versanden und er sich 
keinem genügend großen Druck ausgesetzt 
sieht, verschiedenste gesellschaftliche 
Gruppen ihre Solidarität mit den Roma 
bekunden und in diesem Sinn an Birzele 
schreiben oder faxen. Nun, da keine spekta- 
kulären Aktionen wie der Symbolmarsch 
mehr stattfinden, ist es umso dringlicher, 
Öffentlichkeit für die Sache der Roma zu 
schaffen. 

Protestschreiben an: Frieder Birzele 
(persönlich), Innenminister BaWü, Doro- 
theenstr. 6, 70173 Stuttgart, Fax: 
0711/2313099 


Stoppt die Forschung an 
“Impfstoffen” gegen 
Schwangerschaft! 


ehr als 230 Organisationen und 
M%* aus 18 Ländern fordern 

einen weltweiten Stop der For- 
schung an immunologischen Verhütungs- 
mitteln. In einem offenen Brief fordern sie 
Wissenschaftler und Geldgeber auf, die For- 
schungen und klinischen Versuche an Men- 
schen sofort einzustellen. Dieser offene Brief 
ist Auftakt einer internationalen Kampagne, 


deren Ziel es ist, eine “Impfung” gegen 
Schwangerschaft zu verhindern. 

“Impfstoffe” gegen Schwangerschaft sind 
eine neue Gruppe von Verhütungsmitteln, 
an denen seit über 20 Jahren intensiv 
geforscht wird. Ihre Wirkungsweise unter- 
scheidet sich grundlegend von bisherigen 
Methoden zur Schwangerschaftverhütung: 
Sie zwingen den Körper einer Frau, mit einer 
Immunreaktion körpereigene Hormone 
(z.B. das Schwangerschaftshormon HCG) 
oder Eizellen anzugreifen und damit eine 
Schwangerschaft zu verhindern. 

Die UnterzeichnerInnen des offenen 
Briefes lehnen die neuen Verhütungsmittel 
aus mehreren Gründen ab. Mit der Manipu- 
lation des Immunsystems zu Verhütungs- 
zwecken gehen schwere gesundheitliche 
und allergische Risiken einher. Auch zeigen 
jetzt schon klinischen Versuche, daß immu- 
nologische Verhütungsmittel nicht zuverläs- 
sig wirken können. Frauen reagieren sehr 
unterschiedlich auf dasselbe immunologi- 
sche Verhütungsmittel. Zum Beispiel schlägt 
das am weitest entwickelte immunologische 
Kontrazeptiva, das indische Anti-HCG- 
Präparat, bei 20% der Frauen nicht an und 
seine Wirkung reichte bei anderen Ver- 
suchspersonen von 6 Monaten bis zu 2 Jah- 
ren. Streß, Unterernährung und Kankheiten 
führen zu unvorhersehbarem Versagen des 
Mittels. Bei Menschen, die zu Allergien und 
Autoimmunkrankheiten neigen, kann dieser 
“Impfstoff” hingegen auch zu einer endgülti- 
gen Sterilität führen. 

Immunologische Mittel erlauben Frauen 
(und Männern) keine größere Selbstbe- 
stimmmung über ihre Fruchtbarkeit, son- 
dern verringern diese. Sie sind. langwirkend 
und können nicht einfach abgesetzt werden. 
Als besonders gravierend stellt sich das Risi- 
ko des Mißbrauchs dar. Die einfache Hand- 
habung einer Spritze und das positive Image 
einer Impfung ermöglichen eine massenhaf- 
te Anwendung ohne Information und Ein- 
verständnis der betroffenen Frauen. Die Ent- 
wicklung derartiger “Impfstoffe” verfolgt in 
erster Linie bevölkerungspolitische Interes- 
sen. Die großen Geldgeber der Verhütungs- 
mittelforschung zielen darauf, die Effekti- 
vität von Bevölkerungskontrollprogrammen 
zu erhöhen. Die meisten Wissenschaftler, 
die diese Forschung betreiben, betrachten 
den Körper als eine zu beherrschende 
Maschine. 


Die Unterzeicherinnen des offenen Brie- 
fes fordern eine radikale Neuorientierung 
der Verhütungsmittelforschung. Bevölke- 
rungspolitische Ideologien dürfen keinen 
Einfluß auf die Entwicklung von Kontrazep- 
tiva haben. Weltweit werden etwa 10% der 
öffentlichen Gelder, die in die Verhütungs- 
mittelforschung fließen, in die Entwicklung 
einer ”Impfung” gegen Schwangerschaft 
investiert. Als Finanziers der Forschung fun- 
gieren u.a.: die Regierungen Indiens, der 
USA, Kanadas, der Bundesrepublik 
Deutschland sowie die Weltbank, die 
Rockefeller Foundation und der UN-Bevöl- 


kerungsfond (UNFPA). Die Forschungsgel- 
der müssen anders verwendet werden. Das 
wichtigste Ziel der Forschung muß darin lie- 
gen, allen Menschen und besonders Frauen 
zu ermöglichen, selbstbestimmt mit ihrer 
Fruchtbarkeit ° umzugehen, ohne dafür 
Wohlbefinden und ihre Integrität opfern zu 
müssen. Verhütungsmittelforschung muß 
sich an den Lebensrealitäten von Frauen ori- 
entieren. Vor allem müssen die Gegeben- 
heiten der lokalen Gesundheitsversorgung 
und die Stellung von Frauen in den jeweili- 
gen Gesellschaften berücksichtigt werden. 
Namentlich die fünf größten Forschungsin- 
stitute zur Entwicklung von ”Impstoffen” 
gegen Schwangerschaft werden aufgefor- 
dert, ihre Forschung einzustellen. Das sind: 
die Weltgesundheitsorganisation (Schweiz), 
das National Institute of Immunology (Indi- 
en), das Population Council (USA), das 
NICHD (USA) und das Forschungspro- 
gramm CONRAD (USA). 

Die Buko-Pharma-Kampagne ist Mit- 
initiatorin der weltweiten Kampagne gegen 
Anti-Schwangerschafts-”Impfstoffe”. 

Kontakt/Coordination: Dritte Welt 
Haus, August-Bebel-Str.62, 33602 Bielfeld 


1, Tel.: 0521-60550, Fax: 0521-63789 


“Nein zur Gewalt an 
Frauen in 
Fernsehbeiträgen!” 


m 25. November 1960 starben in der 
A Beminanien Republik drei 

Frauen eines gewaltsamen Todes. Sie 
wurden auf Grund ihrer Aktivitäten gegen 
Diktator Trujillo vom militärischen Geheim- 
dienst gefoltert, vergewaltigt und ermordet. 
Als 1981 ein Treffen von Feministinnen aus 
Lateinamerika und der Karibik in Bogota 
stattfand, wurde dieser 25. November zum 
Internationalen Tag gegen Gewalt an Frauen 
ausgerufen. 

Seitdem trat Terre des Femmes e.V., 
Menschenrechte für die Frau, am 23. 
November mit Themen wie Frauenhandel, 
Sextourismus und Kinderprostition an die 
Öffentlichkeit. In diesem Jahr wollen sie sich 
auf die Gewalt an Frauen im eigenen Land 
konzentrieren: auf den Sondermüll einer nur 
gewinnorientierten Konsumgesellschaft, der 
täglich millionenfach über die häusliche 
Mattscheibe flimmert und Frauen zur Ware 
degradiert. Das diesjährige Thema lautet 
demnach: "Gewalt an Frauen in Fernseh- 
beiträgen”. 

Besonders die kommerziellen Sender tra- 
gen diesbezüglich eine große Verantwor- 
tung. Die Darstellung von Gewalt wird 
immer realistischer und schreckenserregen- 
der. Pro7 sendet mit Abstand die meisten 
Gewaltszenen. Mit täglich ca. 20 Morden 
liegt Pro7 an der Spitze aller Fernsehsender. 
RTL plus hat sich durch ein Programm unter 
dem Motto "Alles, was Männer anmacht”, 
wozu neben Sex reichlich Gewalt gehört, 


Kurz belichtet 


bekannt gemacht. Die meisten TV- Leichen 
sind nach einer Untersuchung weiblich, 
jung und lebendig attraktiv. Auffallend sind 
die zunehmenden Gewaltdarstellungen an 
Frauen in Verbindung mit ihrer Sexualität. 
Vergewaltigungen werden zum Teil ästheti- 
siert, um jegliches Unrechtsbewußtsein 
beim Mann zu verhindern und seine Domi- 
nanz zu festigen. 

Viele Frauenrollen sind einzig durch ihre 
Funktion für die männlichen Hauptdarsteller 
bestimmt: als Hausfrau, Prostituierte, 
Geliebte, Dummchen etc.. Oft werden Frau- 
en in erster Linie als ”Körper” dargestellt - 
ein schmückendes Beiwerk, mit einem Spat- 
zenhirn versehen. Kameraführung, Filmidee 
und Darstellung fordern eine Identifikation 
mit den männlichen Akteuren heraus, die in 
deutschen Programmen mit 66 Prozent 
gegenüber 34 Prozent weiblichen Akteuren 
in der absoluten Mehrzahl sind. 

Wer über das Medium Fernsehen verfügt, 
hat die Macht, sein Frauenbild zu transpor- 
tieren. Noch ist das Fernsehen auf allen Ebe- 
nen von Männern dominiert und struktu- 
riert, nur einige wenige Vorzeigefrauen sind 
als Moderatorinnen, als Sprecherinnen und 
Redakteurinnen zugelassen. TV vermittelt 
deshalb ein Frauenbild, das geeignet ist, die 
bestehenden gesellschaftlichen Machtver- 
hältnisse zwischen den Geschlechtern auf- 
rechtzuerhalten. Selten wird die gesell- 
schaftliche Realität von Frauen im Fernse- 
hen gezeigt. Frauenspezifische Themen, wie 
berufliche Diskriminierung, Schwanger- 
schaft, Hausfrauendasein, Vergewaltigung 
etc. haben in der deutschen Fernsehland- 
schaft keinen Platz. 

Aus diesen Gründen finden am Donners- 
tag, den 25. November 1993, Demonstratio- 
nen und Kundgebungen mit Vertreterinnen 
verschiedener Kirchen- und Frauenorgani- 
sationen, Medienwissenschaftlerinnen, 
weiblichen Bundestags- und Landtagsabge- 
ordneten sowie Kleinkünstlerinnen vor den 
Sendern Pro? in München/Unterföhring und 
RTL plus in Köln-Junkersdorf statt. 


Terre des Femmes verurteilt die uneinge- 
schränkte Zulassung kommerzieller Sende- 
anstalten als politische Fehlentscheidung 
und fordert, die Würde der Frau in der 
Berichterstattung, in Spielfiimen und der 
Werbung zu achten, Filme und Filmema- 
cherinnen finanziell zu fördern, die friedli- 
che Konfliktlösungsmodelle anbieten und 
ein facettenreiches Bild von Frauen als krea- 
tiv denkende und handelnde Persönlichkei- 
ten entwerfen. Firmen sind zu boykottieren, 
die im Zusammenhang mit frauenverachten- 
den und gewaltfördernden Filmen werben. 
Terre des Femmes schlägt vor, einen speziel- 
len Kinder- und Jugendkanal einzurichten, 
der völlig frei von Werbung ist und aus- 
schließlich über Gebühren und Zuschüsse 
finanziert wird. Werbung, die in Filme ein- 
geblendet wird, soll verboten werden, die 
öffentlich- rechtlichen Anstalten sollen ganz 
auf Werbung verzichten. Alle (Aufsichts-) 
Gremien der öffentlich-rechtlichen und pri- 


Das ‘Alternative Information 


Center(AlIC)’ in Jerusalem 

Das Alternative Informationszentrum, 
gegründet 1984 von progressiven Israelis 
und Palästinensern, ist eine parteiunab- 
hängige Einrichtung mit der Zielsetzung, 
einerseits die israelische Öffentlichkeit 
mit Informationen über die Repression in 
den besetzten Gebieten und über den 
Widerstand zu informieren, andererseits 
Palästinensern ein besseres Verständnis 
der politischen und sozialen Realität Isra- 
els zu ermöglichen. 


Zeitschriften des AlIC: 


News from Within: Eine Monatszeit- 
schrift in Englisch mit Analysen, Hinter- 
grundartikeln und Augenzeugenberich- 
ten sowohl zur palästinensischen wie zur 
israelischen Gesellschaft. Jahresabo: 45 
US-$ (Förderabo: 50 US-$) 


The Other Front: Eine wöchentlich in 
Englisch und Arabisch erscheinende 
Presseschau, die Statements und Aktivitä- 
ten bezogen auf den israelisch-palästi- 
nensischen Konflikt dokumentiert. Jah- 
resabo: 65 US-$ 


Article 74: Ein Newsletter in Englisch 
und Hebräisch, der sich mitdem Einwoh- 
nerstatus der Palästinenser und der Fami- 
lienzusammenführung in den besetzten 
Gebieten und in Israel beschäftigt. 
Erscheint unregelmäßig. Abo (10 Ausga- 
ben): 15 US-$ 


April 17: Ein Monatsmagazin, das sich 
mit den dringenden Problemen der palä- 
stinensischen politischen Gefangenen 
befaßt. Erscheint in Englisch, Arabisch 
und Hebräisch. Vier Ausgaben: 10 US-$ ; 
Heft 2.50 US-$ 


Alternative Information 

Die Berichte des AlC waren von Anbe- 
ginn an für lokale und internationale 
Medien eine zuverlässige Informations- 
quelle. Die Rückbindung des AlC sowohl 
an die israelische als auch an die palästi- 
nensische Gesellschaft setzt es in die 
Lage, ausländische Journalisten und 
Fernsehteams bei ihrer Arbeit in Israel 
und den besetzten Gebieten zu unterstüt- 
zen. Auch für spezielle Delegationen 
(Juristen, Gewerkschafter, Frauenorgani- 
sationen etc) bietet das AlC organisierte 
Touren an, die Einblicke sowohl in die 
Kämpfe in den besetzten Gebieten als 
auch in die im ”anderen” Israel ermögli- | 
chen. 

Alternative Information Center 
P.O.Box 31417, Jerusalem 

Tel: 00972/2/241159 

Fax: 00972/2/253151 
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vaten Fernsehanstalten müssen zur Hälfte 
mit Frauen besetzt werden, die sich für Frau- 
enbelange einsetzen. Notwendig sei es, bei 
den privaten Sendeanstalten wirksame 
Organe der Selbstkontrolle und des Jugend- 
schutzes zu schaffen. Zudem sollen erhebli- 
che Mittel bereitgestellt werden, um Eltern 
über die mögliche Gefährdung ihrer Kinder 
durch die Medien aufzuklären. 

Terre des Femmes ruft zu einer Postkar- 
tenaktion an die verantwortlichen Minister- 
präsidenten sowie an den Zentralausschuß 
der Werbewirtschaft und dem Verband Pri- 
vater Rundfunk und Telekommunikation 
auf. Anzufordern bei: 

Terre des Femmes, PF 2531, 72015 
Tübingen, Tel.: 07071-24289, Fax: 550352 


Hausverbot für 
BAYER-KritikerInnen 


unächst schien. alles recht einfach. 

/ Die COORDINATION GEGEN BAY- 
ER-GEFAHREN (CGB), ein eingetra- 
gener Verein, stellte beim Deutschen 
Jugendherbergswerk (DJH) einen Aufnah- 
meantrag bei dessen Landesverband Nord- 
rhein-Westfalen, um in der Düsseldorfer 
Herberge ihre ordentliche Jahreshauptver- 
sammlung abzuhalten. Zusätzlich geplant 
war ein Studienseminar zum Thema Gen- 
technik. Nun war das DJH an der Reihe. In 
deren Satzung heißt es: “Das Deutsche 
Jugendherbergswerk ist für die gesamte 
Jugend des In- und Auslandes tätig, unab- 
hängig ... von Religion, Weltanschauung 


durch 
Einmischung? 


Shen 


Lassen sich militärische Konflikte 
durch Einmischung von außen be- 
enden? Dargestellt an den Fallbei- 
spielen Jugoslawien, Somalia und 
Kambodscha, wird u. a. die Rolle 
der UNO von namhaften Experten 
kritisch beleuchtet. 

1993. 

Dietz-TB 53, DM 19,80/ 6S 155,-/ 
sFr 20,80 


oder politischer Partei.” Und der hehren 
Absichten kein Ende: für "Umweltbewußt- 
sein, ... vorbeugende Gesundheitspflege, ... 
und die Begegung der Jugend” sowie ”Fort- 
und Weiterbildung” möchte sich das DJH 
einsetzen. Die Praxis auf dieses weltoffene 
Bekenntnis gestaltete sich dann doch ganz 
anders: auf den Aufnahmeantrag reagierte 
der Landesverband mit einem negativen 
Bescheid. Ganz lapidar, ohne nähere Erläu- 
terungen. Selbst eine telefonische Nachfrage 
beim DJH-Landesvorsitzenden Friedhelm 
Kamps brachte kein Licht in diese Angele- 
genheit. Kamps teilte stotternd mit, was auch 
schon die Satzung seines Vereins festlegt: 
Die “Ablehnung eines Aufnahmeantrags 
bedarf keiner Begründung”. Und das, 
obwohl die BAYER-KritikerInnen laut ihrer 
eigenen Satzung eigentlich genau auf Linie 
mit den DJH- Prinzipien stehen müßten. Seit 
über zehn Jahren sammeln sie “Informatio- 
nen über Schäden am Menschen und der 


Umwelt sowie über die Gefährdung von . 


Arbeitsplätzen, ... die durch den BAYER- 
Konzern verursacht sind.” Der “Dialog zwi- 
schen Verursacher, Betroffenen und Interes- 
sierten” schließlich dient der “Vermeidung 
und Behebung dieser Schäden”, heißt es 
weiter. 

Über die wahren Beweggründe der 
Ablehnung des Antrags kann so nur speku- 
liert werden. Hat sich das DJH durch einen 
Konzern, der in Nordrhein-Westfalen über 
eine gewisse Macht verfügt, einschüchtern 
lassen? Vielleicht fürchtet man gar, was einst 
dem WDR nach einer kritischen Berichter- 


eport über Völker in Not 


‘Helfer im 
Kreuzfeuer 


Humanitäre Hilfe 
nd militärische Intervention 


u 
N 


Das von der Organisation „Ärzte 
ohne Grenzen“ herausgegebene 
Buch beleuchtet zehn Krisenregio- 
nen und untersucht an konkreten 
Beispielen das diffizile Zusam- 
menspiel von UNO, Geberländern 
und Hilfsorganisationen. 

1993. 

Dietz-TB 58, DM 19,80/6S 155,-/ 
sFr 20,80 
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stattung blühen sollte: Alle BAYER-Beschäf- 
tigten und ihre Familien werden per Dienst- 
anordnung zum Boykott aufgerufen. Das 
hätte dem WDR sein Publikum gekostet und 
würde Herbergseltern glatt arbeitslos 
machen. 

Daß der Konzern öffentliche Kritik an sei- 
nen Geschäftsfolgen fürchtet wie der Teufel 
das Weihwasser, ist zu einem großen Teil 
ein Verdienst der COORDINATION. Konti- 
nuierlich wird über Hungerlöhne in der 
“Dritten Welt”, die Vergiftung ganzer Stadt- 
teile, skrupellose Geschäfte mit HIV-ver- 
seuchten Medikamenten und andere Skan- 
dale berichtet. Wen wundert es da, daß der 
Konzern diesen “Verleumdungskampa- 
gnen” Einhalt gebieten möchte. Doch bisher 
ohne Erfolg. Als die lästigen KritikerInnen 
mit Hilfe eines Prozesses mundtot gemacht 
werden sollten, zogen sie vor’s Bundesver- 
fassungsgericht und trugen - welch eine 
Schmach für BAYER - im letzten Jahr gar 
einen Sieg davon. 

Gegen die Diskrimierung konzernkriti- 
scher Arbeit per Hausverbot ruft die COOR- 
DINATION zu einer Protestbriefe-Aktion 
auf. Die Schreiben sollen gerichtet werden 
an: Deutsches Jugendherbergswerk, Bun- 
desverband, Bismarckstr.8, 32756 Detmold 
oder: Landesverband NRW, Düsseldorfer 
Str.1, 40503 Düsseldorf und andere Landes- 
verbände. 


COORDINATION GEGEN BAYER-GEFAH- 


REN, Schöndorffstr. 2, 40229 Düsseldorf, 
Tel./Fax: 0211-217429 


nature 


Hallo I! Hola ! 


Interessierst du 
dich für CHILE ?! 


Die IJGD organisieren vom 

29.1 - 27.2.1994 ein . 
Internationales Workcamp mit 

den Pewenche-Indianern in Quinquen 
incl. Rahmenprogramm in Kooperation 
mit der Umweltorganisation CODEFF. 
Vorbereitungsseminar: 7 - 9.1.1994 
Infos: IJGD, Tempelhofer Damm 2, 
12101 Berlin, Tel. 030 / 785 20 48 


AJSeV. 
Läufertsmühle 
69437 Neckargerach 
Tel. 06263/ 1643 
Fax 06263/ 9491 


Läufertsmühle 
Tagungs- und 
Bildungsstätte 


» Vollwertküche (Lebensmittel aus 
. kontr.-bio. Anbau) 

» Übernachtung (59 Betten) 

» Ruhige Lage (Odenwald, 
Neckarseitental) 

» Seminarprogramm 

» Forellenzucht 


AJS e.V. 
Arbeitskreis zur Förderung 
internationaler Jugend- und Sozialarbeit e.V 


Leserbrief 


olitische 
kologie 


Eigentlich 
geht Ihnen der 
Weihnachtsrummel 


auf den Keks ... 


... aber wie die meisten 
kommen auch Sie nicht 
ganz drum rum. 

Wenn Ihnen sonst nichts 
Sinnvolleres einfällt: 


Das Geschenkabo 


der Politischen Ökologie 
Sechsmal im Jahr 
Hintergründe, 
Perspektiven, Konzepte 


© Politische Ökologie 
® Cosimastr. All 

e 81927 München 

e Tel. 089/91 7940 

: Fax: 089/910 15 17 
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Ja, senden Sie mir bitte 


Ol einen Geschenkgutschein 
für ein Jahresabonnement 
der Politischen Ökologie 
zum Preis von 75,- DM 
(Studenten 60,- DM) 


Name, Vorname 


Straße 


PLZ, Ort 


Datum Unterschrift 


Betrifft: Beitrag von Saral 
Sarkar (iz3w Nr. 192), 
Entwicklungskritik in der 
Kulturfalle 


Zunächst soll nicht bestritten werden, 
daß Sarkar eine Reihe von berechtigten 
Zweifeln an den kulturellen Ansätzen eini- 
ger Entwicklungskritiken vorbringt. Auch 
seinem Hinweis auf die häufige Vermi- 
schung von Argumenten bei der Ablehnung 
von Entwicklungsmodellen ‘“westlich/ 
fremd’ anstelle von ‘ökonomisch, ökolo- 
gisch, politisch und sozial schädlich’ - ist 
leicht zu folgen. Was bei den Ausführungen 
von Sarkar aber massiv in Frage gestellt wer- 
den muß, ist der erneute Versuch, all jene 
Menschen in der Dritten Welt, um die es bei 
der Entwicklungsdebatte geht - ob Arme, 
Minoritäten, ‘Volksgruppen’, Benachteilig- 
te, ländliche Bevölkerung, ‘Stammesvölker’ 
usw. - zu bevormunden, auch wenn es gut- 
gemeint ist. 

Diese Bevormundung hat Tradition: erst 
waren es die nationalen Entwickler in den 
betroffenen Ländern selbst (von Mobuto auf 
der rechten Seite bis Sekou Toure auf der lin- 
ken), die ihren Ländern verordneten, was sie 
in Paris, Moskau oder (seltener) in London 
gelernt hatten. Dann kamen die externen 
Entwicklungs’helferr des Westens und 
Ostens, die ihre Varianten von Modernisie- 
rungstheorie auslebten. Jetzt sind es offenbar 
auch die oppositionellen nationalen Eliten 
aus der Dritten Welt, zuweilen massiv unter- 


: stützt von einem Teil der Entwicklungsthil- 


te)kritiker aus den Industrieländern, die 
gemeinsame intellektuelle Sache gegen die 
kulturelle Identität ethnischer Gruppen in 
den betroffenen Ländern machen. 
Gemeinsam ist all jenen stets neuen 
‘Analysen’ eine extreme Kulturfeindlichkeit, 
verstanden als der Versuch, (der Meinung 
ihrer Apologeten nach) nicht sinnvolles 
"Anderssein’ und ’Anders-sein-wollen’ mit 
allen Mitteln zu diskriminieren. Diese Kul- 
turfeindlichkeit taucht bei Sarkar wiederholt 
dort auf, wo. er den Versuch unternimmt, die 
Gründe für ein plötzliches Interesse für Kul- 
tur in der Entwicklungsdebatte zu analysie- 
ren. Es stimmt, daß inzwischen sicher auch 
einige ‘Imperialisten’ des Nordens gut mit 
dem Gedanken leben können, Profitmache 
und Wahrung der kulturellen Identität bei 
ihren Opfern miteinander zu verbinden. Wo 
vormals erst die kulturelle Gleichschaltung 
und dann der Profit stand, wird heute Profit 
durchaus möglich, wenn zuvor wenig in 
eine kulturelle Entfremdung investiert wur- 
de. Die (Kurz-)Schlußfolgerung, kulturelle 
Identität und den Wunsch am Festhalten 
daran auf eine neue Ideologie dieser Impe- 
rialisten reduzieren zu können, ist der kras- 
seste Beweis für die Kulturfeindlichkeit des 
Verfassers. Er kann sich einfach nicht vor- 
stellen, daß sich Menschen - obwohl bereits 
hochgebildete Elitenangehörige ihres Lan- 


des darüber nachgedacht haben, wohin die 
allgemeine Entwicklung und der besondere 
kulturelle Entwicklungsweg dieser Men- 
schen gehen soll - ihre eigenen Gedanken 
machen wollen, seien diese nun aus Sicht 
der Eliten rational oder irrational, sinnvoll 
oder unsinnig, wegweisend oder in einer 
Sackgasse endend. 

Es ist vieles richtig, was Sarkar zu den 
Ungerechtigkeiten in traditionellen (und 
anderen) Kulturen schreibt. Für viele Men- 
schen könnte sich durchaus etwas in positi- 
ver Hinsicht ändern, gelänge es ihnen, 
Restriktionen ihrer Kultur abzuschütteln. 
Warum wohl an dieser Stelle nicht das Argu- 
ment der weiblichen Exzision und Infibulati- 
on im Sudan äuftaucht, das doch stets als 
Beweis für die Brutalität und letztendlich 
Unmündigkeit der betreffenden Menschen 
und ihrer Kultur herangezogen wird und als 
Aufruf zur Intervention? Selbst diese, auch 
nach meiner Ansicht nach Veränderung 
schreiende Vergewaltigung von Frauen, 
rechtfertigt aber nicht, das Festhalten der 
Betroffenen an derartigen Praktiken pau- 
schal abzuwerten. Um so weniger ist die 
generelle Kritik am Festhalten von sozialen, 
gender-bezogenen, ökonomischen oder 
religiösen Traditionen legitimiert, die viel- 
leicht von den Kritikern nicht einmal ver- 
standen werden. 

Wenn aus der jeweiligen Kultur der 
Wunsch nach Veränderung laut wird, wenn 
sich z.B. sudanesische Frauen aktiv gegen 
die Exzision wehren, dann ist es völlig legi- 
tim, diese Proteste aufzunehmen, die Betrof- 
fenen möglicherweise sogar extern zu unter- 
stützen (das bedarf jedoch sehr sorgfältiger 
Prüfung des Sachverhalts und sensibler Vor- 
gehensweise). Wer in ähnlichen Situationen 
romantisiert oder gar für die Konservierung 
des alten Zustandes eintritt, weil er z.B. aus 
der Zementierung ungerechter Herrschafts- 
strukturen Profit schöpft, der ideologisiert 
den Begriff der kulturellen Identität im Sinne 
von Sarkar in der Tat. Dieser Vorwurf an die 
Adresse der kritisierten Autoren gerichtet 
und mit der vorgetragenen Begründung aber 
zeigt, wie wenig der Verfasser das kulturelle 
Selbstbestimmungsrecht der betroffenen 
Menschen ernst nimmt und wie sehr er sich 
in die Gruppe jener einreiht, die meinen, 
andere ohne Mandat vertreten zu müssen - 
auch wenn es durchaus ’gutgemeint’ ist. 


Frank Bliss 


blätter des iz3w, Nr. 194, Dez.'93/Jan.'94 57 


Die Redaktion des ÖkozidJournals 


» steht für die weltweite Koalition aus Um- 
weltschützern und Stammesgesellschaf- 
ten (Interethnische Koalition) 

» will ein Forum für engagierte Wissen- 
schaftler sein, die die Bereitschaft zeigen, 
die »Anwaltschaft« für ihre (einstigen) Stu- 
dienobjekte zu übernehmen (Action Eco- 
logy) 

D versteht sich als Sprachrohr indigener Ge- 
sellschaften, für die der Raubbau an ihren 
natürlichen Ressourcen längst zum »Über- 
lebenskampf« geworden ist (Selbstbestim- 
mungsrecht) 

» ist Nachrichtenagentur für jene »tieri- 
schen, pflanzlichen und menschlichen Ge- 
sellschaften«, die jenseits der industriellen 
Zivilisation keine eigene Lobby haben 
(»Unterbliebene Nachrichten«) 

D setzt an die Stelle des Mythos »Entwick- 
lungshilfe« die Wiederherstellung intak- 
ter Lebensräume. Unterstützt Versuche 
zur Revitalisierung traditioneller Techno- 
logien, Landwirtschafts- und Bewässe- 
rungsformen.... (Restaurationsökologie) 

D setzt sich aus Redakteuren unterschiedli- 
cher Umweltschutz-, Dritte-Welt- und 
Menschenrechtsorganisationen zusam- 
men, für die die effektive Vernetzung ver- 
schiedener Initiativen zugleich Garant für 
Interdisziplinarität in Forschung und 
Lehre ist (Interdisziplinäre Forschung) 


herausgegeben vom Ökozid e.V. 
D-41066 Mönchengladbach 
Red.Leitung: Peter E. Stüben und Corina Lass 
DIN A4, 56-64 Seiten, zahlr. Abb. 
Heftpreis DM 9,80,, Jahresabo-Preis DM ı8,- 
ISSN 0939-3404 
erscheint halbjährlich im: Focus Verlag 


Ja, ich abonniere: 
OD das OkozidJournal ab Nr.: 


Ja, ich bestelle: 
OD das ÖkozidJournal Nr.: 


Datum/Unterschrift 


FOCUS VERLAG 


Bergwerkswald 22 Postfach ıı 


3 28 
D-35348 Giessen 
Telefon: 06 41 / 2 54 88 


Telefax: 06 41 / 20 18 75 


58 blätter des iz3w, Nr. 194, Dez.'93/jan.'94 


Lateinamerika Nachrichten’ Nr. 233 
November 1993 

El Salvador: Das Zwei-Drittel-Register/Femi- 
nismus - Heraus aus dem Untergrund - Inter- 
view mit Mercedes Canas * Chile: Zwanzig 
Jahre danach / Townley-Bazillus / Exil zwi- 
schen Solidarität und Bevormundung / 
Indigenas: Von der Sünde, ein Volk zu sein 
* Costa Rica: „Ureinwohner gab es nicht” - 
Zur Geschichte der Indigenas /Abschied 
vom selbstgewählten Image * Brasilien: Wer 
zerstört, wer rettet Amazonien? / Verfas- 
sungsreform * Peru: gez. P. Gonzalo - Abi- 
mael Guzmän vermeintliches Friedensange- 
bot * BRD: Podiumsdiskussion in Frankfurt - 
Lateinamerika Linke sucht nach neuen 
Wegen * Kuba: Interview mit Abel Prieto * 
Rezensionen: Capoeira - Die Kultur des 
Widerstands * 

Einzelpreis: DM 5,-, Bezug: Lateinamerika 
Nachrichten, Im Mehringhof, Gneisenaus- 
traße 2, 10961 Berlin 


FORUM entwicklungspolitischer Aktions- 
gruppen Nr. 177 mit dem Schwerpunkt 
„Ökodiktatur - Ökodemokratie”: 

Volker Böge über „Ökologische Krise und 
militärische Intervention” * Auszüge aus der 
Studie „Sustainable Netherlands” Interview 
mit Jens Dörschel von der BUND-Jugend ’ 
Bina Agarwal: Vom Ökofeminismus zur 
feministischen Ökologie * Christoph Spehr 
über „Ökologie im 4. Reich” * Claudia Bern- 
hard: „Mit Kopf und Hand und Knete vom 
Land”: VEN - Der Werbezug für die rot-grü- 
ne Lobbyarbeit * 

* und einiges mehr sowie rund 20 Seiten Ser- 
viceprogramme. 

Bezug: FORUM entwicklungspolitischer 
Aktionsgruppen, Buchtstraße 14/15, 28195 
Bremen, Tel.:04 21/32 51 56, Fax:04 21/3 
37 81 77. 


gewaltfrei 
anarchistisch 
aktiv 


Die Föderation Gewaltfreier Aktionsgruppen 
(FÖGA) sucht für eine volle (35 Std) Stelle in der 


Graswurzelwerkstatt 
eineN Mitarbeiterin 


Aufgaben: Vernetzung und Koordination von 
Gruppen und Einzelmenschen der 
Graswurzelbewegung, Öffentlichskeitsarbelt, 
Geldbeschaffung. Inhaltlich umfaßt die Arbeit derzeit 
Antirassismus, Gewalt im Alltag/von rechts, 
Antisexismus, Umwelt, Antimilitarismus. 


Wir bieten: selbstbestimmtes Arbeiten im Team, 
Weiterbildung in Trainingsarbeit (für gewaltfreie 
Aktion, gegen Rassismus, etc). 


Wir erwarten: politische Einstellung im Einklang mit 
der Prinzipienerklärung der 
FÖGA/Graswurzelrevolution (gewaltfrel, 
anarchistisch, anti-sexistisch) sowie Interesse am 
Aufbau/Unterstützung der gewaltfreien Bewegung. 


Bewerbungsschiuß 3.1.94. Arbeitsbeginn 1.2.94. 
Bevorzugt wird eine Frau angestellt. 
Graswurzelwerkstatt, Scharnhorststr.6, 50733 Köln, 
Tel 0221 765842. 


Zeitschriffenschau —— 


Neue Bücher —. 


Wolfgang Meier, Problematik sozialrevolu- 
tionärer Regime in der Dritten Welt - Eine 
vergleichende Betrachtung der Entwick- 
lung in Guinea-Bissau und Nicaragua, Tec- 
tum-Verlag, Marburg, 1993, 516 Seiten, 68,- 
DM 


Ken A. Gourlay, Deponie Erde - Wachstum 
in den Müllnotstand, Dietz-Verlag, Bonn, 
1993, 352 Seiten, 29,80 DM 


Janette Habel, Kuba - Die Revolution in 
Gefahr, ISP-Verlag, Köln, 1993, 296 Seiten 


Dirk Hansohm / Robert Kappel, Schwarz- 
weiße Mythen - Afrika und der entwick- 
lungspolitische Diskurs, Bremer Afrika Stu- 
dien Bd. 3, Lit-Verlag, Münster/Hamburg, 
1993, 260 Seiten, 29,80 DM, Bestelladresse: 
Dr. Kappel, Fachbereich 8, Uni Bremen, 
Postfach 330440, 28334 Bremen 


Nawal el Saadawi, Eine Frau auf der Suche - 
Erzählung, CON-Literaturvertrieb, Bremen, 
1993, 144 Seiten, 28,- DM, Bestelladresse: 
Postfach 106545, 28065 Bremen 


Nawal el Saadawi, Kein Platz im Paradies - 
Kurzgeschichten Con-Literaturvertrieb, Bre- 
men, 1993, 144 Seiten, 28,- DM, Bestell- 
adresse: Postfach 106545, 28065 Bremen 


Bildungs- und Aktionszentrum Dritte Welt 
(Hrsg.), Islam im Umbruch - Grenzen einer 
Weltreligion, Das Arabische Buch, Berlin, 
1993, 181 Seiten, 18,80 DM, Bestelladresse: 
BAZ, Knesebeckstr. 16, 10623 Berlin 


Berliner Institut für Vergleichende Sozialtfor- 
schung und Netzwerk Menschenrechte in 
Zusammenarbeit mit medico international 
(Hrsg), Weltflüchtlingsbericht - Ein Hand- 
buch zu Fluchtursachen und Asyl, Bevölke- 
rungsbewegungen und Entwicklungspolitik, 
Edition Parabolis, Berlin, 1993, 240 Seiten, 
42,- DM, Bestelladresse: medico internatio- 
nal, Obermainanlage 7, 60314 Frankfurt 


Klemens Ludwig / Susanna Voigt (Hrsg.), 
Phantom Atom - Abgründe der Atomtech- 
nologie und Wege aus der Gefahr, Ökozid- 
Jahrbuch Nr. 9, Focus-Verlag, Giessen, 
1993, 240 Seiten, 29,80 DM, Bestelladresse: 
Unterer Harchhof 29, 35398 Giessen 


Al imfeld (Hrsg.), Wir weinen nicht mehr, 
Afrika! Frauenleben, Verlag im Waldgut, 
Frauenfeld, 1993, 192 Seiten, 32,- DM/SFr, 
250 ÖS, Bestelladresse: Industriestr. 21, CH- 
8500 Frauenfeld 


L.Amaya / U.Biemann / P.Malatesta (Hrsg.), 
Zwischenräume - Interspacios, Bilder und 
Texte von Frauen in der Fremde, auf 
deutsch, spanisch und portugiesisch, efef- 
Verlag, Zürich, 1993, 74 Seiten, 28,- 
DM/SFr, 219 ÖS, Bestelladresse: Postfach, 
3000 Bern 9, Schweiz 


Wetterfrösche lügen nicht. Erfolge und 
Mißerfolge der Projektzusammenarbeit von 
kirchlichen Hilfswerken und Solidaritäts- 
gruppen mit Brasilien. Seminar vom 17.- 
19.12. in Neuendettelsau. Anmeldung: Ko- 
Bra - Kooperation Brasilien, In den Weiher- 
matten 27, 79108 Freiburg, Tel/ Fax: 
07 61/53674. 


„Das Fremde zwischen Vereinnahmung 
und Ausgrenzung - neue Medien und Kom- 
munikationswege in der entwicklungspoli- 
tischen Bildungs- und Öffentlichkeitsar- 
beit“. Fachtagung am 27./28. Januar 1994 
im Gustav-Streesemann-Institut in Bonn. 
Anmeldung: Arbeitsgemeinschaft für Ent- 
wicklungshilfe (AGEH) e.V., Ripuarenstr. 8, 
50679 Köln; Telefon 02 21/88 96-0; Telefax: 
02 21/8896-100 


Schenkt das Geld nicht 
dem Finanzamt, 
sondern uns! 


Die ”blätter des iz3w” erscheinen mitt- 
lerweile seit 23 Jahren. Für eine Aktions- 
gruppe, die ohne größere Geldgeber aus- 
kommen muß, ist diese Kontinuität keine 
Selbstverständlichkeit. Postmoderne und 
Postreform machen uns das Leben auch | 
nicht leichter. Deswegen bitten wir alle 
Leserinnen und Leser, die dazu in der 
Lage sind, um eine Spende. 

Das Finanzamt erkennt Eure Spenden als 
steuerlich abzugsfähig an, wenn Ihr mit 
dem Vermerk “Verwendungszweck: 
Durchlauf-spende zugunsten der Aktion | 


Tagungshinweise 


Kommunalpolitik für Eine Welt - Globales 
Klima und öffentlicher Personennahverkehr. 
Seminar des Arbeitskreis Entwicklungspoli- 
tik im (AKE)-Bildungswerk vom 4.2- 
6.2.1994 in Vlotho. Anmeldung: AKE-Bil- 
dungswerk e.V., Arbeitskreis Entwicklungs- 
politik, Horstweg 11, 32602 Vlotho, Tel.: 
05733-6800, Fax: 05733-18154. 


Aufstieg aus der Dritten Welt? Entwick- 
lungsstrategien und Menschenrechte in 
Südostasien. Tagung vom 11.-13.2.94 in 
Bochum. Teilnehmerbeitrag: 80.-/50.-DM. 
Anmeldung: Südostasien Informationsstelle, 
Josephinenstr. 71, Bochum, Tel.: 0234- 
502748, Fax: 0234-502790 


Fremde unter Deutschen - Deutsche unter 
Fremden - Begegnungsprogramm in der 
BRD. Seminar des Arbeitskreis Entwick- 
lungspolitik im (AKE)-Bildungswerk vom 
11.2-13.2.1994 in Vlotho. Anmeldung: 
AKE-Bildungswerk e.V., Arbeitskreis Ent- 
wicklungspolitik, Horstweg 11., 32602 Vlo- 
tho, Tel.:05733- 6800, Fax: 05733-18154. 


Südafrika vor den Wahlen: Altes Spiel - 
Neues Glück? Seminar in der Akademie 
Klausenhof vom 18.2.-20.2.94. Anmeldung: 
Akademie Klausenhof, Klausenhofstr.100, 
Hamminkeln. Tel.: 02852-890 Fax: 02852- 
89300. 


Umwelt im Schatten der Wirtschaft. Ju- 
gendumweltkongreß vom 28.12.1993 bis 
zum 3.1.1994 in Göttingen. Anmeldung: 
Kongreßbüro, Pavillon der Höltyschule, 
Nikolausberger Weg 22, 37073 Göttingen, 
Tel.:0551/541863. 


Kampagne gegen Kinderarbeit in der Tep- 
pichindustrie. Aktionsgruppen-Workshop 
am 14. und 15. Januar 1994 in Bonn. 
Anmeldung: werkstatt ökonomie, Obere 
Seegasse 18, 69124 Heidelberg. 


Asyl in Deutschland. Seminar des Arbeits- 
kreis Entwicklungspolitik im (AKE)-Bil- 
dungswerk am 15. und 16. Januar 1994 in 
Vlotho. Anmeldung: AKE-Bildungswerk 
e.V., Arbeitskreis Entwicklungspolitik, 
Horstweg 11, 32602 Vlotho, Tel.: 05733- 
6800, Fax: 05733-18154. 


Spielend leicht verändern. (Entwicklungs) 
politisches Theater zum Mitmachen am 
21.1.94 in Bielefeld. Kosten 70.-/50.-DM. 
Infos: BUKO-Pharma-Kampagne, August- 
Bebei-Str.62, 33602 Bielefeld. 


Nestl&-Forum. Seminar für Multiplikatoren 
der Initiativarbeit vom 28.-30.1.94 in Pots- 
dam. Anmeldung: Aktionsgruppe Babynah- 
rung e.V., Untere Maschstr. 21, 37073 Göt- 
tingen, Tel.:0551/531034 


Unser Angebot gilt bis 


zum 31.12.93 


Dritte Welt e.V.” an die Stadtkasse Frei- 
burg, Konto Nr. 1249606 bei der Volks- 
bank Freiburg (BLZ 68090000) über- 
weist. Die Stadt leitet das Geld an uns 
weiter und stellt Euch die Spendenbe- 
scheinigung für das Finanzamt aus. Die 
Finanzämter schreiben dieses Verfahren 
der sogenannten Durchlaufspende vor. 
Um Mißverständnisse zu vermeiden, 
möchten wir darauf aufmerksam 
machen, daß eine Bezahlung des ”blät- 
ter”- Jahresabonnements auf diesem Weg 
nicht möglich ist. 

Wer hingegen seine Spende nicht steuer- 
lich absetzen kann oder will, kann direkt 
auf unser Konto Nr. 148239-755 bei der 
Postbank Karlsruhe (BLZ 660 100 75) 
spenden oder uns als Förderer/in mit | 
einem Dauerauftrag von DM 100.- pro | 
Jahr oder mehr unterstützen. Bitte infor- 
miert uns, wenn Ihr einen solchen Dau- 
erauftrag eingerichtet habt, Euer Abonne- 
ment der ”blätter” ist damit bezahlt. 
Förderer/innen in der Schweiz bzw. 
Österreich können auf die Konten der 
Aktion Dritte Welt e.V. beim Postscheck- | 
amt Basel Nr. 40-35899 bzw. bei der 
Hypobank Bregenz Nr. 10157108110 
(BLZ 5800) spenden. 


Vier Jahre lang konnten wir den Preis der blätter des iz3w halten, jetzt geht es nicht 
mehr! Ab 1994 müssen wir den Einzelpreis und den Abo-Preis den gestiegenen Pro- 
duktionskosten und Postgebühren anpassen. Das Einzelheft kostet dann DM 7,50; 
das Jahresabonnement DM 54.- (Ermäßigt DM 46.-). Wer bis zum 31.12.1993 die 
blätter des iz3w abonniert oder ein Jahresabonnement verschenkt kommt noch in 
den Genuß des alten Abopreises von DM 48.- 


Bitte abtrennen und einsenden an iz3w, Postfach 5328, 79020 Freiburg 


Ich abonniere die “blätter des iz3w” (acht 
Hefte pro Jahr zum Preis von DM 48.- 
europäisches Ausland DM 55.-, Luftpostabo 
DM 48.- + Luftpostporto) 


Ich möchte ein Jahresabo verschenken - und 
zwar an folgende Person: 


Name 


Fr a en Name 
Straße/Hausnummer a 


Se ven raße/H 
Postleitzahl/Wohnort Straße/Hausnummer 


Datum/Unterschriftt PLZ/Wohnont 


Diese Bestellung kann innerhalb von 7 Tagen widerrufen 


werden, davon habe ich Kenntnis Datum/Unterschrift 


Diese Bestellung kann innerhalb von 7 Tagen schriftlich 


u nn —__ widerrufen werden. Davon habe ich Kenntnis 
Datum/Unterschrift 


Datum/Unterschrift 
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Themenpakete der “blätter des iz3w” 


500 Jahre Kolonialismus: 


Sonderdruck 500 jahre Kolonialismus, Nr.180: Kolonialismus IN, Reader zur Aktionswoche 
'91 (ca. 100 Seiten), Aktionszeitung “500 Jahre Kolonialismus und Widerstand”; zusammen 
DM 10.- 


Nationalismus/Rassiısmus: 


Nr.191: Flucht/Migration/Asyl, Nr.190: Menschenrechte, Nr.178 und 183: Nationalismus I 
und Il, Nr.169: Festung Europa (Sonderdruck); zusammen DM 20.- 


Asien: 
Nr.188: Umbruch in Zentralasien, Nr.171: Südostasien, Nr.163: Indien, Nr.159: China, 
Nr.142: Neue soziale Bewegungen in Südostasien; zusammen DM 20.- 


Israel/Palästina: 
Nr.186: Israel in den 90er Jahren, Nr.182 Nahost-Verhandlungen, Nr.150: Intifada, Nr.107 
Palästina; zusammen DM 15.- 


Naher und Mittlerer Osten: 

Nr.172: Krisenregion Mittlerer Osten, Nr.168: Türkei/Kurdistan, Nr.152: Afghanistan, 
Nr.147: Politisierung des Islam, Nr.146: Iran/lrak, Nr.129: Türkei, Nr.120: Iran, Nr.114: Völ- 
kermord an den Armeniern, Nr.108: Afghanistan; zusammen DM 30.- 


Ökologie und Landwirtschaft: 

Nr.185: Verstädterung, Nr.181: Ökologie und Entwicklung, Nr.160: Neuordnung des 
Weltagrarhandels, Nr.155: Biotechnologie, Nr.133: Neue/alte Wege in der Landwirtschaft, 
Nr.124 u. 125: Ökologie und Dritte Welt I und Il; zusammen DM 25.- 


Neue Weltordnung: 

Nr.193: Weltinformationsordnung, Nr.192: Militärinterventionen, Nr.189: Strukturanpas- 
sung, Nr.177: Transnationale Konzerne; zusammen DM 15.-; Porto und Verpackung bis 
Bestellwert DM 10.-: DM 1,80; bis DM 50.-: DM 3.-; darüber portofrei 

Bestellungen an: iz3w, Postfach 5328, 79020 Freiburg 


Neu Im Iz3w 


Heute hier - 
morgen fort 


Das Buch zu 
Migration, Rassismus 
und der (Un)Ordnung 
des Weltmarkts 


Mit Beiträgen von: 


Hanna Beneker / Eva Wichtmann 
e Michael Bommes / Albert Scherr 
e Augusta Dwyer e Peter Franke e 
Klaus Kriener e Graciela Malgesini 
e Bernhard Merk e Necati Mert ® 
Jens Chr. Müller / Manon Tuckfeld 
« Lydia Potts e Nora Räthzel ® 


Saskia Sassen e Katina Schubert ® 


Helga Tewes e und anderen ® 


208 Seiten, für DM 19,- 
(+ 3,- DM Porto/Verp.) bei: 


Informationszentrum 
Dritte Welt, Pf 5328 
79020 Freiburg 

Tel. (07 61) 74003 
Fax (07 61) 7098 66 


Buchhandel über Prolit, 
35463 Fernwald 
ISBN 3-92226312-7 


Arbeitsgruppe 501 (Hrsg.) 


Heute hier — 
morgen fort 


Migration, Rassismus und die 
(Um Ordnung des Weltmarkts 


